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PRÄA MB EL  

 

Dieses Jahr ü bermittelt der Rechnungshof dem Parlament der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft seinen 20. Bericht.  

 

In diesem jährlichen Bericht bietet der Rechnungshof dem Pa r lament zuallererst 

einen Überblick ü ber seine Tätigkeiten des Vorjahres (Prüfungen und Zusammenarbeit mit 

dem Parlament). Dann trägt er die Ergebnisse der Rechnungsprüfung 200 7 vor. So werden 

die Rechnungen der Dienste der Hauptverwaltung, der Dienste mit autonomer (oder 

getrennter) Geschäft sführung und der administrativen paragemeinschaftlichen 

Einrichtungen öffentlichen Interesses eine nach der anderen analysiert. Zum Schluss 

kommentiert der Bericht den Finanzierungs saldo . Gemäß der Darstellung der Nationalbank 

die sich basiert auf der Begr iffsbestimmung für den Bereich öffentlicher Verwaltungen in 

Anwendung de r Verordnung vom Europäischen Rat vom 25. Juni 1996 über das 

Europäische System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung (ESVG 95, § 2.68) 1 wird der 

genannte Finanzierung ssaldo auf  den für  die Deutschsprachige Gemeinschaft anwendbaren 

Konsolidierungsbereich ausgedehnt . 

 

Es besteht die Auffassung, dass mit der Hinterlegung  der allgemeinen 

Rechnungslegung über das vorherige Haushaltsjahr die Stunde der Wahrheit gekommen ist. 

Mittels dieser Re chnungslegung kann allerdings die Anwendung durch die Regierung der 

vom Parlament bereitgestellten Kredite sowie die Einhaltung der Norm geprüft werden.  

 

Hinsichtlich der Buchhaltungsmethodologie sei darauf hinweisen, dass Artikel 104 des 

Vertrages von Maa stricht das Verfahren zur Beseitigung von ¿bermªȁigen 

Haushaltsdefiziten in de n EU-Mitgliedsstaaten vorsieht. Um über statistisch vergleichbare  

Angaben verf¿gen zu kºnnen, wurde auȁerdem ein buchhalterischer Bezugsrahmen - das 

Europäische System Volkswirt schaftlicher Gesamtrechnung (ESVG 95 oder SEC 95) - 

                                              

1
 Die Einheiten des öffentlichen Sektors ð Dienst nationale un d regiona le Rechnungen und Konjunktur der  BNB , 

Seite 20 . 
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ausgearbeit et. Seit Februar 2000 ist dieses Sy stem in alle n Mitgliedsstaaten der EU sowie in 

deren Bestandteile n verbindlich geworden.  

 

Um diesen Ansprüchen entgegenzukommen wurde  zwischen dem Föderalstaa t, den 

Gemeinschaften und den Regionen innerhalb der interministeriellen Konferenz für Haushalt 

und Finanzen am 21. März 2002 ein Abkommen abgeschlo ssen. Ziel dieses Abkommen ist 

es, die neuen Buchungsregeln SEC 95 allmählich in den belgischen öffentlichen  

Einrichtungen anwendbar zu machen.  

 

In dieser Perspektive sieht Artikel 4 des Gesetzes vom 1 6. Mai 2003 über die 

allgemeinen Bestimmungen bezüglich der Haushalte, der Kontrolle der Subventionen und der 

Buchführung der Gemeinschaften und Regionen, sowie de r Organisation der Kontrolle durch 

den Rechnungshof  vor, dass der Haushalt folgendes umfass en soll  : 

¶ für die Einnahmen die Verbuchung der festgestellten Rechte zu Gunsten der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft  

¶ für die Ausgaben einerseits die Kredite in gleiche r Höhe als die Summen die festgelegt 

werden können infolge Verpflichtungen die entstehen oder zu Lasten der Gemeinschaft 

eingegangen werden  und andererseits die Kredite in gleicher Höhe als die Summen die 

im Laufe des Haushaltsjahres beglichen  werden könne n infolge der aufgebauten 

Rechte zu Lasten der Gemeinschaft zum Ausgleich von vorher eingegangenen 

Verpflichtungen.  

 

Der äußerste Termin für die Umsetzung der allgemeinen Bestimmungen des höher erwähnten 

Gesetzes in ein eigenes Dekret der Deutschsprachigen  Gemeinschaft wurde auf den 1. Januar 

2010 verschoben 2. Ursprünglich war der 1. Januar 2007 vorgesehen. Grund für die 

Verschiebung liegt in der Nichtverabschiedung mittels einen königlichen Erlasses des für die 

Gemeinschaften und Regionen normalisierten gemeinsamen Buch haltungs planes.  

 

In Erwartung der Verabschiedung durch das Parlament des Dekretes der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft über den Haushalt, die Buchführung, die Verwendung 

                                              

2
 Siehe Artikel 2 des Königlichen Erlasses vom 7. Juni 2007  



 
7 

der Zuschü sse und über die Kontrolle durch den Rechnungshof finden in Sach en 

Buchführung (1) für die Dienste der Hauptv erwaltung und die Dienste mit getrennter 

Geschäftsführung die Bestimmu ngen der koordinierten Gesetze über d ie Rechnungsführung 

des Staates  und (2) für die Rechnungen der paragemeinschaftlichen administrativen 

Einrichtungen öffentlichen Interesses die Bestimmungen des Königlichen Erlasses vom 7. 

April  1954 weiterhin Anwendung.  

 

Dies führt zur Anwendung von ungleichen Buchführungsregeln und in bestimmten 

Fällen zur Nichteinhaltung der SEC -Normen diesbezüglich. So w erden beispielsweise die 

Haushaltseinnahmen der Hauptver waltung auf Basis der Einkassierungen und nicht auf 

Basis der festgestellten Rechte verbucht.  

 

Das konsolidierte Haushaltsergebnis der Deutschsprachigen Gemeinschaft ist deshalb 

um so mehr das Ergebni s von verschiedenen nebeneinander stehenden Rechnungen der  

Einrichtungen der Gemeinschaft anstatt das Er gebnis einer Konsolidierung in striktem 

buchhalterischem Sinne.  

 

Übrigens ermöglicht die in den letzten Jahren entwickelte integrierte Buchhaltungssoftw are 

der Hauptv erwaltung fortan die Verbindung zwischen einer Haushaltsbuchhaltung und 

einer ökonomischen Buch haltung , gemäß den Bestimmungen des Gesetzes vom 16. Mai 

2003 3. Demzufolge ist die Rechnungslegung des Schatzamtes 2007 ein Nebenprodukt der 

finanz iellen Konten der ökonomischen Buchhaltung , die parallel zur Haushaltsbuchhaltung 

geführt wird. Die Kontrolle der Rechnungslegung des Schatzamtes wurde dementsprechend 

angepasst.  

 

Dank des neue n System s verfügen die Benutzer über genaue, transparente und 

zuverlässige Informationen bezüglich der Lage der budgetären Inanspruchnahme und 

bezüglich der Summen der buchhalterischen Belegstücke die haushaltsmä ßig noch 

angerechnet we rden  müssen . Das System liefert auch zusätzliche Informationen für die 

Frage ob die Haushaltskredite ausreichen.  

 

                                              

3
 Siehe Artikel 8 des Gesetzes vom 16. Mai 2003.  
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In 2008 hat die Deutschsprachige Gemeinschaft  die Rechnungslegung zur Ausfü hrung 

des Haushaltsplans des vergangenen Jahres der Hauptverwaltung , der Dienste mit 

getrennter Geschäftsfü hrung sowie der paragemeinschaftlichen Einri chtungen fristgerecht 

dem Rechnungshof übermittelt.  

 

Neben seinen Prüfungsaufgaben übt der Rechnungshof Beratungsfun ktionen 

insbesondere gegenüber dem Parlament. Diese Aufgabe erfüllt er vor allem im Rahmen der 

Anal yse der Haushaltspläne und in Form von So nderberichten.  

 

Schließlich trägt der vorliegende Bericht dem Wunsch des Rechnungshofes Rechnung, das 

Parlament laufend und sachdienlich zu unterrichten.  
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1. ÜBERBLICK ÜBER DIE PRÜFUNGEN  

 

Die  nachstehende Tabelle gibt einen Überblick über die im Jahr 2007 vom 

Rechnungshof getätigten Berichte, Briefe und administrativen A bschlüsse.  

Die erste  Spalte zeigt das Haushaltsjahr auf das die Prüfungen sich beziehen.  

 

 
Jährlicher 

Bericht  
Analyse  

Haush altspläne  

Rechnungen 
para. 

Einrichtungen  

+ DAG/DGG  

Rlg. Gelder  
Rechnung 
Parlament  

 Bericht  Briefe  Berichte  Briefe  AA Briefe  AA Brief  Bericht  Briefe  

2005           1 

2006      5 17  1 1  1 

2007  1 2 2 4       

2008    1 2       

Total  1 2 3 6 5 17  1 1  2 

 

Rechnung para. Einr. +DAG  Rechnung paragemeinschaftliche Einric htungen + Dienste mit autonomer/ 

getrennter Geschäftsführung  

Rlg. Gelder  Rechnungslegung über Gelder  

AA administrativer Abschluss  

 
 

1.1.  Jährlicher Bericht 

Im Jahr 2007 legte der Rechnungshof d em Parlament der Deutschspr achigen 

Gemeinschaft seinen 19. Bericht vor. Der jährliche Bericht en thielt den Tätigkeitsbericht 

und die Ergebnisse der Prüfung der allgemeinen Rechnungslegung der Hauptverwa ltung, 

der DAG/DGG sowie der paragemeinschaftlichen Ei nric htungen.  

ZEICHEN :  

A 09 - 3.344.876 B1 und B2 vom 14. November 2007: 19. Bericht des 

Rechnungshofes; Bericht und Brief an den Präsidenten des Parlaments der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft und an den Ministerpräsidenten der Regierung der 

Deutschsprachig en Gemeinschaft.  
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1.2.  Analyse der Haushaltspläne 

 

Im Bezug auf die  Analyse der Haushaltspläne 2007  hat der Rechnungshof die 

nachfolgenden Berichte und Briefe verfasst :  

 

A 07 - 3.297.943 B1 und B2 vom 4. Mai 2007: Bericht über die Analyse der 

Dekreten twürfe zur ersten Anpassung der Hau shaltspläne der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft für das Haushaltsjahr 2007; Bericht und Brief an den Präsidenten des 

Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft und an den Mini sterpräsidenten der 

Regierung der Deutschspr achigen Gemei nschaft.  

 

A 07 ð 3.349.815 B1 und B2 vom 16. November 2007: Bericht über die Analyse der 

Dekretentwürfe zur zweiten Anpassung der Haushalt spläne der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft für das Haushaltsjahr 2007; B ericht und Brief an den Präsidente n des 

Parlaments der Deutschsprach igen Gemeinschaft und an den Ministerpräsidenten der 

Regierung der Deutschsprachigen G emeinschaft.  

 

 

Im Bezug auf die  Analyse der Haushaltspläne 2008  hat der Rechnungshof die 

nachfolgenden Berichte und Briefe verfasst :  

 

A 07 ð 3.349.816 B1 und B2 vom 16. November 2007: Bericht über die Analyse der 

Dekretentwürfe zur Festlegung der Hau shaltspläne der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

für das Jahr 2008; B ericht und Brief an den Präsidenten des Parlaments der 

Deutschsprachigen G emeinschaft und an den Ministerpräsidenten der Regierung der 

Deutschsprachigen G emeinschaft.  

 

1.3.  Rechnungen der paragemeinschaftlichen Einrichtungen 

 

In Sachen paragemeinschaftliche Einrichtungen prüfte der Rechnungshof  die 

nachstehenden Rechnungen :  

 

A 07 ð 3.309.758 B1 und B2 vom 7. November 2007: Prüfung der Ja hresrechnung 

2006 des Arbeitsamt es der Deutschsprachigen Gemeinschaft; Briefe an den 
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Mini sterpräsidenten und den Vize -Ministerpräsidenten der Regierung der 

Deutschsprachigen Gemei nschaft.  

 

A 07ð 3.309.759 B1, B2 und B3 vom 7. November 2007: Prüfung der 

Jahresrechnung 2006 des IAWM; Briefe an den Ministerpr äsidenten, den Vize -

Ministerpräsidenten der Regierung der Deutsc hsprachigen Gemeinschaft und den 

Geschäftsführenden D irektor des IAWM.  

 

A 07 ð 3.341.092 B1, B2 und B3 vom 24. Oktober 2007: Prüfung der 

Jahresrechnung 2006 des BRF; Briefe an den Ministerpräs identen der Regierung der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft, die Ministerin für Kultur und Medien, Denkmalschutz, 

Jugend und Sport und an den Dir ektor des BRF.  

 

A 07 ð 3.336.929 B1, B2 und B3 vom 24. Oktober 2007: Prüfung der 

Jahresrechnung 2006 der Dienststelle für Personen mit B ehinderung; Briefe an den 

Ministerpräsidenten und den Vizemini sterpräsidenten der Regierung der Deutschsprachigen 

Gemein schaft und an den Geschäft sführenden Direktor der Dienststelle für Personen mit 

Behind erung.  

 

1.4. Rechnung der Dienste mit autonomer/gertrennter Geschäfstführung 

 

In Bezug auf die Dienste mit getrennter Geschäftsführung prüfte der Hof die 

folgenden Rechnungen : 

 

A 07 ð 3.336.928 B1, B2 und B3 vom 24. Oktober 2007: Finan zkontrolle der 

Jahresrechnung 2006 der DGG õGemeinschaftszentrenõ; Brief an den Ministerprªsidenten 

der Regierung der Deutschsprachigen G emeinschaft, an den Generalsekretär des 

Ministeriums der D eutschsprachigen Gemei nschaft und an den Direktor der DGG.  

 

 2005 schloss  der Rechnungshof ebenso 14 Konten ab 

A 07 - 3.336.931 B1 vom 12. November 2007: Abschluss der Jahre srechnung 2006 

der DGG õGemeinschaftszentrenõ; Brief an den Ministerprªsidenten der Regierung der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft.  

 

A 07 ð 3.336.930 B1 vom 12. November 2007: Abschluss der Jahre srechnung 2006  

der DGG õMedienzentrumõ; Brief an den Ministerprªsidenten der Regierung der 

Deutschsprachigen G emeinschaft.  
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A 07 ð 3.333.296 B1 un d B2 vom 12. November 2007: Abschluss der 

Jahresrechnung 2006 der 12 DAG des Unterrichtswesens der Deutsc hsprachigen 

Gemeinschaft : Brief an den Ministerpräsidenten der Regi erung der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft und an den Minister für Unterricht und wis senschaftliche Fo rschung.  

 

1.5.  Rechnungslegung über Gelder 

 

Diese Rechnungslegung bezieht sich auf die Haushaltsfonds 2006 der 

Gemeinschaft.  Die Rechnungsaufstellung und Rechtfertigung der Haushalt sfonds erfolgte 

anhand eines für diese Fonds gemeinsam er stellten ă¦berblicks der Finanzsituationò. 

A 09 ð 3.313.430 B1 vom 23. Oktober 2007 : Brief an den Ministerpräs identen der 

Regierung der Deutschsprachigen Gemei nschaft.  

 

1.6. Funktionshaushalt des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

 

Auf Bitte d es Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft hat der 

Rechnungshof die folgenden Rechnungen geprüft :  

A 09 ð 3.273.692 B1 vom 13. April 2007 : Prüfung des Funktionshau shaltes 2005 

des Parlaments der Deutschsprachigen G emeinschaft : Brief an den Präside nten des 

Parlaments der Deutschsprachigen G emeinschaft  

A 09 ð 3.336.165 B1 vom 10. Oktober 2007 : Prüfung des Funktion shaushaltes 

2006  des Parlaments  der Deutschsprachigen Gemei nschaft : Brief an den Präsidenten des 

Parlaments der Deutschsprachigen Gemei nschaft  
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2.  ZUSAMMENARBEIT DES RECHNUNGSHOFES UND DES 

PARLAMENTS DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT  

 

Der Rechnungshof unte rstützt das Parlament bei der Haushalts - und Finanzkontrolle durch 

die Übermittlung seiner Berichte und Anal ysen sowie durch die Ents endung seiner Vertreter 

in die Gremien des Parl aments.  

 

Die Vertreter des Rechnungshofes nahmen an den nachstehenden g emeinsamen 

Sitzungen aller Au sschüsse teil:  

 

¶ am 7. Mai 2007 in Bezug auf die erste Anpassung der Haushaltspl äne 2007 der 

Deutschsprachigen  Gemeinschaft  

¶ am 19. November 2007 in Bezug auf die endgültige Abrechnung des Hau shaltsplans 

2006, auf die zweite Anpassung der Haushaltspläne 2007, auf die ursprünglichen 

Haushaltspläne 2008 sowie auf die Vorstellung durch den Rechnungshof seines 19. 

jähr lichen Beric htes.  

 

3.  GEPRÜFTE AUSGABEN  

 

Artikel 14, erster Absatz, des Gesetzes vom 29. Oktober 1846 über die Einrichtung 

des Rechnungshofes besagt, dass ohne vorherigen Sichtvermerk des Rechnungshofes die 

Staatskasse keine Ausgabe tätigen kann. Artikel 71 des Sondergesetzes vom 16. Januar 

1989 bezüglich der Finanzierung der Gemeinschaften und Regionen hat die Bestimmungen 

zur Regelung der Prüfung durch den Rechnungshof auf ähnliche Weise auf die 

Gemeinschaften und Regionen anwendbar gemacht. Artikel 15 d es Einrichtungsgesetzes des 

Rechnungshofes hat zugleich die Möglichkeit vorgesehen, Belege der Schuldforderungen 

nach dem Sichtvermerk einzureichen (1) wenn aufgrund der Art des Dienstes für eine zu 

tätigende Ausgabe Kredite eröffnet werden müssen (Kredite röffnungen) oder (2) wenn für die 

eigene Dienstverwaltung dem Rechnungspflichtigen dieses Dienstes Vorschüsse gewährt 

werden müssen (Geldvorschüsse).  

 

Trotz der allgemeinen Regel des vorangehenden Visums prüft der Rechnungshof 

einen groȁen Teil der Ausgaben heutzutage a posteriori. Um das Auszahlungsverfahren zu 

beschleunigen hat der Gesetzgeber eine Menge Ausgaben vom vorherigen Sichtvermerk 

freigestellt, u.a. die festen Ausgaben (Gehªlter, Ruhegelder,é). Dabei hat er das 
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Prüfungsrecht des Rechnungshofes, das in diesen Fällen a posteriori ausgeübt wird, nicht 

beeinträchtigt.  
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1. EINFÜHRUNG  

 

Gemªȁ Artikel 77 der koordinierten Gesetze ¿ber das staatliche Rechnungswesen hat 

der Rechnungshof  die Aufgabe dem Parlament der Deutschsprachigen Gemeinschaft eine 

Vorausberechnung der Ergebnisse der Haushaltsausführung im Laufe des Monats Mai nach 

Ende des Haushaltsjahres zu übermitteln.  

Der bei der Verabschiedung dieser Bestimmung vom Gesetzgeber verfolgte w esentliche 

Zweck bestand darin , die allgemeinen Rechnungslegungen innerhalb angemessener Fristen zu 

erstellen, auszugleichen.  

Im Laufe der letzten J ahre machte die Übermittlung der allgemeinen Rechnungslegung  

der Deutschsprachigen Gemeinschaft innerhalb 4 der gesetzlichen Frist die Aufstellung einer 

Vorausberechnung der Ergebnisse der Haushaltsausführung folglich zwecklos.  

Das gi lt auch für das Jahr 2 007 , in dem die allgemeine Rechnungslegung der 

Deutschsprachige n Gemeinschaft für das Jahr 2007  im Rechnungshof am 25. Jun i 200 8 

hinterlegt worden ist.  

Schlieȁlich erinnert der Rechnungshof daran, dass die allgemeine Rechnungslegung 

der Deutschsprachigen G emeinschaft für das  Jahr 2006  durch das Parlament der 

Deutschsprachigen G emeinschaft am 6. Dezember 2007  in einem Dekret zur endgültigen 

Abrechnung des Hausha ltsplanes 2006  verabschiedet wurde.  

 

 

2.  WIEDERERWÄHNUNG DER GESETZLICHEN NORMEN  

 

Gemªȁ Artikel 50, §  1, des Sondergesetzes vom 16.  Januar  1989 bezüglich der 

Finanzierung der Gemeinschaften und Regionen 5 : ăJeder Rat verabschiedet jªhrlich den 

Haushaltsplan und schlieȁt die Rechnungslegungen ab.  Die allgemeine Rechnungslegung der 

Gemeinschaften und de r Regionen wird ihrem Rat gemeinsam mit den Bemerkungen des 

Rechnungshofes zugestellt.  Alle Einnahmen und Ausgaben werden im Haushaltsplan und in 

den Rechnungslegungen angef¿hrtò.  Gemªȁ Artikeln 50, §  2, und 71, §  1, desselben 

Sondergesetzes sind auȁerdem die Bestimmungen über das staatliche Rechnungswesen, 

mutatis mutandis , auf die Gemeinschaften und Regionen anwendbar, solange das Gesetz vom 

                                              

4
  Artikel 80 der koordinierten Gesetze über   das staatliche Rechnungswesen  bestimmt, dass die allgemeine 

Rechnungslegung dem Rechnungshof vor dem 30. Juni des Jahres nach dem Jahr, auf das sie sich bezieht, 

übermittelt werden soll.  

 

5
  Artikel 60bis des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 über institutionelle Reformen für die Deutschsprachige 

Gemeinschaft, eingefügt durch das Gesetz vom 18. Juli 1990 zur Abä nderung dieses Gesetzes vom 31. 
Dezember 1983, macht diesen Artikel auf die Deutschsprachige Gemeinschaft anwendbar.  
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16. Mai 2003 zur Feststellung der Bestimmungen, die für die Haushalte, für die Kontrolle über 

die Zuschüsse oder für die Buchhaltung der Gemeinschaften und Regionen sowie für die 

Durchführung der Kontrolle des Rechnungshofes gelten, nicht in Kraft tritt 6. 

  Infolgedessen regeln inzwischen die Bestimmungen des Königlichen Erlasses vom 

17.  Juli  1991 zur Koordinierung der Gesetze über das staatliche Rechnungswesen, wie sie 

später vervollständigt und abgeändert wurden, jetzt noch die Erstellung und die Übermittlung 

der allgemeinen Rechnungen der Deutschsprachigen Gemeinschaft 7. 

     Gemªȁ Artikel 80 der koordinierten Ges etze über das staatliche Rechnungswesen 

setzt sich die allgemeine Rechnungslegung aus drei unterschiedlichen Rechnungslegungen 

zusammen. Jede Rechnungslegung enthält, sie betreffend, alle von der Gemeinschaft vom 

1.  Januar bis zum 31.  Dezember des Jahres d urchgeführten Haushalts -, Finanz - und 

Vermögensverrichtungen :  

   

    1°)  die Rechnungslegung zur Ausführung des Haushaltsplanes besteht aus Tabellen mit 

den gleichen Unterteilungen wie der Haushaltsplan 8; 

2°) die Rechnungslegung des Schatzamtes beinhalte t alle zum Zwecke der Wahrung des 

Ausgleichs zwischen den Einnahmen und den Bedürfnissen der Gemeinschaft 

getätigten Verrichtungen, sowie die Bewegungen der Drittgelder und die anderen 

Geldgeschäfte des Schatzamtes der Gemeinschaft 9; 

     3°) die Rechnung slegung der Vermögensbe wegungen enthält die Änderungen der Aktiva 

und der Passiva der Gemeinschaft 10 . 

 

Die Ergebnisse dieser drei Rechnungslegungen werden anschließend in einer 

Übersichtstabelle und in einer Bilanz gruppiert 11 . 

 

 Derselbe Artikel 80 sieht vor, dass der Gemeinschaftsminister für Haushalt und 

Finanzen diese dem Rechnungshof vor dem 30. Juni des folgenden Rechnungsjahres 

vorlegt, damit der Hof die Rechnungslegung zusammen mit seinen Bemerkungen im Laufe 

des folgenden Monats Oktober  dem Parlam ent schicken kann 12 .  Aufgrund dieser 

Dokumente wird dann das Parlament den Entwurf eines Dekretes zur endgültigen 

                                              

6
  Ursprünglich war das Inkrafttreten dieses Gesetzes am 1. Januar 2004 vorgesehen; später ist das Inkaftreten 

des Gesetzes dur ch den König lichen Erlass vom 7 . Juni 2007 auf den 1. Januar 2010  verschieben worden.  
7
   In diesem Bericht wird jeder Verweis auf einen Artikel dieses Kºniglichen Erlasses durch die Wºrter ă der                     

koordinierten  Gesetze über das staatliche Rechnungs wesenò gefolgt werden. 

8
  Artikel 75 der koordinierten Gesetze über das staatliche Rechnungswesen.  

9
  Artikel 91 der koordinierten Gesetze über das staatliche Rechnungswesen.  

10
  Artikel 84, Absatz 1, der koordinierten Gesetze über das staatliche Rechnungsw esen. 

11
  Artikel 84, Absatz 2, der koordinierten Gesetze über das staatliche Rechnungswesen.  

12
  Artikel 92 der koordinierten Gesetze über das staatliche Rechnungswesen.  
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Abrechnung des Haushaltsplanes prüfen können, der ihm durch den Minister für Haushalt 

und Finanzen im Verlauf desselben Monats Oktober 13  übermi ttelt worden ist.  

So legt dieser Bericht die Bemerkungen des Hofes nach  Prüfung dieser Rechnung 

und, als Anlage, die in das Dekret zur endgültigen Abrechnung des Haushaltsplanes der 

Deutschsprachige n Gemeinschaft für das Jahr  2007  einzufügenden Ergebnisse  dar.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                              

13
 Artikel 77 der koordinierten Gesetze über das staatliche Rechnungswesen.  
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3.  ZUSAMMENFASSUNG DER BEMERKUNGEN ANL ȁLICH  

DER PRÜFUNG DER RECHNUNGEN 2007  

 

3.1.  Die  Rechnung der Haushaltsausführung der Dienste der 

Hauptverwaltung  

 

3.1.1.  Die Einnahmen  

 

3.1.1.1.  Allgemeine Entwicklung  

 

Mit e iner Realisierungsrate von 99,83  % entsprechen die Einnahmen der 

Dienste der Hauptv erwaltung  (172,73  Mio. EUR) den 

Haushaltsschätzungen.   

  

Das Wachstum der Einnahmen (+ 4,32  %) lªsst sich folgendermaȁen 

erklären :  

 

¶ die positive Auswirkung auf der durch den Föderalstaat eingezahlten 

Globaldotation einerseits der Regulierungen, die aus de r definitiven 

Festlegung der  wirtschaftlichen Parameter 2006 resultieren (503  Tausend 

EUR),  und andererseits des Refinanzierungsgesetzes der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft vom 7. Januar 2002  (8.216  Tausend EUR);  

 

¶ die Einzahlung von Europäischen Subvention en in Höhe von 1.122 Tausend 

EUR im Rahmen der Strukturellen Fonds 2000 -2006; damit erreichen die 

schon ausg ezahlten Hilfen 95 % des Höchst betrages der Subventionen für 

diese Laufzeit . 

 

Auȁerdem hat die am Ende des Jahres festgestellte Haushaltslage der Regierung 

erlaubt  vorgesehene  Verkäufe von gewissen Immobiliengütern nachzustellen.  

 

3.1.1.2.  Unvollständiger Charakter der Einnahmentabelle  

 

 Der Rechnungshof stellt fest, dass die Ausführungsrec hnung des Haushaltsplanes 

nicht genau den Bestimmungen von Artikel  75 der koordinierten Gesetze über das 

staatliche Rechnungswesen  entspricht. Die Tabelle der Einnahmen enthält, in der Tat, nur 

die Angaben der Schätzungen und der angerechneten Einnahmen, unter Ausschluss der 
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festgestellten Rechte, des Unterschieds zwischen den festgestellten Rechten und den 

angerechneten Einnahmen, der übertragenen Rechte, der annullierten oder im 

unbestimmten Aufschub eingetragenen Rechte. Jedoch stellt eine Anlage der al lgemeinen 

Rechnungslegung eine ausführliche Liste der am 31. Dezember 2007  auf Basis der in der 

ökonomischen Buchhaltung gebuchten Forderungen noch einzutreibenden festgestellten 

Rechte  dar . 

 

 

3.1.1.3.  Nichte intreibung von fälligen Forderungen für die Vermietung vo n 

Gebäuden der Deutschsprachigen Gemeinschaft  

 

Diesbezüglich stellt der Rechnungshof  einige fälligen Forderungen für die Vermietung von 

Gebäuden der Deutschsprachigen Gemeinschaft fest. Es ist besonders der Fall für die 

Vermietung einer industriellen Hall e auf dem Standort der ehemaligen Vennbahn  in Raeren. 

Die für die Laufzeit September 2005 bis zu Dezember 2007 fälligen Mieten in Höhe von 56 

Tausend EUR blieben Ende 2007 unbezahlt.  

 

3.1.1.4.  Unvollständige Neuverteilung der verschiedenen Einnahmen  

 

Die wirtschaft liche Klassifizierung des Europäischen System s Volkswirtschaftlicher 

Gesamtrechnung sieht eine Klasse 0 vor, um auf diese Klasse alle Einnahmen und 

Ausgaben setzen  können,  von denen man bei der Ausführung der Rechnungen nicht 

genau  weiȁ, welcher Klasse sie unterstehen. Der Rechnungshof empfiehlt die unter diesem 

Artikel  gebuchten Einnahmen vor der definitiven Rechnungslegung neu zuverteilen.  

 

3.1.2.  Die Ausgaben  

 

3.1.2.1.   Allgemeine Entwicklung  

2007 haben die ordonnanzierten Ausgab en in Höhe von 171.887 Tausend EUR um 

4,60 % im Vergleich mit dem Vorjahr zugenommen. Dieser Anstieg lªȁt sich in erster Linie 

erklären durch die Steigerung um 26,52 % der mit dem Kostpreis der direkten Schuld 

verbundenen Ausgaben. Diesbezüglich soll daran  erinnert werden dass die Regierung für 

2006 mit den Banken eine Unterbrechung der Kapitaltilgungen von gewissen Anleihen 

verhandelt hatten. Ab 2007  kam en die Kapitaltilgungen wieder ric htig in Fahrt.   

Im Laufe des Haushaltsjahres 2007 hat die Regierung de r Deutschsprachigen 

Gemeinschaft 94,97 % der verfü gbaren Zahlungsmittel benutzt. Diese Realisierungsrate ergibt 

sich aus der  wesentliche n Benutzung der nicht aufglie derte Mittel (97,61 %) sowie der 

aufgegliederten Mittel (94,96 %).  



 
22 

 

3.1.2.2 . Nichte inhaltun g der gesetzlichen Bestimmungen im Bereich der 

buchalterischen Festlegungen  

Im  Verstoss gegen die  Bestimmungen des  Königlichen Erlass es vom 31. Mai 

1966 zur Regelung der Kontrolle der Festlegung der Ausgaben in den Diensten der 

Hauptverwaltung  des Staates  und des  Ministeriellen Erlass es vom 8. Juli 1966 zur 

internen Regelung der Kontrolle der F estlegung der Ausgaben  sind die folgenden 

Verträge un d  Übereinkünfte in Ihrer Gesamtheit  vor der juristisch bindenden Zusage 

der Regierung nicht dem vorherigen Vi sum des Festlegungskontrolleur s  unterworfen 

worden und deswegen nicht zu Lasten von buchhalterischen 

Verpflichtungsermächtigungen gebucht worden :  

- Notarielle Urkunde vom 10. November 1999 zum Ankauf des Teils der 

Französischen Gemeinschaft  vom Sport - und  Touristikzentrum Worriken für 

die Summe von 89.134.234 BEF (2.209.579,94 EUR); dieser Betrag ist ab 

Juni 2000 in 30 indexierten Annuitäten in Höhe von 3. 000.000 BEF (74.368 

EUR) zurückzu zahlen;  

- Vereinbarung vom 17. März 2003 zwischen der gemeinnützigen Ei nrichtung 

ăMarienheim Raerenò und der Regierung der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft über die Finanzierung der Erweiterung des Marienheims für 

eine Höchstsumme von 5.668.640 EUR;  

- Abkommen mit ein em Anwaltskabinett vom 28. April 2005 um der im Laufe 

der Strei tsachen Deutschsprachige Gemeinschaft/ Trageco AG - Régie des 

Bâtiments geschuldeten Honorarsaldo in Höhe von 145.000 EUR über drei 

Jahre zu verteilen.  

 

In diesen drei Fällen bezog sich  in 2007 die Kontrolle der Festlegungen nur 

auf den Teil der ordonnan zierten Ausgaben  für die  nicht aufgeglierde Mittel im 

Haushalt vorgesehen  waren . Der  am 31.  Dezember 2007 geschuldete Saldo ist 

übrigens   nicht in das buchhalterisch e Encours der Festlegungen aufgenommen . 

 

Zum Schluȁ was die Ausgaben üb er variable Kredite a ngeht,  ist ungeachtet der 

Höhe des Betrages keine Mittelbindung gebucht.  Infolgedessen entsprechen mehrere 

in  den Fonds  für Dienstleistungen verbuchte  Ausgaben, die 5.500 EUR 

überschreiten, nicht der Bestimmungen  der obengenannten Erlasse .  
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3.1.2.3.  Kein Zus ammenhang zwischen den im vierten Trimester ausgezahlten 
LSS-Vorauszahlungen und dem Lohn - und Gehaltsaufkommen, das der 
Betrag der Vorauszahlungen bestimmt  

 

Für die Dienste der Hauptverwaltung sind bei dem LSS drei verschiedene n Rechnungen 

aufgemacht bzw . für das Personal der Regierung, das Personal des Ministeriums und das 

Personal im Unterrichtswesen.  

In den drei Fällen stehen  aber die für das vierte Trimester ausgezahlten 

Vorauszahlungen keinesfalls  mit dem Lohn - und Gehaltsaufkommen im Zusammenhang; 

sie entsprechen einfach den am Ende des Haushaltsjahres noch verfügbaren Mitteln.  

Auf diese Weise zeigen die durch das LSS berechnete n Abrechnung en für das  vierte 

Trimester  stark kontrastierte  Lagen :  

- was die Rechnungen für das Personal der Regierung und d as Personal des 

Ministeriums  angeht, zeigen die Abrechnungen für das vierte Trimester 

Forderungen dem LSS gegenüber von bzw. 88 Tausend und 219 Tausend EUR; 

diese spiegeln den Überschuss an Krediten am Ende des Jahres wider und bilden 

Rückstellungen für 20 08;  

- was die Rechnung f¿r das Personal im Unterrichtswesen angeht, schlieȁt im 

Gegenteil die Abrechnung für das letzte Trim ester mit einer Schuld dem LSS 

gegenüber von 700 Tausend EUR. Man soll aber sagen das s diese Schuld im 

vorigem Jahr sich noch auf 1.083 Ta usend EUR belief.  

 

3.1.2.4.  Übereinstimmung zwischen den in der allgemeinen Rechnunglegung 
2007 als Lohnkosten im Unterrichtswesen verbuchten Ausgaben und den 
effektiven Lohnkosten  

 

Während in 2006 die effektiven Lohnkosten im Unterrichtswesen die in der 

Rechnungsl egung verbuchten Ausgaben  noch um 1.050 Tausend EUR überschreiten, 

entspricht der Betrag der Zahlungsanweisungen 2007 fast genau den effektiven 

Gehaltskosten. (siehe Tabelle ăAnalyse der Lohnkosten im Unterrichtswesenò). 

Auȁerdem wurde das Wachstum der neu berechneten effektiven Gehaltskosten auf  

1,20 %  begrenzt, was eine gute Beherrschung der Entwicklung des Lohn - und 

Gehaltsaufkommens während das letzte Haushaltsjahr  bestätigt . 
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3.1.2.5. Ausgaben zu Lasten des Programms  13 Auȁenbeziehungenò im OB 20 

ăMinisterium der Deutschsprachigen Gemeinschaftò  

Das Programm 13 ăAuȁenbeziehungenò des OB 20 ăMinisterium der 

Deutschsprachigen Gemeinschaftò zeigt schwache Benutzungsraten der Kredite für  die d rei 

folgenden Zuweisungen  : 

- 20.13.33.05 ăSubventionen im Bereich der humanitªren Hilfe in Krisengebietenò; 

- 20.13.33.06 ăSubventionen zur Fºrderung von Projekten der Entwicklungs-

zusammenarbeitò; 

- 20.13.33.07 ăSubventionen zur Fºrderung von Sensibilisierungsmaȁnahmen im 

Bereich der Ent wicklungszusammenarbeit, der Völkerverständigung und der 

Wahrung der Menschenrechteò. 

Kaum 14,41 % (16 Tausend EUR) d er verfügbaren Kredite 2007  sind  in Anspruch 

genommen. Einschließlich der übertragenen nicht aufgeliederten Mittel erreicht die 

Benutzungsr ate 20,52 %; in diesem Fall sind 25 Tausend EUR der gesamten verfügbaren 

Mittel in Höhe von 123 Tausend EUR in Anspruch genommen.  

 

3.1.2.6. Entwicklung der austehenden Schuld aus den im Programm 14 ăLokale 

Behºrdenò im OB 20 ăMinisterium der Deutschsprachigen Gemeinschaftò vorher 

gebuchten Verpflichtungen   

In der Vergangenheit hat  die Regierung mit  den lokalen Behörden für die 

Subsidierung der Arbeiten in den Gemeinden ein Nachholprogramm  verhandelt. I n 2007 ist 

das ursprüngliche Encours in Höhe von 5.483 Tausend EUR auf 4.918 Tausend EUR 

gekürzt worden, d.h. eine bescheidene Minderung um 10,30 %.  

3.1.2.7. Problematik der Verschiebung der Buchung von gewissen Ausgaben  

Die im Programm 12 ăSch¿lerbefºrderungò der OB 30 ĂUnterricht und Ausbildungò 

bei der Zuwe isung 30.12.12.11 ăAllgemeine laufende Ausgaben im Bereich 

Unterrichtswesenò verbuchten Ausgaben umfassen fast nur Rechnungen  von privaten 

Unternehmen bezüglich des Abholens der Schüler mit Bussen; 2007 belaufen  sich die se 

Ausgaben  auf 851 Tausend  EUR, d. h. eine Steigerung um mehr als 14 % im Vergleich mit 

dem Vorjahr. Aus einer ausführlichen Analyse dies es Haushaltspostens geht  hervor , dass 

diese Erhºhung groȁenteils dem R¿ckgang der am Ende des Jahres restlichen Schuld 

zuzuschreiben ist. 2007 beziehen sich  Ausgaben in Höhe von 105 Tausend  EUR auf Belege 

von 2006. Ende 2007 ist die restliche Schuld in diesem Bereich auf fast nichts  gekürzt 

worden.  

Im Gegenteil  betreffen  die auf  die Zuweisung 30.12.12.21 ăR¿ckzahlung TECò 

angerechneten Ausgaben Rechnungen vom wallonischen TEC, die der Deutschsprachi gen 

Gemeinschaft in Rechnung gestellt sind, um die Kosten der Busrundreisen, die 

aussch lieȁlich f¿r das Abholen der Sch¿ler organisiert werden, zu decken. 2007 beliefen 

sich diese Ausgaben auf 170 Tausend  EUR, d. h. eine Steigerung um 4,90 % im Vergleich 
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mit 2006. Eine Analyse der Ausgaben zeigt auȁerdem dass in 2007 gebuchte Ausgaben in 

Höh e von 67 Tausend  EUR durch Rechnungen mit Belegsdatum 2006 begründet sind.  Im 

Gegenteil mit der in der Zuweisung 30.12.1 2.11 festgestellten Entwicklung  hat aber der 

Betrag der am Ende des Jahres  geschuldeten Rechnungen noch zugenommen. Die in den 

ersten M onaten des Jahres 2008 bezahlten Rechnungen des wallonischen TEC mit 

Belegsdatum 2007 belauf en sich in der Tat auf 86 Tausend  EUR. So hätte der Betrag der 

am Ende 2007   nicht gebuchten Rechnungen fast um  20 T ausend  EUR im Vergleich mit 

dem Vorjahr zugenom men.  

Dank der Möglich keiten des neuen Buchhaltungssystems  hat aber der 

Rechnungshof für die gesamten nicht aufgegliederten Kredite die Summe der Belege für die 

ersten 11 Monate des Jahres 14  , die am Ende des Jahr es noch nicht ordonnanziert war en, 

geprüft.  Die Summe dieser Belege belief sich Ende 2006 noch auf  517 Tausend EUR .  Ende 

2007 war diese Summe auf 147 Tausend herabgesunken , d.h. eine Minderung um etwa 370 

Tausend EUR.  

3.1.2.8.  Haushaltsergebnis der Dienste der Hauptverwaltung  

 Das Haushaltsjahr 2007 schlie ȁt mit einem positiven Haushaltssaldo (+ 848.203,85 EUR) 

ab. Wenn man den Kapitaltilgungen  der Anleihen (1.549.587,60 EUR) Rechnung trägt, 

bekommt man einen zu finanzierenden Nettosaldo von + 2.307.791,46 EUR.  Um das 

Nettofinanzierungssaldo gemªȁ der SEC-Normen zu berechnen, soll aber der letzte Betrag noch 

durch den Nett osaldo der Verrichtungen der Kla sse 8 ( -966.813,81 EUR) korrigiert werden. Der 

Finazierungssaldo  beläuft sich so auf 1.430.977,65 EUR.  

 

3.1.3.  Rechnungslegung des Schatzamtes der Dienste der 

Hau ptverwaltung  

Mit der Auf stellung einer  neuen  Informatikssoftware soll von nun an  die 

Übereinstimmung  zwischen dem Haushaltsergebnis 2007 und der Entwicklung des 

Schatzamtes 2007 auf Basis der Entwicklung der Schatzamtkonten in der wirtschaftlichen 

Buchhalt ung ausgeführt werden.  

In diesem Sinn e hat der Hof zuerst die gleichzeitige  Eintragung in die 

Haushaltsbuchhaltung und in die allgemeine Buchhaltung  geprüft . Die Mult iplizierung der 

Verrichtungen über interne finanzielle  Transitkonten  und die nicht systema tische 

Begründung der Salden dieser Konten am Ende des Jahres erlauben jedoch nicht auf die 

Buchung aller Einnahmen und Ausgaben zu schliessen. Dies gilt vor allem für die in den 

internen Transitkonten verbuchten Verrichtungen « EU Gelder   in Bearbeitung ». Alle 

Verrichtungen die am 31. Dezember 2006 in diesem Konto offen standen, waren Ende 2007 

noch immer nicht erledigt.  

                                              

14
 Der Hof h at die Belege mit Belegsdatum  Dezember nicht berücksichtigt, da diese noch logischerweise validiert 

werden müssen.  
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Demnach empfiehlt der Hof die Aufstellung von angepassten Maȁnahmen interner 

Kontrolle . 

 

3.1.4.  Die Rechnung sle gung der Vermögensbe wegungen   der 

Hauptverwaltung  

3.1.4.1.   Die Sachanlagen  

 

Der Rechnungshof stellt fest, dass  die Datei des Katasters, worauf die 

Deutsc hsprachige Gemeinschaft sich basiert, nic ht regelmässïg aktualisiert ist. D araus lässt 

sich schließen, dass die Rechnungslegung der Vermöge nsbewegungen kein reelles Abbild 

des Anlagevermögens zum 31. D ezember 2007  zeigt.  

 

3.1.4.2.   Die finanziellen Anlagen  

Agentur für nachhaltige Entwicklung VoE  

Die all gemeine Rechnungslegung 2007  der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

erwähnt Beteiligungen in Höhe von 2 5.000 EUR im Kapital der VoE. Diese wurde aber 

durch die Generalversammlung vom 24. Februar 2005 in Liquidation versetzt. Auȁerdem 

hat die Versammlung entschieden, die nach Begleichung der Schulden gegebenenfalls 

verbleibenden Aktiva einem Verein oder eine r Organisation zukommen zu lassen, deren 

Zwecke und Ziele am ehesten den Zwecken und Zielen der Vereinigung entsprechen. 

Demgemªȁ soll die Beteiligung der Deutschsprachigen Gemeinschaft gleich Null sein. 

 

3.1.5. Entwicklung der Schuld  

Während früher die Haushalts belastung aus den in der Vergangenheit getätigten 

klassischen Anleihen oder aus den klassischen Verpflichtungse rmächtigungen der Vorjahre 

rührte, spielt neulich die Belastung aus Leasingvereinbarungen und alternativen 

Finanzierungen von bez uschussten Proje kten eine immer größere Rolle.  

Infolge der Übernahme durch die R egierung der Zahlungsgarantie zugunsten des Projektes 

Marienheim Raeren stieg die konsolidierte au sstehende Schuld in 2007 um 6,39 % an. Mit 

50,21 Mio. E UR erreicht die Gemeinschaft seit Anfan g der Verschuldung in 1995 die bisher 

höchste ausstehende Schu ld.  
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3.1.6.  Austehende Schuld (Encours)  

Insgesamt bestanden für die Deutschsprachige Gemeinschaft zum 31. Dezember 

2007 ausstehende Verpflichtungen zu Lasten der aufgegliederten Mittel in Höhe von 27, 05 

Mio. EUR. Damit waren sie um 3,45 Mio. EUR niedriger als im Vorjahr.  

Das Encours am 31. Dezember 2007 umfasst aber nicht die aus  Vereinbarungen 

mit Einrichtungen, ÖsHZ, Gemeinden oder Vereinen resultierenden juristischen 

Verpflichtungen; nach dem Wortl aut dieser Vereinbarungen hat sich die Regierung der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft verpflichtet 60 % der Finanzierungskosten einer Reihe 

von Infrastrukturprojekten zu decken. Diese juristischen Verpflichtungen waren 

Gegenstand einer Ermächtigung im Tenor des Haushalts.  

 

3.2.   Die Dienste mit autonomer (getrennter) Geschäftsführung  

 

3.2.1.  Dienste mit getrennter Geschªftsf¿hrung ăMedienzentrumò 

 

In Verletzung der auf dem Dienst anwendbaren ordnungsmªȁigen Bestimmungen 

hat das Medienzentrum keine Ergebnisrechnung  vorgelegt.  

 

3.2 .2 . Dienste mit getrennter Geschªftsf¿hrung ăGemeinschaftszentrenò 

Das Hau shaltsjahr 2007 schlieȁt mit einem Gesamtdefizit in Höhe von 242 

Taus end EUR ab; das Ergebnis resultiert hauptsächlich aus den im Rahmen des Interreg 

Projektes III ăWasserland Eifel-Ardennenò getätig ten Investitionsausgaben. Diese 

Investitionen werden durch die Deutschsprachige Gemeinschaft und die Europäische 

Kommission im  Rahmen eines Projekts Interreg III A ăWasserland Eifel Ardennenò je zu 50 

% finanziert . Der Dienst muss aber den durch die europäische n Hilfen gedeckten Teil selbst 

vorfinanzieren.  

Auȁer der oben genannten Kapitalverrichtungen, schlieȁt der Dienst mit getrennter 

Geschªftsf¿hrung ăGemeinschaftszentrenò f¿r das  erste Mal seit seiner Schaffung das 

Haushaltsjahr  was die laufenden Verrichtungen angeht mit einem Überschuss ab; dieser 

beläuft sich auf 34 Tausend EUR.  

Auȁerdem, was das durch europªische Hilfen kofinanzierte Projekt angeht, hat der 

im Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft für eine erste Kontrolle der Belege 

zuständige Dienst festgestellt, dass die Gesetzgebung bezüg lich der öffentlichen Aufträge 

nicht eingehalten wurde. Obwohl der öffentliche Bauauftrag 67.000 EUR überstieg und die 

Berufung auf Artikel 17, § 2 und 3 des Gesetzes vom 24. Dezember 1993 nicht möglich war, 

ist keine Bekanntmachung im Rahmen einer Ausschr eibung oder eines Angebotsaufrufs im 

Anzeiger der Ausschreibung ausgeführt worden. Der Rechnungshof hat auf Basis einer 
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Kontrolle zur Stelle und des bei der Verwaltung abgelegten Dossiers die Richtigkeit dieser 

Feststellung geprüft.  Der Hof lenkt  die Aufme rksamkeit darauf, dass die Europäische 

Kommission der Schwere des Verstoßes entsprechend die Hilfe n bis zu 100 % reduzieren 

darf.  

 

3.3  Die paragemeinschaftlichen administrativen Einrichtungen 

öffentlichen Interesses  

  

3.3.1.  IAWM  

Die Rechnungslegung zur Ausführung d es Haushaltsplanes 2007 weist einen 

Haushaltsübersc huss in Höhe von 220 Tausend EUR  auf. Im Besonderen eine zusätzliche 

Dotation von 362 Tausend EUR , die dem IAWM am Jahresende überwiesen wurde, hat zu 

diesem Überschuss geführt. Dank dieser Überweisung hat  sich die Schatzamtlage des 

Instituts verbessert. Im Laufe des Jahres war durch die Lage des Schatzamtes eine 

Kreditlinie noch erforderlich gewesen.  

 

3.3.2.  BRF  

Bezüglich u nbezahlte r  Forderungen aus den Haushaltsjahren 1998 und 1999 für 

mehr als 60.000 EUR weist  der Rechnungshof  darauf hin, dass der Schuldner in Kürze die 

Möglichkeit hat sich auf die Verjährungsfrist von 10 Jahren zu berufen gemäß dem Gesetz 

vom 10. Juni 1998 zur Abänderung gewisser Verjährungsbestimmungen . 

 

3.3.3.  Dienststelle mit Personen mit Behinderu ng  

Das Haushaltsjahr 2007 saldiert mit einem Haushaltsüberschuss in Höhe von 

310.850,43 EUR. Diesbezüglich  erinnert aber der Hof, dass die Dienststelle geschätzte 

Ausgaben in Höhe von 144.244,58 EUR in 2006 vorzeitig verbucht hatte. Den 

Buchungsregeln der  Einrichtung gemä ȁ, hätte man diese Ausgaben erst in 2007 buchen 

sollen. Die vorzeitige Buchung ist teilweise der Grund des Überschusses.  

Auȁerdem lenkt der Hof die Aufmerksamkeit auf die Tatsache, dass die Einrichtung gemä ȁ 

Artikel 33 bis des Dekretes vom 19. Juni 1990 zu r Schaffung der Dienststelle der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft für Personen mit einer Behinderung den Betrag des durch 

eventuelle Haushaltsüberschüsse gespeisten Rücklagenfonds im Einverständnis mit der 

Regierung jährlich festsetzen soll. Dieser Rücklagen fonds darf aber  den Betrag von 

1.250.000 EUR nicht überschreiten.  

 

 



 
29 

3.3.4.  Arbeitsamt  

Das Haushaltsjahr 2007 schlieȁt mit einem ¦berschuss von 568.218,09 EUR ab. 

Die außergewöhnlichen Einnahmen aus der Übertragung der Tätigkeiten des T -Interim der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft an den Privatsektor im Besonderen haben zu diesem 

Überschuss ge führt.  

3.4.  Fehlen der Rechnungslegung der Rechnungen der 
Aut onomen Hochschule  in der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft beim Rechnungshof.  

 

Seit ihrer Schaffung in 2005 wurde n dem Rechnungshof noch ke ine Rechnungen 

offiziell übermittel t.  

 

3.5.  Die Einhaltung der Norm  

Gemäß dem am 1. Juni 2005 innerhalb der interministeriellen Konf erenz für 

Haushalt und Finanzen geschlossenen Abkommen, das bei der Ve rsammlung vom 8. Juni 

2005 des Konzertierungsauschusses der föderalen, regionalen und gemeinschaftlichen 

Regierungen best ät igt wurde, hat sich die Deutschsprachige Gemeinschaft verpflichtet für 

die Jahre 2005 bis 2009 ein Haushaltüberschuss in Höhe von 460 Tausend EUR zu 

realisi eren. Laut Abkommen zwischen der Wallonischen Region und der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft wurde di e Norm für den rekurrenten Betrag von 140.000 EUR übertragen, so 

dass für die Deutschsprachige Gemeinschaft für den oben erwähnten Zeitraum der zu 

erzielende Haushaltsüberschuss auf 320.000 EUR reduziert wird. Laut Beschluss der 

Wallonischen Regierung vom 11. Januar 2007 wurde der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

ausschließlich für das Haushaltsjahr 2007 eine zusätzliche Normübertragung von 560.000 

EUR gewährt, so dass für das Haushaltsjahr 2007 ein Haushaltssaldo von ð 240.000 EUR 

gestattet war.  

Mit einem po sitiven ôkonsolidiertenõ Nettofinanzierungssaldo in Hºhe von 2.799 

Tausend EUR hält die Deutschsprachige Gemeinschaft die Norm, wozu sie sich in 2007 

engagiert hat, ein.  

 

 

4. KONTROLLAUSSAGE  

 

Der Rechnungshof hat in seiner Sitzung der Allgemeinen Versammlu ng vom 31. 

Oktober 2008  die allgemeine Rechnungslegung der Deutschsprachigen Gemeinschaft  für 

das Haushaltsjahr 2007  als mit den vorgelegten Unterlagen übereinstimmend anerkannt, 

unbeschadet der Bemerkungen  des 20. Berichtes.   
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5. ANALYSE DER RECHNUNGEN 2 007  

5.1.  Vorausberechnungen der Einnahmen, Ausgabeermächtigungen 

und Ausgleiche des Haushaltsplanes f ür das Jahr 2007  

Der am 7. Dezember 2006  verabschiedete ursprüngliche Haushaltsplan der 

Deutschsprachige n Gemeinschaft für das Jahr 2007  ist Gegenstand von  zwei Anpassungen 

gewesen, die beziehungsweise am 4. Juni und 6. Dezember 2007  vom Parlament 

verabschiedet wurden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
31 

 

1. HAUPTVERWALTUNG 
Ursprünglicher  
Haushalt 2007 

1. Anpassung 2007 2. Anpassung 2007 

Einnahmen 

Allgemeine 
Einnahmen 

             167.877                168.300                 167.156      

Zweckbestimmte 
Einnahmen 

                3.446                    4.065                    5.872      

Gesamt              171.323                172.365                 173.028      

Ausgaben 

NAM              158.349                159.172                 159.172      

  VE AE VE AE VE AE 

AM               6.401                    9.531                10.314                10.479                  7.318                 10.479      

Variable Kredite               4.504                    4.504                  4.504                  4.504                  4.504                  4.504      

W.M./Z.M.            169.254                 172.384               173.990              174.155              170.994               174.155      

Zu finanzierender Bruttosaldo 
(1) (Einnahmen - Zahlungsmittel) 

-1.061 -1.790 -1.127 

Kapitaltilgungen (klassische 
Anleihen und finanzielle Leasing) 

1.550 1.550 1.550 

Zu finanzierender Nettosaldo (2) 489 -240 423 

Korrekturen Verrichtungen der 
Klasse 8 

0 0 -942 

Finanzierungssaldo SEC (2') 489 -240 -519 

2. DAG/DGG                           

      

Einnahmen 

Unterrichtswesen 3.398,2 3.398,2 3.398,2 

Medienzentrum 343,0 343,0 343,0 

Gemeinschaftsz. 3.913,3 3.913,3 3.913,3 

Gesamt 7.654,5 7.654,5 7.654,5 

Ausgaben 

Enseignement 3.287,4 3.287,4 3.287,4 

Medienzentrum 343,0 343,0 343,0 

Gemeinschaftsz. 3.913,3 3.913,3 3.913,3 

Gesamt 7.543,7 7.543,7 7.543,7 

Zu finanzierender Brutto (Netto) 
Saldo (3) 

110,8 110,8 110,8 

3. PARAGEMEINSCHAFTLICHE 
EINRICHTUNGEN 

   

Einnahmen 

Arbeitsamt 5.121,2 5.121,2 5.588,4 

BRF 5.700,1 5.700,1 5.700,1 

IAWM 2.680,9 2.680,9 3.114,7 

DPB 8.001,1 8.001,1 8.096,3 

Gesamt 21.503,3 21.503,3 22.499,5 

Ausgaben 

Arbeitsamt 5.121,2 5.121,2 5.048,8 

BRF 5.700,1 5.700,1 5.700,1 

IAWM 2.782,4 2.782,4 3.086,4 

DPB 8.040,0 8.040,0 8.135,1 

Gesamt 21.643,7 21.643,7 21.970,4 
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Zu finanzierender Bruttosaldo 
(4) 

-140,4 -140,4 529,1 

Kapitaltilgungen der Anleihen 14,5 14,5 13,3 

Zu finanzierender Nettosaldo (5) -125,9 -125,9 542,4 

« Konsolidierter » 
Bruttosaldo                      
(6 = 1 + 3 + 4) (*) 

-1.090,6 -1.819,6 -487,1 

« Konsolidierter » 
Nettosaldo                                                   
(7 = 2' + 3 + 5) 

473,9 -255,1 134,2 

         (in Tausend EUR)  

(*)  Dieser Betrag entspricht dem zu finanzierenden Bruttosaldo, d.h. dem Finanzierungsbedarf der  

Deutschsprachigen Gemeinschaft. Wenn man den Zahlungen für die Schuldtilgungen (1.550 + 13,3 Tausend 

EUR) und den Korrekturen der Verrichtungen der Klasse 8 (-942 Tausend EUR) Rechnung trägt , bekommt 

man den zu finanzierenden Nettosaldo, der sich folglich auf 134,2 Tausend  EUR  beläuft. 

 

 N.A.M.       = Nicht aufgegliederte Mittel             W.M.           = Wirkung smittel                                        

A.M.          = Aufgegliederte Mittel                      Z.M.            = Zahlungsmittel  

     V E           = Verpflichtungsermächtigungen       A E              = Ausgabeermächtigungen  

 

Aus dieser Tabelle geht es hervor, dass der ex ante geschätzte Haushaltssaldo 

nach zwei Anpa ssungen von 473,9  Tausend EUR auf  134,2  Tausend EUR gesunken ist.  Die 

verschiedenen geschätzten Salden  basiert en auf der Hypothese einer 100 -prozentigen 

Realisierung der in den angepa ssten Haushaltspläne  vorgesehenen Ein nahmen und 

Ausgaben. Sie berücksichtigt en jedoch nicht die Ausgaben die in 2007 zu Lasten der aus dem 

Vorjahr übertragenen nicht aufgegliederten Mittel getätigt werden  konnten . 
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5.2.  Rechnungslegung der Dienste  der Hauptverwaltung 2005  

 

5.2.1.  Rechnung der Haushaltsausführung  

 

ECKZAHLEN 2007  

Gemäß Artikel 31 der koordinierten Gesetze über das staatliche Rec hnungswesen 

ergibt sich der Haushaltssaldo des Jahres aus dem Ve rgleich der realisierten Einnahmen 

mit den ordonna nzie r ten Ausgaben  

 

 2006 2007 
Entwicklung 
2007/2006 

Einnahmen       

       

- Allgemeine Einnahmen 160.676.366,97 166.610.357,52 3,69% 

- Zweckbestimmte Einnahmen 4.913.276,79 6.124.817,91 24,66% 

       

Total (1) 165.589.643,76 172.735.175,43 4,32% 

    

Ausgaben    

       

- Nicht aufgegliederte Mittel 149.870.838,76 155.361.121,59 3,66% 

- Übertragene nicht aufgegliederte Mittel 2.259.393,06 1.989.557,06 -11,94% 

       

- Aufgegliederte Mittel 9.066.245,31 9.951.120,76 9,76% 

       

- Variable Kredite 3.130.457,27 4.585.172,16 46,47% 

       

Total (2) 164.326.934,40 171.886.971,57 4,60% 

    
Zu finanzierender Bruttosaldo           
(3) = (1)-(2) 1.262.709,36 848.203,86 -32,83% 

    

Kapitaltilgungen (4) 369.727,11 1.549.587,60 319,12% 

    

Zu finanzierender Nettosaldo            
(5) = (3) + (4) 1.632.436,47 2.397.791,46 46,88% 

    

Korrekturen Verrichtungen der Klasse 8 
(6) 0,00 966.813,81   

    

Nettofinanzierungssaldo (7) = (5) - (6) 1.632.436,47 1.430.977,65 -12,34% 
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5.2.1.1.  Einnahmen  

 

5.2.1.1.1.  Allgemeine Ü bersicht ð Einnahmen des Jahres 2007  

 

Einnahmen Artikel 
Realisierungen 

2006 
% Anteil 

2006 

Angepasste 
Schätzungen 

2007 

Realisierungen 
2007 

% Anteil 
2007 

Realisierungs-
rate 2007 

Entwicklung 
% 

Realisierung 
2006/2007 

Verschiedenes 06.01 266,76 0,16% 400,00 195,68 0,11% 48,92% -26,65% 

Auflösung 
Haushaltsfonds 

08.10 0,00 0,00% 0,00 0,00 0,00%     

Rückzahlung Gehälter 11.11 367,86 0,22% 315,00 381,28 0,22% 121,04% 3,65% 

Nicht gebr. 
Geldvorschüsse 

12.30 0,00 0,00% 0,00 0,00 0,00%     

Einschreibegebühren 16.12 170,13 0,10% 182,00 186,19 0,11% 102,30% 9,44% 

Verwaltung Schatzamt 26.10 267,49 0,16% 127,00 143,90 0,08% 113,31% -46,20% 

Dividenden EBBS 28.20 0,00 0,00% 0,00 0,00 0,00%     

EU-Subvent. Interreg 39.10 296,35 0,18% 281,00 157,19 0,09% 55,94% -46,96% 

EU-Subvent. ESF 94-
99 

39.11 0,00 0,00% 0,00 0,00 0,00%     

EU-Subvent. ESF 00-
06 

39.12 130,02 0,08% 1.117,00 1.122,70 0,65% 100,51% 763,48% 

EU-Subvent. EAFGL 39.13 0,00 0,00% 0,00 0,00 0,00%     

EU-Subvent. LIFE 39.14 0,00 0,00% 0,00 0,00 0,00%     

EU-Subvent. ESF 07-
13 

39.15 0,00 0,00% 249,00 249,40 0,14% 100,16%   

Sonderschulen 
(Luxemburg) 

39.20 1.057,71 0,64% 873,00 873,61 0,51% 100,07% -17,41% 

Unterricht (Monschau) 39.21 35,68 0,02% 31,00 38,59 0,02% 124,48% 8,16% 

Rücklagen IAWM 46.40 0,00 0,00% 0,00 0,00 0,00%     

Kinderzulagen 
(Jugendschutz) 

47.50 50,74 0,03% 68,00 67,58 0,04% 99,38% 33,19% 

Gesundheitsfürsorge 
(Provinz Lüttich) 

48.12 31,00 0,02% 32,00 31,00 0,02% 96,88% 0,00% 

Rückzahlungen ABM 49.30 0,00 0,00% 0,00 0,00 0,00%     

Zusätzliche Mittel 
(Wall. Reg.) 

49.31 1.497,00 0,90% 1.497,00 1.497,00 0,87% 100,00% 0,00% 

Sozialhilfe (Wall. 
Reg.) 

49.32 0,00 0,00% 0,00 0,00 0,00%     

Landschaft- und 
Denkmalschutz (Wall. 
Reg.) 

49.33 1.715,78 1,04% 1.828,00 1.828,00 1,06% 100,00% 6,54% 

Schülertransport / 
Telekom. (Wall. Reg.) 

49.34 74,36 0,04% 149,00 149,36 0,09% 100,24% 100,86% 

Befugnis 
Beschäftigung (Wall. 
Reg.) 

49.35 10.797,84 6,52% 11.455,00 11.454,56 6,63% 100,00% 6,08% 

Erstattung Eintreibung 
Radio- 
Fernsehgebühren 
(Wall. Reg.) 

49.36 0,00 0,00% 0,00 0,00 0,00%     

Aufsicht lokale 
Behörden (Wall. Reg.) 

49.37 18.081,79 10,92% 18.325,00 18.324,60 10,61% 100,00% 1,34% 

Durch die Dotation 
gespeiste allgemeine 
Einnahmen 

49.41 114.385,46 69,08% 120.102,00 119.984,34 69,46% 99,90% 4,89% 

Zusatzdotation Radio- 
und Fernsehgebühren 

49.42 5.363,32 3,24% 5.410,00 5.435,34 3,15% 100,47% 1,34% 
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Ergänzung Befugnis 
Beschäftigung (Wall. 
Reg.) 

49.43 3.798,54 2,29% 3.038,00 3.038,83 1,76% 100,03% -20,00% 

Rückzahlung Wahlen 49.44 0,00 0,00% 0,00 0,00 0,00%     

Nationale Begleitpläne 49.45 567,77 0,34% 536,00 679,26 0,39% 126,73% 19,64% 

Nationallotterie 49.46 492,35 0,30% 521,00 542,73 0,31% 104,17% 10,23% 

Vennbahn (CICF) 49.47 0,00 0,00% 0,00 0,00 0,00%     

Verkauf Immobilien 76.32 1.140,33 0,69% 620,00 205,00 0,12% 33,06% -82,02% 

Hotelprämien 87.20 87,99 0,05% 0,00 24,15 0,01%   -72,55% 

Subt. allg. 
Einnahmen 

 160.676,36 97,03% 167.156,00 166.610,36 96,45% 99,67% 3,69% 

Durch die Dotation 
gespeiste 
zweckbestimmte 
Einnahmen 

49.41 4.521,00 2,73% 4.641,00 4.641,00 2,69% 100,00% 2,65% 

Andere 
zweckbestimmte 
Einnahmen 

- 392,27 0,24% 1.231,00 1.483,80 0,86% 120,54% 278,26% 

Subt. zweckb. 
Einnahmen 

 4.913,27 2,97% 5.872,00 6.124,80 3,55% 104,31% 24,66% 

          

Allgemeines Total  165.589,63 100,00% 173.028,00 172.735,17 100,00% 99,83% 4,32% 

Anleihe 96.11 0,00 0,00% 0,00 0,00 0,00%     

 

Die in den Haushalt 2007  eingetragenen Einnahmen (außer Anleihe und Leas ing) 

belaufen sich genau auf 172.735.175,43 EUR, was 99,83  % der Schätzungen darstellt . 

 

Die im Jahr 2007 verzeichnete Realisierungsrate schreitet so im Vergleich mit dem 

Vorjahr leicht fort (99,03 % in 2006). 2007 hat die Gemeinschaft 7,15 Mio. EUR 

Mehreinnahmen als in 2007 eingenommen, was eine Steigerung um 4,32 % darstellt. Diese 

Steigerung lässt sich  im wesentlichen durch die Erhöhung der Einnahme aus der 

Staatsdotation (+ 5,60 Mio. EUR) erklären . 

  

Auȁerdem stellt der Rechnungshof fest, dass die Ausf¿hrungsrechnung des 

Haushaltsplanes, so wie sie dargestellt wird, nicht genau den Bestimmungen von Artikel  75 

der koordinierten Gesetze über das staatliche Rechnungswesen  entspricht. Die Tabelle der 

Einn ahmen enthält, in der Tat, nur die Angaben der Schätzungen und der angerechn eten 

Einnahmen, mit Ausnahme  der festgestellten Rechte, des Unterschieds zwischen den 

festgestellten Rechten und den angerechneten Einnahmen, der übertragenen Rechte, der 

annullier ten oder in unbestimmter Aussetzung eingetragenen Rechte.  Jedoch stellt eine 

Anlage der allgemeinen Rechnungslegung eine ausführliche Liste der am 31. Dezember 

2007  auf Basis der in der ökonomischen Buchhaltung gebuchten Forderungen noch 

einzutreibenden f estgestellten Rechte  dar . Diese belaufen sich auf 1.706.406,71 EUR.  
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5.2.1.1.2.  Besondere Bemerkungen  

 

1°) Allgemeine Einnahmen   

 

a) Globaldotation aufgrund von Artikel 58 des Gesetzes vom 31. Dezember 1983  

( Artikel 49.41)  

Der durch den Föderalstaa t eingezahlte G lobaldotation (124,773 Mio. EUR d.h. 74,89 

% der Gesamteinnahmen) stellt die Haupteinnahme der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft dar. Als Rechtsgrundlage dienen Artikel 58 bis 58 septies des Gesetzes 

vom 31. Dezember 1983 über institutionelle Reformen für die  Deutschsprachige 

Gemeinschaft, abgeändert durch die Gesetze vom 6. Juli 1990, 18. Juli 1990, 5. Mai 

1993, 16. Juli 1993, 30. Dezember 1993, 4. Mai 1999, 22. Dezember 2000, 7. 

Januar 2002 und 24. Dezember 2002.  

Die oben genannten Artikel regeln die Berechn ung dieser Dotation folgendermaßen  : 

Ein erster Teil der Globaldotation ist der Entwicklung der Indexrate angepasst; ein 

zweiter Teil wird, seinerseits, durch die Entwicklung der Indexrate und des 

Wachstums der Volkswirtschaft 15  geprägt. Die sich aus dem Ge setz vom 22. 

Dezember 2000 ergebende Refinanzierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft in 

Höhe von 4,848 Mio. EUR basiert auf denselben Prinzipien. Der endgültige Wert 

dieser Wirtschaftsparameter kann aber nur a posteriori festgelegt werden. In der 

Zwische nzeit werden die eingezahlten Beträge  zuerst auf Basis der bei der 

Ausarbeitung des föderalen Initialhaushaltes bekannten und verfügbaren 

makroökonomischen Angaben berechnet und dann, im Laufe des Jahres, wenn die 

definitiven Parameter des Vorjahres festg elegt sind und wenn die für das laufende 

Jahr geschätzte Parameter deutlicher werden, angepasst. So sind, in 2007 , die 

Inflationsrate und das Wachstum des Bruttonationaleinkommens  für das Jahr 2006   

beziehungsweise auf  1,79 % und 2,2 0 % definitiv festgele gt worden . 

Dementsprechend wurde in 2007  der Deutschsprachigen Gemeinschaft eine Summe 

von 503,3 8 Tausend EUR als definitive Abrec hnung für das Haushaltsjahr 2006  

überwiesen; dieser Betrag wurde in der in Zwölfteln be zahlten Dotation 2007  

eingeschlossen.  Die Dotation sensu stricto, die auf Basis der bei der 

Haushaltskontrolle von April 2007  geschätzten Parameter (bzw . 2,20 % und 1,80 % 

für das Wachstum des Bruttonationaleinkommens und für die Inflationsrate)  

berechnet wurde,  belief sich auf 124,27 0 Mio. E UR.                 

                                              

15
 Bis zu 2005 war die Entwicklung des  Bruttonationaleinkommens  relevant; ab dem Haushaltsjahr 2006 ist dieses  

Parameter  durch das Parameter   PIB (Bruttoinland sprodukt) ersetzt worden.  
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Ab dem Jahr 2001 ist die Globaldotation ebenfalls an die Anzahl der Einwohner der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft unter 18 Jahren gebunden (Artikel 58 quinquies).  

Wegen der Verminderung der Anzahl der  Einwohner ist die Dotation 2007 um 

ungefähr 0,017  Mio. EUR gekürzt worden.  

 

Im Gegenteil ist ab dem Jahr 2002 in Anwendung des 

Lambertmontabkommens über die Refinanzierung der Gemeinschaften (Gesetz von 

7. Januar 2002) eine Erhöhung der der Deutschsprachigen Gemeinschaft gewährten 

Dotation  berechnet worden, dem Verhältnis der Anzahl der in den Grund - und 

Sekundarschulen der Deutschsprachigen Gemeinschaft regulären Schüler von 6 bis 

17 Jahre am 30. Januar 2002 und der Anzahl der selben Schüler der zwei anderen 

Gemeinschaften entsprechend.  

 

Der daher bekommene Refinanzierungsbetrag belä uft sich 2005 auf etwa 

8,216  Mio. EUR  (Artikel 58 sexies).  

 

Letztendl ich wird die Globaldotation 2007  durch einen jährlich rekurrenten 

Betrag von 0,275 Mio. EUR vervollständigt (Artikel 58 septies).  

 

Von der g esamten Globaldotation  wurden 4,789  Mio. EUR für die 

zweckbestimmten Einnahmen, gemäß Artikel 2 des Dekretes vom 7. Dezember 2006  

zur Festlegung des Haushaltsplanes der Einnahmen der Deutschsprachigen 

Gemeins chaft für das Haushaltsjahr 2007 , abgeändert dur ch die Dekre te vom 4. 

Juni und vom 6 . Dezember 2007  zur ersten und zweiten Anpassung der genannten 

Haushaltspläne , entnommen.  

 

Dies führt zu der Schlussfolgerung, d ass die Steigerung der Globaldotation 

2007 (4,81 % im Vergleich mit 2006)   unter anderen dur ch die folgenden Umständen 

beeinflusst wurde :  

 

¶ Die positiven Auswirkungen des Refinanzierungsgesetzes der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft vom 7. Januar 2002;  

 

¶ die Regulierung der in 2006  eingezahlten Dotation.  

 

 

 

 



 
38 

b) Die durch die Wallonische Region infolg e der ¦bertragung der Befugnis ăAufsicht 

¿ber die lokalen Behºrdenò eingezahlte Dotation (Artikel 49.37) 

 

 Die Dekrete vom Wallonischen Parlament vom 27. Mai 2004 und vom Parlament der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft vom 1. Juni 2004 über die Ausübung durch  die 

Deutschsprachige Gemeinschaft von gewissen Kompetenzen im Bereich der lokalen 

Behörden sehen eine Dotation vor, die ursprünglich auf 17.153.770 EUR 16  festgelegt 

wurde. Dieser Betrag wird an die Entwicklung der in Artikel 33bis, § 1, Abschnitt 4 

des Son dergesetzes vom 16. Januar 1989 vorgesehenen Haushaltsmittel der 

Wallonische n Region gekoppelt. Die für 2007  gebuchte Einnahme in Höhe von 

18.324.604,7 0 EUR resultiert einerseits aus   einer Indexierung u m 2 % der 

definitiven Dotation 2006 und andererseits aus einer Korrektur in Höhe von 

17.630,70 EUR als definitive Berechnung der Dotation 2006 . Sie stellt die 

zweitgrºȁte Einnahme der Gemeinschaft dar.  

 

 Die auf Basis einer Inflation um 1,82 % neu berechnete definitive Dotation 2007,  

weist eine zuviel bezahlte Summe um 53.512,97 EUR. Dieser Betrag soll in den 

nächsten Haushaltsjahre n von der Wa llonischen Region eingetrieben werden.  

 

c) Überweisung der Mittel für die Ausübung der Befugnis Beschäftigung von der 

Wallonischen Region (Artikel 49.35)  

 

Mit 6,6 3 % der Gesamteinnahmen stellt die für die Ausübung der Befugnis 

Beschäftigung durch die Wallo nische Region überwiesene Dotation die dritt grºȁte 

Einnah me der Gemeinschaft im Jahr 2007 dar (11, 455  Mio. EUR).  

 

Aufgrund von Artikel 5 des Dekretes vom 10. Mai 1999 zur Ausübung der Befugnisse 

der Wallonischen Region in den Angelegenheiten Beschäftigung und Ausgrabungen 

wird am ersten Tag des Mona ts Mai eine Basisdotation in Höhe von 7,992 Mio. EUR 

(322,4 Mio. BEF) überwiesen. Die Basisdotation wird an die Entwicklung der in 

Artikel 33 des Sondergesetzes vom 16. Januar 1989 zur Finanzierung der 

Gemeinschaften und Regionen erwähnten Haushaltsmittel der Wallonischen Region 

angepasst.  

 

Der Rechnungshof erinnert daran, dass Artikel 33 des Sondergesetzes den Betrag 

der durch den Föderalstaat überwiesenen Mittel aufgrund der Mittel der 

Wallonischen Region des Vorjahres, nach Abzug des der Wallonischen Re gion 

gewährten nationalen Solidaritätsbeitrags, festlegt und diesen Betrag an die 

                                              

16
 Siehe Artikel 3 § 2 der oben genannten Dekrete  
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Entwicklung der Indexrate und des Wachstums des RNB des betreffenden Jahres 

anpasst.  

 

Der im Jahr 2007  überwiesene Betrag in Höhe von 11. 454.562,20  EUR entspricht 

den in dem ursprünglichen walloni schen Ausgabenhaushaltsplan 2007  

vorgesehenen Mitteln ; er resultiert einerseits aus der Anwendung einer 

Wachstumsrate  der Mittel der Wallonischen Region um 2,48 % auf die Dotation 2006 

und andererseits aus posi tiven Reg ulierungen bez üglich der in 2006 eingezahlten 

Dotation in Höhe von 182,2 6 Tausend EUR.  

   

d) Überweisung der Mittel für die Ausübung der Befugnis se der Wa llonischen Region in 

den Angelegenheiten  Landschaft und Denkmalschutz   (Artikel 49.33 ) 

 

Diese resultiert aus der Anw endung vom Artikel 3  des Dekretes vom 14. Januar 

1994 zur Ausübung der Befugnisse de r Wallonischen Region in den Angelegenheiten  

Landschaft und Denkmalschutz ; dieser Artikel bestimmt dass eine  an die 

Entwicklung der in Artikel 33 des Sondergesetzes vom 16 . Januar 1989 zur 

Finanzierung der Gemeinschaften und Regionen erwähnten Haushaltsmittel der 

Wallonischen Region angepasst e Dotation an jedem ersten Arbeitstag des Monats 

Mai von der Wallonischen Region jährlich überwiesen wird .  

  

2007 hat die Wallonische  Region einen Betrag in Höhe von 1.828.000 EUR 

ausgezahlt. E r resultiert einerseits aus der Anwendung einer Wachstumsrate  der 

Mittel der Wallonischen Region um 2,48 % auf die definitive Dotation 2006 und 

andererseits aus posi tiven Reg ulierungen bezüglich d er in 2006 eingezahlten 

Dotation in Höhe von 29,08  Tausend EUR.  

 

e) Ausgleichdotation für die Radio - und Fernsehgebühren (Artikel 49.42)  

  

Als Ausgleich für den Verlust der Möglichkeit eine Steuereinnahme in Sachen Radio - 

und Fernsehgebühren  zu erheben,  wird der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

durch den Föderalstaat eine Ausgleichdotation gewährt, deren Initialbetrag als den 

Durchschnitt des in der Deutschsprachigen Gemeinschaft zwischen 1999 und 2001 

eingetriebenen Nettoertrages festgelegt wird 17 . In 2007  belief sich diese Dotation 

nach Indexierung auf 5.435 Tausend EUR.  

 

                                              

17
 Artikel 58 nov ies des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 über die institutionnellen Reformen für die 

Deutschsprachige Gemeinschaft, geändert durch die Gesetze vom 1 8. Juli 1990, 16. Juli 1993, 20. Dezember 
2000 und 7. Januar 2002.  
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f) Europäische Subventionen im Rahmen der Europäischen sozialen Fonds (ESF                  

2000 -2006)  

Aufgrund der Nichteinhaltung der vollständigen Prozedur, die von den europäischen 

Auditoren in einem in der Deutschsprachigen Gemeinschaft i m Juni 2006 

ausgeführten System audit festgestellt wurde, wurde jede Auszahlung europäischer 

Hilfen in 2006 vorläufig eingestellt. In der Zwischenzeit ist aber seitens der 

Deutschsprachigen Gemeinschaf t eine Antwort an die Bemerkungen der Europäischen 

Behörden gegeben worden so dass 2007 alle Hindernisse zur Auszahlung der 

Europäischen Subventionen im Rahmen der ESF -Programme 2000 -2006 

vernünftigerweise aufgehoben wurden.  

Aus einem Höchstbetrag für die  Laufzeit 2000 -2006 in H öhe von 11.177.240 EUR, auf  

denen die Deutschsprachige Gemeinschaft Anrecht hat , wurde Ende 2006 die Summe 

von  9.495.682,89 EUR schon eingenommen. 2007 hat die Europäische Kommission 

einen Betrag von 1.122.702,71 EUR freigegeben um  die Gesamtsumme der 

ausgezahlten Hilfen bis auf 95 % des  Höchstbetrag es zu tragen. 2008 könnte so eine 

Maximalsumme v on 564.395,22 EUR als restlicher  Saldo für die ESF -Programme 

2000 -2006  der Deutschsprachigen Gemeinschaft noch gewährt werden.   

 

g) EU-Subventionen ð Strukturfonds 2007 -2013 (Artikel 39.15)  

 Auf der Basis eines für die Deutschsprachige Gemeinschaft spezifisch hergestellten 

mehrjªhrigen ăOperationellen Programmsò, wird die Europªische Kommission f¿r die 

Jahre 2007 -2013 im Rahmen der Umsetzu ng der Zielsetzung 2  ăRegionale 

Wettbewerbsfªhigkeit und Beschªftigungò mehrere Maȁnahmen finanzieren.  

Während der Zeitdauer 2007 -2013 wird die Europäische Union die durch die 

Deutschsprachige Gemeinschaft eingesetzten Maȁnahmen in Hºhe von 50 % bis zu 

einer  Höchstsumme von 12.470.000 EUR  kofinanzieren.  

Gemªȁ der neuen Prozedur ist 2007 der erste urpr¿ngliche Vorschuss auf 2 % der 

Höchstsumme, d. h. 249.400 EUR begrenzt  worden.     

    

h) Verschiedene Einnahmen   (Artikel 06.01)  

 

Die wirtschaftliche Klassif izierung des Europäischen System Volkswirtschaftlicher 

Gesamtrechnung (ESVG 95 oder SEC 95) sieht eine Klasse 0 vor, um auf diese 

Klasse alle Einnahmen und Ausgaben setzen  zu können,  von denen man bei der 

Ausf¿hrung der Rechnungen nicht genau weiȁ, welcher Klasse sie unterstehen. Der 

unter diesem Artikel einge tragene Betrag in Höhe von 195,68 Tausend EUR stellt 

48,92  % der angepassten Schätzung dar.  

 

 Unter diesen Einnahmen befinden sich, unter anderen , Einnahmen bezüglich der 

Rückzahlung des Fonds Maribel  Social für den öffentlichen Sektor für das dritte und 
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vierte Trimester 2006 und die ersten drei Trimester 2007; diese belaufen sich auf 

130.144,10 EUR. In Anwendung des Rahmenabkommens vom 16. Dezember 2003 

ist das Maribel Social eine Beschäftigungsmassna hme um finanzielle Mittel zur 

Verfügung der Arbeitgeber im nicht kommerziellen Sektor zu stellen; diese 

Massnahme muss zur Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze führen. In den von dem 

obengenannten Rahmenabkommen bestimmten Höchstgrenzen ist das Maribel 

Fon ds eingegriffen um die Gehaltskosten von 3,5 Vollzeitäquivalenten im 

Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft  zu decken. Diese Einnahme 

kºnnten unter dem Artikel 11.11 ăR¿ckzahlung von Gehªlterò gebucht werden. 

 

Gleichfalls erscheint  unter d em Artike l ăVerschiedenesò di e Rückzahlung durch die 

Europäische Union der Kosten der Agentur Europa Direct in der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft in Höhe von 17 .450 EUR. Diese Agentur, mit  Sitz im Ministerium der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft , infor miert über zahl reiche Themen in Bezug auf 

die Europ äische  Union, gibt Informationen über die Rechte und Möglichkeiten in der 

Union und steht zur Seite sowohl der Bürger und Bürgerinnen  als der 

Unternehmen.  Diese Einnahmen sind normalerweise an ihrem Platz im 

Einnahmenar tikel der Klasse 39 ăTransferts aus Einrichtungen der Europªischen 

Unionò. 

 

i) Erträge aus der Verwaltung des Schatzamtes (Artikel 26.10)  

 Die Einnahmen in Höhe von 143,9 Tausend EUR resultieren aus einer dynamischen 

Geschäftsführung des Schatzamtes. Im Ve rgleich mit dem Vorjahr sind sie aber im 

Rückgang um 46,95 %.  

 

j) Rückzahlung Gehälter (Artikel 11.11)  

 

Die aus der Rückzahlung von Gehaltskosten  resultierenden Einnahmen (381,29  

Tausend EUR) haben die angepas sten Haushaltsschätzungen um 66,29  Tausend 

EUR übe rschritten. Sie lassen sich besonders erklären durch die Rückzahlung von 

Gehältern der bei einer Gewerkschaft  oder einer ONG freigestellten Lehrer , die sich  

auf mehr als 11 0.000 EUR  belaufen . Diese Gehªlter sind auȁerdem zu Lasten des 

allgemeinen Haushal ts der Ausgaben eingetragen worden. Mit der selben Logik 

werden die Gehälter des in der Deutschsprachigen Gemeinschaft freigestellten 

Personals des SELOR  (81.000 EUR) und der Staatsarchiven in Eupen (77.000 EUR) , 

in diesem Artikel eingetragen; sie werden e benfalls durch das Budget der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft vorfinanziert.  
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k)  Subventionen im Ra hmen der föderalen Begleitpläne  der Arbeitssuchenden und 

der Pluralwirtschaft (Artikel 49.45).  

In Ausführung der Kooperationsabkommen zwischen dem Staat, den 

Regionen und der Deutschsprachigen Gemeinschaft in Bezug auf die 

Sozialökonomie und  die Aktivierung der Ar bei tslosen und in Bezug auf die 

Plura lwirtschaft , hat sich der Föderalstaat verpflichtet die Deutschsprachige 

Gemeinschaft jährlich zu finanzieren  bzw. bis eine r  Höchstsumme von 314,82 und 

196,52  Tausend EUR .  

Die unter dem Einnahmenartikel 49. 45 gebuchten Einnahmen (679,26 

Tausend EUR) lässt sich folgenderweise erklären :  

¶ Beihilfen des Staates im Rahmen der Begleitpläne  

- 167,91 Tausend EUR als definitiv e Abrechnung 2004;  

- 78,71 Tausend EUR als Saldo von 25 % für 2006;  

- 236,31 Tausend EUR als Vorschuss von 75 % für 2007.  

¶ Beihilfen des Staates im Rahmen der Pluralwirtschaft  

- 196,52 Tausend EUR für 2005.  



 
43 

 

l) Beteiligungen an den Gewinnen der Nationalloterie (A rtikel 49.46)  

  

Im Artikel 62 bis des Sondergesetzes zur Finanzierung der Gemeinschaften und 

Regionen wird vorgesehen, dass ein Betrag, der 27,44 % des Gewinns der 

Nationalloterie gleich ist, zwischen den Französischen und Flämischen 

Gemeinschaften verteil t wird. Ein Teil dieses Betrages (0,8428 %) wird aber für die 

Deutschsprachige  Gemeinschaft reserviert (Artikel 58 octies des oben genannten 

Gesetzes vom 31. Dezember 1983).  

 

Der Betrag der in 2007  kass ierten Einnahmen in Höhe von 542,73  Tausend EUR 

result iert einerseits aus de r Zahlung des für die Jahre 2006  noch geschuldeten   

Betrages (125 ,90  Tausend EUR) und andererseits aus einem Vorschuss  von 80 % 

(416,83 Tausend EUR) über die Dotation 2007 . Dem Königlichen Erlass vom 15. 

März 2007 zur provisorischen  Verteilung der Subsidien der Nationalloterie gemªȁ 

beläuft sich die Dotation 2007 auf 521.038,51 EUR . 

 

 

m) Subventionen der Europäischen Union im Rahmen der Interreg III Programme 

( Artikel 39.10)  

 

Die 1990 eingeführte Gemeinschaftsinitiative zielt darauf  ab, durch die Förderung 

der grenzübergreifenden Zusammenarbeit den wirtschaftlichen und sozialen 

Zusammenhalt in der Europäischen Union zu stärken. Sie basiert auf den 

Grundsatz, dass nationale Grenzen für eine ausgewogene harmonische Entwicklung 

Europas kein Hindernis darstellen dürfen. Die Interreg III  Programme für den 

Zeit raum 2007 -2013 unterstützen die selbe Zielsetzung.  

 

Mit einer Realisierungsrate um 55,93 % sind die in 2007 eingetragenen Einnahmen 

(157, 19  Tausend EUR) unter den  Schätzungen geblieben ; diese schwache 

Realiserungsrate erklärt sich durch die Tatsache, dass einige im Rahmen des 

Projekts Schulmediothek erhofften Einnahmen (7. und 8. Mittelabrufe in Höhe von 

114,78 EUR) nur in 2008 eingezahlt wurden.  

 

n) Einnahmen aus dem Verkauf von Immobi liengütern (Artikel 76.32)  

 

Die Einnahmen 2007 belaufen sich auf 205 Tausend EUR. Sie resultieren aus dem 

Verkauf eines am Wiesenbacherstrasse 5 in Sankt Vith gelegenen Hauses für 

195.000 EUR und aus einem Vorschuss von 10.000 EUR für den Verkauf des SPZ i n 

Sankt -Vith.  



 
44 

o) Rückzahlung von Hotelprämien (Artikel 87.20)  

Die Artikel 36 bis 39 des Infrastrukturdekretes vom 18. März 2002, 

abgeändert durch die Dekrete vom 21. März 2005, 20. Februar 2006 und 25. 

Juni 2007, bestimmen die zu erfüllenden Voraussetzunge n bevor die 

r¿ckzahlbaren ôPrªmienõ den Eigent¿mern der Hotels und der 

Ferienwohnungen im Rahmen der Infrastrukturprojekte gewährt werden 

können sowie die Rückzahlungsmodalitäten dieser Kredite. In diesem 

Haushaltsartikel wurden in den vergangenen Jahren d ie Einnahmen aus den 

Rückzahlungen gebucht. In Wirklichkeit handelt es sich um Einnahmen der 

Klasse 8 die gemäß der SEC -Methode für die Berechnung des 

Finanzierungssaldos nicht in Betracht genommen werden müssen. Mit der 

Schaffung am 25. Juni 2007 eines ne uen Haushaltsfonds (Fonds zur 

Finanzierung rückzahlbarer Prämien, Kredite und Beteiligungen) sind   in 

diesen Artikel gebuchten Einnahmen in Höhe von 79 Tausend  Euro in die 

Einnahmen des neuen Haushaltsfonds überwiesen  worden . Aus mit dem 

neuen Buchhaltungs sytem SAP ver bundenen  technischen Gründen, sind 

aber Rückzahlungen in Höhe von 24,16 Tausend EUR, die am 31. Dezember 

2006 als festgestellte Rechte schon gebucht wurden, noch unter den Artikel 

87.20 gebucht worden.  

 

2°) Zweckbestimmte Einnahmen  

 

 

Realisierung 
2006 

Ursprüngliche 
Schätzung         

2007 

Angepasste 
Schätzung        

2007 
Realisierung 

2007 
Realisierungsrate 

2007 
Entwicklung % 

2007/2006 

(a) gespeist 
durch  4.521,00 3.157,00 4.641,00 4.789,00 103,19% 5,93% 
die Dotation 

(b) andere 
zweckbest. Ein. 392,27 289 1231 1335,81 108,51% 240,53% 

Total 
Haushaltsfonds  4.913,27 3.446,00 5.872,00 6.124,81 104,31% 24,66% 

          (in Tausend EUR)  

 

Das Volumen der durch die Haushaltsfond s getätigten Einnahmen lag mit 6.124,81  

Tausend. EUR  um 24 ,65  % über dem Niveau des Vorja hres.  
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Die Einnahmen der Haushaltsfonds werden in erster Linie durch Abzüge von der 

föderalen Dotation gespeist (4.789  Tausend EUR) 18 .  

Die anderen Ein nahmen resultieren  aus der Ausführung der diesen Fonds 

anvertrauten Aufträ ge. Im Jahre 2007 betragen sie 1.335,81  Tausend EUR. Es handelt sich 

hauptsächlich  um durch den Fonds zur Finanzierung rückzahlbarer Prämien, Kredite und 

Beteiligungen  eingenom mene Einnahmen  in Höhe von etwa 942,65 Tausend EUR ; diese  

bestehen  einerseits au s Einnahmen aus der Nettorückzahlung der Ziehungsrechte über die 

Ostbelgieninvest AG in Höhe von 863,24 Tausend EUR und andererseits aus 

Rückzahlungen von Hotelprämien in Höhe von 79,41 Tausend EUR.  

 

 Die folgende Tabelle unterteilt die Einnahmen von jedem  Haushaltsfonds 

aufgrund ihrer Herkunft :  

 

  
Realisierung 

2006 

Angepasste Schätzungen 2007  Realisierungen 2007  

Realisierungs -

rate 2007  

Einnahmen 
aus der 

Dotation  

Andere 

Einnahmen  Gesamt  

Einnahmen 
aus der 

Dotation  

Andere 

Einnahmen  Gesamt  

Fonds 

Dienstle istungen  
665,22  340,00  252,00  592,00  510,00  351,66  861,66  145,55%  

Fonds 

Ostbelgi eninvest  
0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  - 

Medienfonds  
0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  - 

Fonds ungeb. L eben 
31,16  0,00  22,00  22,00  0,00  41,38  41,38  188,09%  

Entschuldu ngsfonds  
57,89  22,00  15,00  37,00  0,00  0,11  0,11  0,30%  

Fonds soz. Wo hnung  
0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  - 

Amortisierung sfonds  
4.159,00  4.279,00  0,00  4.279,00  4.279,00  0,00  4.279,00  100,00%  

Finanzierungsfonds  0,00  0,00  942,00      942,66  942,66  100,00 % 

Total  4.913,27  4.641,00  1.231,00  5.872,00  4.789,00  1.335,81  6.124,81  104,31%  

         (in Tausend EUR)  

 

3°) Anleihe und Leasing  

Gemªȁ den Zusagen der Regierung wurde weder klassische Anleihe noch finanzielle Leasing 

2007 aufgenommen.  

 

4°) Nichte intreibung von gewissen festgestellten Rechte  

Die am Ende 2007 festgeste llten Rechte belaufen sich auf 1.706 Tausend EUR. Unter diesen 

stel lt der Rechnungshof  ein ige fälligen  Forderungen für die Vermietung von Gebäuden  der 

                                              

18
 Artikel 14 des Dekrets vom 21. Januar 1991 über die Auflösung und die Umgestaltung der Haushaltsfonds.  
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Deutschsprachigen Gemeinschaft fest . Es ist besonders der Fall für die Vermietung einer 

industriellen Halle auf dem Standort  der ehemaligen Vennbahn  in Raeren. Die für die  

Laufzeit September 2005 bis zu Dezember 2007 fälligen Mieten in Höhe von 56 Tausend 

EUR blieben Ende 2007 unbezahlt.  
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5.2.1.2.  Ausgaben  

 

 Das Dekret vom 7. Dezember 2006  zur Festlegung des allgemeinen 

Ausgabenhaushaltsplanes der Deutschsprachigen Gemeinschaft  legte den ursprüngl ichen 

Ausgabenhaushaltsplan 2007 fest. Die Dekrete vom  4. Juni und 6 . Dezember 2007  haben 

den ursprünglichen Haushaltsplan angepasst.  

 

 Die Überprüfung der Ausgaben der Gemeinschaft geschieht zunächst  unter 

dem Gesichtspunkt der Verpflichtungen, welche aus den Rechtshandlungen der öffentlichen 

Behörden hervorgehen und welche Verbindlichkeiten zu Lasten des Haushaltsplanes 

schaffen. Anschließend geschieht die Überprüfung unter dem Gesichtspunkt der 

Anwe isungen, welche zum Zwecke der Begleichung der während des laufenden Jahres oder 

der vorherigen Jahre eingegangenen Verpflichtungen mit den im Laufe des Haushaltsjahres 

ausgestellten Zahlungsanweisungen übereinstimmen.  

 

5.2.1.2.1.   Die  Verpflichtungen  (Mit telbindungen)  

Die Verpflichtungen stellen also die durch die Gemeinschaft eingegangenen 

Verbindlichkeiten dar, die Anlass zur Auszahlung entweder im Laufe des Haushaltsjahres 

oder im Verlauf folgender Haushaltsjahre geben können.  

Verpflichtungen des Jahres  2007  

  

Kredite  Verpflichtungen  
Benutzungsrate  

(in %)  

Nicht aufgegliederte Mittel  159.172,00  158.560,55  99,61  

Aufgegliederte Mittel  7.318,00  

6.526,24  89,18  
(Verpflichtungsermächtigungen )   

Variable Kredite  9.198 ,96 4.585,17  49,8 4 

Gesamt  175.688,96   169.671,96  96,5 8 

          (in Tausend EUR)  

Dazu wird die Regierung durch Artikel 15 und 16 des Dekretes vom 7 . Dezember 

2006  zur Festlegung des allgemeinen Ausgabenhaushaltsplanes der Deutschsprachigen 

Gemeins chaft für das Haushaltsjahr 2007  ermächtigt ,  Anleihenlasten in Höhe von 46.010  

Tausend EUR im Rahmen des Infrastrukturplans zu bezuschussen.  

 

Diese Bezuschussungsermªchtigungen verteilen sich folgendermaȁen : 



 
48 

 

 

 

 

Bezuschussungs-
ermächtigungen  

Feste 
Bezussungs-
versprechen  

Ordonnanzierungen 
2007 

Encours auɓer 
Buchhaltung am 
31. Dezember 

2007 

         

Marienheim Raeren 5.200.000,00  4.885.503,72  206.298,90 4.679.204,82  

Kultur und Messezentrum Sankt-Vith Triangel 5.160.000,00  5.157.418,00   5.157.418,00  

Schule Raeren 6.500.000,00  6.464.818,00   6.464.818,00  

ZAWM Renovierung 1.850.000,00  1.848.104,00   1.848.104,00  

Verwaltungsbebäude Sankt-Vith 4.800.000,00  4.800.000,00   4.800.000,00  

Interkommunale Altenheim Sankt Vith 2.130.000,00  2.126.236,00   2.126.236,00  

ÖSHZ Eupen Umbau Altenheim 5.710.000,00  5.708.114,00   5.708.114,00  

Kulturzentrum Eupen 5.100.000,00  5.064.375,00   5.064.375,00  

Psychiatrisches Pflegeheim  Sankt Vith 1.650.000,00  1.633.710,00   1.633.710,00  

Schule Amel 1.910.000,00  1.908.000,00   1.908.000,00  

BS Sankt Vith Anbau schreinerei 2.000.000,00        

ZAWM "Standort Vervierser Strasse" 4.000.000,00        

 46.010.000,00  39.596.278,72  206.298,90  39.389.979,82  

 

Am 31. Dezember 2007 wurden  die Bezusch ussungsermächtigungen  in feste 

Bezuschussungsversprec hen an Interkommunalen, Gemeinden oder Vereinigungen in Höhe 

von 39.596.278,72 EUR umgewandelt.  

 

1°) Nicht aufgegliederte Mittel  

Aus der oben  stehenden Tabelle  ergibt sich, dass der Benutzung ssatz der Verpflichtungen  

für die nicht aufgegliederten Mittel besonders hoch ist (99,61  %). Diese Realisierungsrate 

soll aber aufgrund einer besonderen Haushaltbestimmung des Haushalts der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft 19  geschätzt werden. Auf Basis dieser Bestimmung werden, 

in Abweichung von Artikel 34 der koordinier ten Gesetze über die Rechnungsführung des 

Staates , nur die am Ende des Haushaltsjahres verfügbaren nicht aufgegliederten Mittel , die 

schon festgelegt sind, auf das nächste Jahr übertragen. Am Ende des Jahres zeigt sich dass 

der verfügbare Mittelsaldo von einigen Zuweisungen systematisch festgelegt wird, um die 

Übertragung der gesamten nicht verwendeten Kredite zu ermöglichen.  Dazu verbreiten sich 

für die laufenden Ausgaben mit einem begren zten Betrag die Verwe ndung von 

Bestell scheinen und deren Einbuchung als Verpflichtung in der Buchhaltung  allgemein. So 

machen diese Praktiken die oben genannte Haushaltsbestimmung  fast wirkungslos . 2007 

ist der Betrag der  nicht aufgegliederten Mittel, die am Ende des Jahres nicht verwendet und 

auch nicht festgelegt wurde n und deswegen annuliert werden  auf 611.449,56 EUR begrenzt. 
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 Siehe Artikel 3 des Ausgabenhaushalts 2007  
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Zum Vergleich beliefen sich noch die aus diesem Grund Ende 2006 annu llierten nicht 

aufgegliederten Mittel auf 1.480.449,07 EUR.     

 

2°) Aufgeliederte Mittel  

Der Anteil der tatsächlich in Ans pruch  genommenen Verpflichtungs ermächtigungen ( 

89,18 %) zeigt eine wesentliche Steigerung gegenüber dem Vorjahr (81,55 % ) . 

Die Verpflichtungsermächtigungen sind in Anlehnung an den Infrastrukturplan 

festgelegt worden. Dieser Infrastrukturplan unterscheidet zw ischen den 

Investierungsprojekten, die im Registrierungskatalog sind, den im Laufe des Jahres 

vorgesehenen aber noch nicht festgelegten Ausgaben und den im Laufe des Jahres 

vorgesehenen und schon getätigten Festlegungen.  Im ursprünglichen 

Ausgabenhaushalt splan 2005 beliefen sie sich auf 6,4 Mio. EUR. Um unter anderen den 

nötigen Mitteln im Rahmen des Bauprojektes in Sankt -Nikolaus Hospital von Eupen 

Rechnung zu tragen sind sie  nach der ersten Haushaltsanpassung auf 10,31 Mio. EUR 

erhöht worden. Zum Schlus s wurden sie nach der zweiten Anpassung des 

Ausgabenhaushalts auf Grund der Berücksichtigung des jährlich aktualisierten 

Infrastrukturplanes  auf 7,32 Mio. EUR gekürzt.  

Die untenstehende Tabelle stellt die Benutzungsraten der 

Verpflichtungsermächtigungen j e nach Organisationsbereich  dar.  

 

O.B. Intitulé    Kredite  Verpflichtungen  Benutzungsrate  

20 Ministerium der 

Deutschsprachigen 
Gemeinschaft  

VE 1.357.000,00 1.146.774,87 84,51% 

30 Unterricht und 

Ausbildung  VE 1.126.000,00 1.106.899,92 98,30% 

40 Kultur, Volks - und 
Erwachsenen bildung , 

Jugend, Sport  und  
Tourism us 
 

VE 1.480.000,00 1.439.722,95 97,28% 

50 Beschäftigung, 
Gesundheit und soziale 
Angelegenheiten  

VE 3.355.000,00 2.832.843,14 84,44% 

  
Gesamt    7.318.000,00 6.526.240,88 89,18% 

 

3°) Variable Kredite  

 

 Bezüglich der variablen Kredite stimmt, in Ermangelung einer Buchung der 

eingegangenen Verpflichtungen, der Betrag der Realisierungen (4.585,17  Tausend EUR) mit 

dem der Zahlungsanweisungen überein  (siehe Punkt 5.2.1.2.1.) . 
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 4°)   Besondere Bemerkungen be züglich der Verpflichtungen    

 

In Erwartung der Verabschiedung eines  Dekretes, das  eigene Bestimmungen für die 

Deutschsprachige Gemeinschaft aufstellt,  sind die gesetzlichen Regeln in der Materie 

Verpflichtungen einerseits im  Königlichen Erlass vom 31. Mai 1966 zur Regelung der 

Kontrolle der Festlegung der Ausgaben in den Diensten der Haup tverwaltung des Staates 

und andererseits im Ministeriellen Erlass vom 8. Juli 1966 zur internen Regelung der 

Kontrolle der Festlegung der Ausgaben zu finden.  

 

Diesbezüg lich erinnert der Rechnungshof daran, dass die Verträge und die 

Übereinkünfte über 5.500 EUR und die Erlasse zur Gewährung von Zuschüssen über 1.250 

EUR vor ihrer Mitteilung für die Gesamtsumme mit dem Sichtvermerk des 

Festlegungskontrolleurs versehen werd en müssen.  

So sind die folgenden Verträge und die Übereinkünfte in Ihrer Gesamtheit  vor der 

juristisch bindenden Zusage der Regierung nicht dem vorherigen Visum des 

Festlegungskontrolleur s  unterworfen wo rden  und deswegen nicht zu Lasten von 

buchhalterisc hen Verpflichtungsermächtigungen gebucht worden :  

- Notarielle Urkunde vom 10. November 1999 zum Ankauf des Teils der 

Französischen Gemeinschaft   vom Sport - und Touristikzentrum Worriken für 

die Summe von 89.134.234 BEF (2.209.579,94 EUR); dieser Betrag ist ab 

Juni 2000 in 30 indexierten Annuitäten in Höhe von 3.000.000 BEF (74.368 

EUR) zurück  zu zahl en; 

- Vereinbarung vom 17. März 2003 zwischen der gemeinnützigen Einrichtung 

ăMarienheim Raerenò und der Regierung der Deutsch sprachigen 

Gemeinschaft über die Fina nzierung der Erweiterung des Marienheims für 

eine Höchstsumme von 5.668.640 EUR;  

- Abkommen mit ein em Anwaltskabinett vom 28. April 2005 um der im Laufe 

der Streitsachen Deutschsprachige Gemeinschaft/ Trageco AG - Régie des 

Bâtiments geschuldeten Honorarsaldo  in Höhe von 145.000 EUR über drei 

Jahre zu verteilen.  

 

In  diesen drei Fällen, bezog sich  in 2007 die Kontrolle der Festlegungen nur auf den Teil der 

ordonna nzierten Ausgaben ; für diese sind nicht aufgeglierde Mi ttel im Haushalt vorgesehen. 

Der  am 31. Deze mber 2007 ges chuld ete Saldo ist übrigens  nicht in  das buchhalterische 

Encours aufgenommen . 

 

Auȁerdem was besonders die Ausgaben ¿ber variable Kredite angeht, ist ungeachtet der 

Höhe des Betrages  keine Mittelbindung gebucht .  

Infolgedessen entsprechen mehre re in  den Fonds für Dienstleistungen verbuchten 

Ausgaben , die 5.500 EUR überschreiten , nicht den  Bestimmungen der obengenannten 

Erlasse . Dies gil t zum Beispiel für  eine Rechnung in Höhe von 10.54 0 EUR bezüglich der 
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Kosten für den Empfan g in Brüssel im Rah men des Fest tages der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft 2007 und  noch  für  eine Rechnung in Höhe von 12.137 EUR für die Ausgabe 

eines Han dbuches 2007 -2008 . 

 

    

5.2.1.2.2.  Die Zahlungsanweisungen  

 

  Mit der Anweisung, die durch die Ausstellung der Zahlungsanwe isung 

bewerkstelligt wird, ergeht der Befehl zur Auszahlung um die im Laufe des Jahres oder in 

früheren Jahren eingegangenen Verpflichtungen einzulösen.  Somit wird die nötige Summe 

endgültig zu Lasten des Haushaltskredits gelegt.  Die Anweisungen erfolgen  dank der 

Zahlungsmittel, die aus dem Gesamtbetrag der Kredite bestehen, welche die Vergabe von 

Geldern zu Lasten des Haushaltsplanes des Jahres veranlasse n. Die Analyse der im 

Jahre  2007  getätigten Zahlungsanweisungen bezieht sich auf die im Haushaltsplan  für die 

laufenden Verrichtungen und die Kapitalverrichtungen vorgesehenen Mittel (aufgegliederte 

Mittel und nicht aufgegliederte Mittel), auf die gemäß Artikel  34 der koordinierten Gesetze 

über das staatliche Rechnungswesen übertragenen nicht aufgeglieder ten Mittel, sowie auf 

die variablen Kredite.  

 

Obengenannter Artikel  34 ermächtigt die Übertragung der am Ende des 

Haushaltsjahres verfügbaren nicht aufgegliederten Mittel und deren Anwendung zur 

Auszahlung jeder Ausgabe, die im Verlauf dieses Haushaltsjahr es Gegenstand einer 

eingegangenen Verpflichtung war.  Die am Ende des zweiten Jahres nicht beanspruchten 

Mittel werden annulliert.  

 

 Es muss allerdings darauf hingewiesen werden, dass in Anwendung des Artikels 3 

des Dekretes vom 1 3. Dezember 2005  zur Festl egung des allgemeinen 

Ausgabenhaushaltsplanes der Deutschsprachigen Gemeinschaft für  das Haushaltsjahr 

2006  nur derjenige Teil der verfügbaren nicht aufgegliederten Mittel auf das nächste 

Haushaltsjahr übertragen wi rd, für den am 31. Dezember 2006  zwar Fes tlegungen aber 

keine Zahlungsanweisungen aufgestellt sind. Die verfügbaren nicht aufge gliederten Mittel 

von 2006, die am 31. Dezember 2007  nicht festgelegt sind, verfallen an diesem Tag. Dieser 

Artikel 3 greift einfach auf die Auswirkungen des Artikels 34 der koordinierten Gesetze vor.  

 

 Eine gleich lautende Bestimmung ist überdies im Artike l 3 des Dekretes vom  7. 

Dezember 2006  zur Festlegung des allgemeinen Ausgabenhaushaltsplans der 

Deutschsprachigen Gemeins chaft für das Haushaltsjahr  2007  aufgeführt.  
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1°) Allgemeine Übersicht   - Zahlungsanweisungen 2005  

 

  

Kredite  
Zahlungs -

anweisungen  

Auf  2008  zu 

übertragende 
Kredite  

Zu 

annulierende 
Mittel  

Benutzungs -
rate  

Laufende und Kapital -
Verrichtungen  

159.172.000,00 155.361.121,59 3.199.428,85 611.449,56 97,61% - nicht aufgegliederte Mittel  

- Aufgegliederte Mittel  10.479.000,00 9.951.120,76 0,00  527.879,24 94,96% 

Übertragene Mittel                 
(nicht aufgegliederte Mittel)  2.148.712,17 1.989.557,06 0,00  159.155,11 92,59% 

Variable Kredite  9.198.958,47(*) 4.585.172,16 4.613.786,31 0,00  49,84% 

Gesamt  180.998.670,64 171.886.971,57 7.813.215,16 1.298.483,91 94,97% 

              (in EUR) 

 (*) übertragener Saldo am 1. Januar 2007+Einnahmen des Jahres 

 Im Laufe des Haushaltsjahres 2007 hat die Regierung der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft 94,97 % der verfü gbaren Zahlungsmittel benutzt. D iese Realisierungsrate ergib t 

sich aus der  wesentliche n Benutzung der nicht aufgliedert en Mittel (97,61 %) sowie der  

aufgegliederten Mittel   (94,96 %).  Im Gegenteil erklärt si ch die niedrige Benutzungsrate der 

verfügbaren variablen Kredite durch die Tatsache, dass das Finanzierungsfonds 2007 mit mehr 

als 942 Tausend EUR eingespeist wurde während keine einzige Entnahme in der selben 

Laufzeit getätigt wurde.  

  

  Der Betrag der Za hlungsanweisu ngen in 2007 (171 .886.971,57 EUR)  ist 4,60 % höher als 

in 2006 .  

 Es wird keine Überschreitung der gesetzlichen Kredite (die im allgemeinen 

Ausgabenhaushaltsplan bewilligten Kredite) und der variablen Kredite (die am 1. Januar 

verfügbaren Bet räge plus die im Laufe des Jahres verbuchten Einnahmen ) festgestellt.  
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2.  Besondere Bemerkungen bezüglich der Zahlungsanweisungen  

Die folgende Tabelle macht eine doppelte Unterteilung zwischen einerseits den 7  

Organisationsbereichen und anderers eits den aufgegliederten und nicht  

aufgegliederten Mitteln .  

 

Verteilung über die Organisationsbereiche und die Arten der Mittel   

            

           

O.B. Bezeichnung    Kredite  

Zahlungs - 
Benutzungs -

rate  anweisungen  

01 Parlament der 

Deutschsprachi gen 
Gemeinschaft   

NAM 3.735.000,00 3.735.000,00 100,00% 

10 Regierung der 
Deutschsprachigen 
Gemeinschaft  

NAM 3.094.000,00 2.986.790,55 96,53% 

20 Ministerium der 
Deutschsprachigen 

Gemeinschaft  

NAM 

31.233.000,00 30.188.614,36 96,66% 

AM 
1.977.000,00 1.897.851,25 96,00% 

30 Unterricht und 
Ausbildung  

NAM 83.585.000,00 83.267.799,99 99,62% 

AM 
3.351.000,00 3.081.902,69 91,97% 

40 Jugend, Volks - und 

Erwachsenbildung, 
Kultur, Sport und 
Tourismus  

NAM 

11.433.000,00 10.567.457,59 92,43% 

AM 
1.424.000,00 1.304.168,78 91,58% 

50 Beschäftigung, 
Gesundheit und Soziales  

NAM 26.089.000,00 24.615.459,10 94,35% 

AM 
3.727.000,00 3.667.198,04 98,40% 

60 Schatzamt der 
Deutschsprachigen 
Gemeinschaft  

NAM 3.000,00 0,00 0,00% 

GESAMT  

NAM  159.172.000,00 155.361.121,59 97,61% 

AM  10.479.000,00 9.951.120,76 94,96% 

Gesamt  169.651.000,00 165.312.242,35 97,44% 

          (in EUR * 1000)  

 O.B.  = Organisationsbereich  

 NAM = Nicht aufgegliederte Mittel  

 AM = Aufgegliederte Mittel  
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a) Organisations bereich 01 Parlament der Deuts chsprachigen Gemeinschaft  

 

¶ Programm 01 Dotation  

 

Dieses Programm beinhaltet zwei Zuweisungen :  

-  die Zuweisung 01.00.41.40 ăFunktionsdotationò. Die Funktionsdotation wird 

jeden Monat in gleichen Zwölfteln ausgezahlt. In 2007 wurden die Kredite in Höhe 

von  3.685.000 E UR (eine Erhöhung um 2,25 % im Vergleich zum Vorjahr) zu 100 % 

in Anspruch genommen.  

 

-  Die Zuweisung 01.00.61.41  ăAuȁergewºhnliche Dotationò 

Die Rec hnungslegung 2007 zeigt eine 100 % Inanspruchnahme der in Höhe von  

50.000 EUR  vorgesehenen Kredite (unverändert im Vergleich zum Vorjahr). Dieser 

Betrag wurde im April 2007 überwiesen. Die Infrastrukturdotation 2006 wurde im  

Dezember 2006 ordonnanziert, aber erst im Januar 2007 ausbezahlt.  

Auf Bitte des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft hat der 

Rechnungshof die Rechnungslegung des Funktionshaushalts des Parlaments 2007 

geprüft . Der Haushaltsüberschuss in Höhe von  204.146,50 EUR ist dem 

konsolidierten Finanzierungssaldo der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

hinzugefügt.  

 

b) Organisationsbereich 10 Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft  

Aus Vertrauensgründen und im Gegensatz zu den üblichen Handlungsweisen des 

Minis teriums umfassen die  von der Kanzlei der Regierung in das SAP -System 

eingetragenen Zahlungsanweisungen Gesamtbeträge für die Ausgaben. Der Detail 

wird in einer Excel -Tabelle aufbewahrt. Der Rechnungshof hat vor Ort die Befolgung 

der Bestimmungen des Artik els 5 des allgeme inen Ausgabenhaushaltsplans 2007  

geprüft. Dieser Artikel b esagt, dass Ausgaben bis zu einem Höchstbetrag von 10.000 

EUR nicht dem vorherigen Visum des Rechnungshofes unterworfen sind. Die 

Ermächtigung gilt für die Zuweisungen, deren erste Ziffer eine ă1ò (laufende Ausgaben) 

oder eine ă7ò (Investierungsausgaben) ist. Im Rahmen dieser Ermªchtigung hat der 

Rechnungshof die Berechnung der Gehälter der Minister, der Kabinettsmitglieder sowie 

der Kanzleimitglieder sowie die analytische Verteilung  der laufenden Ausgaben der 

Kabinette geprüft. Diese Analyse wird in  Zukunft einen mehrjährigen Vergleich der 

verschiedenen Ausgabenposten ermöglichen.  
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¶ Programm 00 Allgemeine laufende Ausgaben  

Á Gehälter der Minister, der Mitarbeiter der Regierung und  der 

Kabinette ( Zuweisung 10.00.11.11)  

 

- Gehälter der Minister  

 

Der ministerielle Beschluss vom 11. Oktober 2001 hat das Gehalt des Ministers auf 

120 % des Gehaltes mit maximalem Dienstalter des Generalsekretärs festgelegt. In 

2007 beläuft sich das Bruttog ehalt des Ministers auf 10.241,96 EUR .  

Übrigens, die Beträge die der Pensionskasse der Mitglieder des Parlaments der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft überwiesen werden um für die Minister ein 

Pensionsanspruch zu gewährleisten, sind berechnet aufgrund des Be schlusses des 

Rates der Deutschsprachigen Gemeinschaft vom 25. Juni 1985 bezüglich der 

Speisung derselben Pensionskasse. Gemäß diesem Beschluss wird ein persönlicher 

Beitrag von den Gehältern der Minister abgezogen; dieser persönlicher Be itrag soll 6 % 

der  indexierten monatlichen Vergütungen des Präsidenten des Parlaments gleich sein. 

Die Deutschsprachige Gemeinschaft ihrerseits leistet einen Beitrag gleich achtmal 

dem persönlichen Beitrag. Der Beitrag der Deutschsprachigen Gemeinschaft belief 

sich 2007 auf  3.544,35 EUR pro Monat und pro Minister.  

Einschließlich des Kindergeldes, des doppelten Urlaubsgeldes und der 

Jahresendprämie n belaufen sich in 2007 die auf die Zuweisung 10.00.11.11 in 

Anrechnung gebrachten Ausgaben für die Gehaltskosten der Minister auf  

672.496,44 EUR . 

Dieser Betrag beinhaltet jedoch nicht  die Rückerstattungen der durch die Minister 

belegten Kosten, die s ich in 2007 auf etwa 40.000 EUR  belaufen , und auch nicht  

die monatlichen P auschalentschädigungen für Reprä sentationskoste n in Höhe von  

24.000 EUR  (monatlich ein nich tindexierter Betrag von 500 EUR  pro Minister). 

Diese Pauschalentschädigungen werden auf die Zuweisung 10.00.12.11 in 

Anrechnung gebracht, gemäß dem Rundschreiben des Ministerpräsidenten der 

Regierung der Deutschsprachigen Gem einschaft vom 27. September 2004 

bezüglich der Rückerstattung der mit der Funktion des Ministers verbundenen 

Kosten.  

 

Für die Gehälter der Minister gibt es keine LSS -Abgaben. Die zugunsten der 

Minister für die  Krankenversicherung  bezahlten E rgänzungsbeitr äge (3.225,36 

EUR) dahingegen gehen zu Lasten der Zuweisung 10.00.12.11.  
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- Gehälter der Mitarbeiter der Kanzlei und der Kabinette  

 

Die Beschlüsse der Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft vom 26. 

August 2004 bezüglich der Zusammensetzung und der  Funktionsweise der 

Kabinette der Mitglieder der Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft und 

bezüglich der Kanzlei beim Ministerpräsidenten regeln die Zusammensetzung der 

Kabinette und Kanzlei und die Gehälter der Mitarbeiter der Minister.  Neben den 

Gehältern präzisieren die Erlasse namentlich die Beträge der zusätzlichen 

jährlichen Kabinettszulagen für alle Mitglieder der Kabinette, der monatlichen 

Pauschalentschädigungen für Aufenthaltskosten der Kabinettschefs und der den 

Fahrern gewährten monatlich en Pauschalzulagen und Pauschalentschädigungen 

für Berufsunkosten  

 

In 2007 war der Stellenplan komplett. Die Gehaltsausgaben der Kabinette 

(einschließlich Arbeitgeberbeiträge) im Programm 00 be liefen sich au 1.487.740,70 

EUR. Sie wurden in Anrechnung gebra cht auf Zuweisung 10.00.1 1.11 

(1.261.740,70 EUR 20 ) und Zuweis ung 10.00.11.20 (226.000,00 EUR ). 

 

Der Rechnungshof bemerkt, dass 11 Mitglieder der Kabinette und der Kanzlei aus 

anderen Verwaltungen freigestellt wurden. Diese Verwaltungen zahlen weiterhin die 

Gehälter dieser Mitglieder aus. Vier Mitglieder sind aus dem Unterrichtswesen der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft freigestellt. Deren Gehaltskosten gehen zu Lasten 

des Programm s 01 und werden auf 222.000 EUR  geschätzt. Drei 

Kabinettsmitglieder sind aus dem TEC und ein Mitglied ist aus dem CPAS 

freigestellt.  

Der Gehaltskost wird regelmäßig an die Deutschsprachige Gemeinschaft fakturiert. 

Für die vier letztgenannten Mitglieder aus dem föderalen öffentlichen Finanzdienst  

ha t die Gemeinschaft  keine Zahlung gem acht, so dass der Gehaltskost für die 

Gemeinschaft sich auf die Kabinettszulagen und andere Entschädigungen 

beschränkt.  

 

Die Summe der Sozialabonnements für die Deckung der Kosten Strecke Wohnsitz ð 

Arbeitsplatz in Hö he von 27.397,54 EUR  (einschließlich St euervorabzug) ist auf 

Zuweisung 10.00.12.11 (allgemeine laufende Ausgaben) in Anrechnung gebracht, 

während diese Summe als Element der Gehaltskosten auf Zuweisung 10.00.11.12 

ĂElemente der nicht tarifierten Gehaltskostenõ, in Anrechnung hªtte gebracht 

                                              

20
 Wovon 28.646,08 EUR  zu Lasten der übe rtragenen nicht aufgegliederten Mittel und in den Sozialabgaben des 

Arbeitgebers einbegriffen.  
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werd en müssen, genau wie das doppelte Urlaubsgeld, die Jahresendprämie und die 

monatlichen Kabinettszulagen.  

 

Die Essengutscheine auf die gewisse Personalmitglieder ein Anrecht haben  werden  

zum Schluss  durch das Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

zugestellt. Die Kosten für die Anschaffung von Essengutscheinen werden auf den 

Dienstleistungsfonds angerechnet.  

 

¶ Sozialabgaben Arbeitgeberanteil (10.00.11.20)  

 

Der Gesamtbetrag der LSS -Zahlungen belie f sich in 2007 auf 402.000 EUR , wovon 

226.000 EUR  auf ei ne vºllig subjektive Weise der Zuweisung 10.00.11.20Ă 

Sozialabgaben Arbeitgeberanteilõ zugeordnet wurden. Neben den LSS-Abgaben 

Arbeitnehmeranteil von 13,07 % die im Bruttogehalt und folglich in der Zuweisung 

10.00.11.11 mit einbegriffen sind, gibt es also  noch die LSS -Abgaben 

Arbeitgeberanteil von 23,13 %  zu Lasten der Kredite der Zuweisung 10.00.11.20 . 

Die Anrechnung der LSS -Abgaben auf zwei Zuweisungen geschah jedoch nicht auf 

der Grundlage von trimestriellen LSS -Listen, also nicht auf der Grundlage von 

effektiven Gehältern. Basis einer im Dezember 2007 ge tätigten Zahlung von 50.000 

EUR waren nicht die Gehälter. Ziel dieser Zahlung war im Wesentlichen die 

Benutzung des am Jahresende 2007 noch verfügbaren Kreditsaldos, so dass für 

das Haus haltsjahr 2008 ei ne Art Rückstellung  geschaffen werden konnte. Die LSS -

Abrechnung am Jahresende 2007 führte für die Gemeinschaft eine 

Schuldforderung von 88.558,21 EUR auf, gegenüber 17.077,58 EUR  am 

Jahresende 2006.  

 

Á Allgemeine laufende Ausgaben (10.00.12.11)  

 

In 2007 bel iefen diese Ausgabe n sich auf 541.987,68 EUR , d.h. eine Minderung um 

9,64 % im Vergleich zum Vorjahr.  

Die unterstehende Tabelle stellt eine Verteilung der Ausgaben auf Basis der 

analytischen Konten dar . 

 

Analytische Verteilung der allgemeinen laufenden Ausgaben der Regierung 

   

Übersetzen, Dolmetschen, intellektuelle Arbeiten           15.298,89      2,82% 

Autorenrechte, Honorare             5.139,56      0,95% 

Fahrt- und Aufenthaltskosten         101.068,09      18,65% 

Pauschalentschädigungen der Kabinette           41.877,12      7,73% 

Empfangskosten         124.847,68      23,04% 

Laufende Kosten für Gebäude           59.231,66      10,93% 

Laufende Bürokosten           89.292,61      16,48% 
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Energie (Gas und Elektrizität)           15.959,31      2,94% 

Energiekosten (Transportmittel)           20.584,78      3,80% 

Informatikkosten           12.516,95      2,31% 

Fahrzeuge: Reparatur, Unterhalt, Kleinmaterial           11.182,88      2,06% 

Technische Ausrüstung               189,03      0,03% 

Ankauf Kleinmaterial             2.008,41      0,37% 

Versicherung Wagen           29.265,74      5,40% 

Sonstiges             4.193,16      0,77% 

Krankenkassebeiträge Minister             3.225,36      0,60% 

Unfallversicherung Personal             6.106,45      1,13% 

Gesamt         541.987,68      100,00% 

 

Die Empfangskosten in Höhe von 124.847,68 EUR stellen 23,04 % der allgemeinen 

laufenden Ausgaben dar und sind somit die wichtigsten Ausgaben dieser Kategorie.  

 

 

 

 

Á Operationelle Leasingkosten (10.00.12. 13)  

 

Dieser Haushaltsposten bezieht sich ausschließlich auf die Kosten der Fahrzeuge 

der Minister und der Kabinette. In 2007 beli efen sie sich auf 57.270,24 EUR , d.h. 

fast die gleiche Summe als in 2006. In 2007 gab es insgesamt 7 Fahrzeuge, wovon 

4 für die  Minister.  

 

¶ Programm 01 Personalkosten von Freigestellten aus dem 

Unterrichtswesen  

Die Zahlungsanweisungen ¿ber die Zuweisung 10.01.11.11 ăGehªlter von 

freigestellten Personal aus dem Unterrichtswesen das in einem Regierungskabinett 

tªtig istò und die Zuweisung 10.01.11.20 ăSozialabgaben Arbeitgeberanteil f¿r 

freigestelltes Personalò betreffen nur Zahlungen von Vorsch¿ssen an das LSS für 

das vierte Trimester 2007; sie belaufen sich auf 222.000 EUR. Diese Summe ist 

nicht die genaue Summe der Gehälter der vie r Freigestellten a us dem 

Unterrichtswesen. A ufgrund des Bruttojahresgehaltes dieser Personen ist sie aber 

eine gute Schätzung. Im Gegensatz zur üblichen Prozedur (Dezentralisier ung der 

Anrechnungen) wurden diese Zahlungsanweisungen  nicht durch die Kanzlei sondern 

durch den Finanzdienst in das System eingetragen.  

 

Was die Gesamtorganisationsbereich angeht wurde darüber hinaus  festgestellt, dass 

das nicht angerechnete Encours der Ausgaben des abgelaufenen Haushaltsjahres am 
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31. Dezember von 28.646,08 EUR in 2006 auf 44.278,74 EUR in 2007 angestiegen 

war.  

 

c) Organisationsbereich 20 Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft  

 

¶ Programm 00  Allgemeine laufende Ausgaben  

 

Dieses Programm zählt 12 Zuweisungen.  

 

Á 20.00.11.11 Gehälter des Personals des Ministerium s  der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft 20.00.11.20 Sozialabgaben des Arbeitgebers  

 

Gemäß der Wirtschaftsklassifikation SEC 95 müssten in der Zuweisung 

20.00.11.11 ăGehªlter des Personals des Ministeriumsò alle Ausgaben der 

Bruttogehälter des Personals verbu cht werden wie sie festgelegt sind aufgrund der 

im Regierungsbeschluss vom 27. Dezember 1996 vorgesehenen Gehaltstabellen 21 . 

 

Die anderen Gehaltselemente wie das doppelte Urlaubsgeld, die Jahresendprämie 

und die Sozialabonnements müssten in einer Zuweisung 20.0011.12 ăNicht in den 

Gehaltstabellen vorgesehen Gehaltsel ementeò verbucht werden und die direkten 

Zulagen wie die Kinderzulage und die Geburtsprämie in einer Zuweisung 

20.00.11.31  ăDirekte Zulagenò. Die zwei letztgenannten Zuweisungen sind im 

Haushalts struktur nicht vorgesehen. Aus diesem Grunde gingen die betreffenden 

Ausgaben zu Lasten der Zuweisung 20.00.11.11.  

Aus der Analyse der vom Lohnprogramm des Ministeriums her ausgegebenen 

Aktenstücke geht  hervor dass d ie buchhalterischen Schriftstücke bezügl ich der 

Auszahlung der Nettogehälter, der Berufssteuervorabzüge zu Gunsten vom 

Steueramt in Sankt Vith, der ONAFTS -Vorschüsse und der Pensionsbeiträge zu  

Gunsten vom Finanzamt  deutlich belegt  sind . 

 

Die LSS -Abgaben insbesondere am Jahresende dahingegen er klären sich nicht aus 

den für die ausgezahlten Gehälter geschuldeten Beiträgen.  Die auf Zuweisung 

20.00 .11.11 in Anrechnung ge brachte Zahlungen von 111.000 EUR und 20.000 

EUR für das 3. bzw. 4. Quartal 2007 und die auf Zuweisung 20.00.11.20 in 

Anrechnung g ebrachte Zahlung von 80.000 EUR  für das 4. Quartal 2007 erklären 

                                              

21
Der Erlass der Regierung vom 27. Dezember 1996 zur Organisation des Ministeriums der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft und zur Regelung der Anwerbung, der Laufbahn  und der Besoldung der Beamten abgeändert 
durch die Erlasse der Regierung vom 27. april 2000, 18. Februar 2002, 18. november 2002, 20. Februar 2003, 
17. Juli 2003, 11. Dezember 2003, 9. Dezember 2004, 10. März 2005, 19. Oktober 2006 und 5. Juli 2007.  
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sich nicht aus den Gehaltsausgaben 22 . Einerseits ergeben sie sich aus einer 

doppelten Vorschuss zahlung in Höhe von 111.000 EUR  infolge einer Undeutlichkeit 

in den LSS -Konten (Überweisung auf d as LSS-Konto für Unterricht swesen  der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft anstatt auf das LSS -Konto für das Ministerium) 

und andererseits aus zwei zusätzlichen Vorschusszahlungen für ein en 

Gesamtbetrag von 100.000 EUR  die hauptsächlich getätigt wurden um die no ch 

verfügbaren Kredite 2007 zu benutzen und auf di ese Weise für 2008 eine 

Rückstellung  zu bilden.  

 

Der Kredi tsaldo von mehr als 219.000 EUR  zu Gunsten der Gemeinschaft ist 

größtenteils durch diese Buchhaltungsverrichtungen veranlasst. Der Kreditsaldo 

wurde  bei der Aufstellung der LSS -Abrechnung des 4. Quartals 2007 festgestellt.  

 

Übrigens veranlassen die monatlichen LSS -Vorschusszahlungen 

Ordonnanzierungen zu Lasten der Zuweisung 20.00 .11.20 ĂSozialabgaben 

Arbeitgeberanteilõ, wobei nicht unterschieden wird zwischen dem Arbeitgeberanteil 

und dem Arbeitnehmeranteil.  

 

So wurden 2007 die Zahlungsanweisungen zu Gunsten vom  LSS auf eine 

willkürliche Weise verteilt bzw.  80.000 EUR zu Lasten der Kredit e der Zuweisung 

20.00.11.11 und  1.483.970,93 EUR 23  zu Lasten der Z uweisung  20.00.11.20.  

 

Á 20.00.12.11 Allgemeine laufende Ausgaben im Bereich Ministerium  

 

Aufgrund der Zahlungsanweisungen belaufen die laufenden Ausgaben 2007 des 

Ministe riums sich auf 1.539.479,32 EUR , d.h. eine Zunahme um 9,78 % im 

Vergleich zum Vorjahr 24 . Die analytischen Schriftstücken in Bezug auf die 

Ausgaben ermöglichen eine tiefgehendere Analyse. Die Verteilung ist 

folgendermaßen :  

 

Leistungen, Honorare und Rückzahlungen von Kosten an Dritte 185.944,20 12,08% 

Fahrt- und Aufenthaltskosten 138.167,72 8,97% 

Bedarf des Ministeriums 759.134,70 49,31% 

                                              

22
 Gemäß Belegen würden die LSS -Schulden 2007 sich auf 1.461.669,60 EUR belaufen. Es wurde bereits eine 

Summe von 1.563.827,45 EUR ausgezahlt, d.h. ein Zuviel von 102.157,85 EUR. Wenn auch der 
Schuldforderung der Gemeinschaft an das LSS am 1. Januar 2007 in Höhe  von 117.560,78 EUR Rechnung 
getragen wird, beläuft sich die Schuldforderung der Gemeinschaft an das LSS am 1. Januar 2008 auf 

219.718,63 EUR . 

23
 Einschließlich  einer Korrektur von 143,48 EUR bzgl. des 3. Quartals 2007.  

24
 Ein Restbetrag von 90,42 EUR  ging z u Lasten der aus 2006 übertragenen Kredite.  
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Dessen Telefon 107.670,48 6,99% 

            Versandkosten 55.884,21 3,63% 

            Abonnements 90.850,88 5,90% 

            Heizungskosten 32.277,90 2,10% 

            Wasser 5.809,27 0,38% 

            Gas 37.958,52 2,47% 

            Elektrizität 120.141,37 7,80% 

            Treibstoffe für Wagen 15.526,33 1,01% 

            Ankauf und Unterhalt Informatikmaterial 208.993,77 13,58% 

            Lieferungen und Unterhalt Fahrzeuge 23.664,63 1,54% 

            Bürobedarf 60.357,34 3,92% 

Mit den Gebäuden gebundenen Kosten 170.289,95 11,06% 

Mit dem Personal gebundenen Kosten (Ausbildung, Versicherungen) 144.068,25 9,36% 

Steuern 28.545,95 1,85% 

Verschiedenes (Versammlungskosten, é) 113.328,55 7,36% 

    

Total 1.539.479,32 100,00% 

          (in EUR)  

Kommentare :  

 

1°) Aus der Anal yse der Ausgaben über 3.000 EUR  ergibt sich u.a. eine Ausgabe für 

Honorarkosten  in Höhe von 45.000 EUR  an einem Anwaltsbüro . Dieses Büro hatte in der 

Vergangenheit in einem Stre itfall die Belange der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

verteidigt. Der Streitfall  betraf die durch die Firma Trageco SA in den 80er Jahren 

durchgeführten Arbeiten im Hallenbad Worrikens (Streitfall Deutschsprachige Gemeinschaft 

/ SA Trageco / Fonds des Bâti ments ). In  2005 erhielt die Deutschsprachige Gemeinschaft 

eine Honorarrech nung in Höhe von 145.000 E UR und wurde die Zahlung über 3 Jahr e 

verteilt, nämlich 55.000 EUR  in 2005 und jeweils 45.000 Euro in 2006 und 2007. Die letzte 

Scheibe wurde als Restbetrag  der Honorarkosten gebucht.  

 

2°) Anders als in anderen Haushaltjahren zeigen die Konten keine Zahlung mehr 

für den Immobilienvorabzug des Verwaltungsgebäudes  (jährlich mehr als 120.000 EUR ). Der 

Bau des Gebäudes wurde nicht durch eine klassische Anleihe so nder sondern durch ein en 

Leasingvertrag finanziert. Nachteil dieser Finanzierungsform ist, dass das Gebäude gemäß 

der ursprünglichen Konvention bis Rückzahlung des Leasings juristisch Eigentum der 

Leasinggesellschaft Dexia bleibt. Letztere, die nicht wie d ie Gemeinschaft vom 

Immobilienvorabzug für Verwaltungsgebäude (tote Hand) freigestellt werden konnte, bracht 

den Kostpreis bei der Gemeinschaft in Rechnung. Dank der Übertragung auf die 

Deutschsprachige Gemeinschaft  des Superficierecht es auf das b ebaute Gr undstück , ist die 

Deutschsprachige Gemeinschaft ab 2007 von der Steuer befreit worden.   

 

3°) Da die  Haushaltsausgaben  auf Basis der Zahlungsanweisungen und nicht auf 

Basis der Rechnungen für Liefer ungen und Dienstleistungen  gebucht werden,  hat der 

Rechnu ngshof besonders die Einhaltung der Haushaltzäsur untersucht. Das SAP -System 
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ermöglicht eine Suche auf Basis des Belegsdatums. In diesem Sinn e sind alle 

Zahlungsanweisungen der Jahre 2006, 2007 und  2008 analysiert worden  um  feststellen zu 

können welche Za hlungsanweisungen sich auf die Rechnungen des Vorjahres beziehen . 

 

Aus der Untersuchung geht folgendes hervor :  

 

 Belegsdatum  

Zahlungsanweisungen 

zwischen 1. Januar und 

31. Dezember des 

Vorjahres 

zwischen 1. 

Januar und 31. 

Oktober des 

Vorjahres  

2006 287.134,73 53.031,57 

2007 198.038,76 55.900,22 

2008 43.120,99 5.205,88 

        (in EUR)  

Die oben stehende Tabelle zeigt, dass in 2007 für einen Gesamtbetrag von 

198.038,76 EUR Zahlungsanweisungen mit Belegstücken aus 2006 ausgestellt 

wurden. Eine mehr det aillierte Analyse zeigt dass in 2007 für einen Gesamtbetrag 

von 55.900,22 EUR 25  Zahlungsanweisungen mit Belegstücken vor dem 31. Oktober 

2006 ausgestellt wurden. Ein Vergleich mit den Jahren 2006 und 2008 zeigt eine 

erhebliche Verbesserung für das Jahr 2008 . 

 

Á 20.00.12.12 Miete von Immobilien für die verschiedenen Dienststellen des 

Ministeriums  

 

Die Ausgaben belaufen  sich in 2007 auf 27.345,82 EUR  , d.h. eine Steigerung um 

0,2 % im Vergleich zum Vorjahr. Die Ausgaben beziehen sich insbesondere auf die 

Miete f ür den Sitz des VoE JIZ (Jugendinfozentrum) in Sankt Vith. Zielsetzung des 

VoE ist die Jugendlichen von 5 Gemeinden aus dem Süden der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft zu informieren und zu beraten. Die Miete für den Monat Dezembe r 

2007 in Höhe von 1.773,76 E UR wurde auf die variablen Kredite des 

Dienstleistungsfonds wegen unzureichender Kredite am Jahresende  in 

Anrechnung gebracht . 

 

                                              

25
 Der Rechnungshof hatte berei ts in seinem Bericht ü ber den Dekretentwurf zur 2. Neuverteilung 2007 die 

Aufmerksamkeit des Parlaments gelenkt auf die Eintragung in 2007 von 3 Elektrizitätsrechnungen bezüglich 
Lieferungen aus den Monaten Juli, September und Oktober 2006 für einen Gesamtbetrag von 22.000 Euro.  
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Á 20.00.12.13 Leasingkosten  

 

In dieser Zuweisung werden die vom Ministerium für die operationellen Leasings 

getätigten Ausgaben  verbucht. Es handelt sich hauptsächlich um 

Informatikmaterial und Material für die Telefonzentrale. In 2007 beliefen sich die 

ordonnanzierten Ausgaben  auf 299.641,01 EUR, d.h. eine Zunahme um 8,38 % im 

Vergleich zum Vorjahr.  

 

Á 20.00.65.20 Rückzahlung des Anteils der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

am Ankauf des Zentrums Worriken an die Französische Gemeinschaft  

 

Aufgrund der am 10. November 1999 vom Ministerpräsidenten für die 

Deutschsprachige Gemeinschaft unterzeichneten Kaufs -/ Verkaufsurkunde kaufte 

die Gemeinschaft den Anteil der Französischen Gemeinschaft am Zentrum 

Worriken für einen Nettobetrag von 89.134.243 BEF, d.h. 2.209.580,17 EUR die 

Konvention sah die Rückzahlung in 30 Annuitäten von 3.000.000 BEF oder 

74.368,06 EUR vor, indexiert gemäß dem Ges undheitsindex.  

 

Im Widerspruch zum Haushaltsprinzip, aufgrund dessen jede juristische 

Festlegung einer buchhalterischen Festlegung vorangeht, hat die Gemeinschaft in 

1999 nicht eine Verpflichtungsermächtigung für den Gesamtbetrag zu Lasten von 

aufgeglieder ten Mitteln festgelegt. Jedes Jahr legt sie den Betrag der Annuitäten 

fest und ordonnanziert denselben Betrag zu Lasten von nicht aufgegliederten 

Mitteln. Überdies wurden die Annuitäten niemals indexiert.  

 

Á 20.00.74.22 Ankauf von Maschinen und Mobiliar  

 

Die  Ausgaben 2007 belaufen si ch auf 90.286,34 EUR , d.h. eine 

Inanspruchnahme der verfügbaren Kredite von mehr als 95 %. Zusätzlich 

wu rde ein Betrag von 8.574,40 EUR  auf übertragene nicht aufgegliederte Mittel 

in Anrechnung gebracht für Ausgaben die bereits in  2006 festgelegt waren.  
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¶ Programm 11 Öffentlichkeitsarbeit  

 

Á 20.11.12.11 Allgemeine laufende Ausgaben im Bereich der  

Öffentlichkeitsarbeit und der Internetpräsenz  

Die Ausgaben 2007 belaufen sich auf 239.351,22 EUR. Zahlungsanweisungen 

für einen Betrag  von 47.008,72 EUR beziehen sich auf Belegstücke die von vor 

dem 31. Oktober 2006  datieren . So wurde eine Rechnung zu  Gunsten von 

Grenz -Echo für die Überarbeitung der Internetsite der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft DGLive in Höhe von 82.077,93 EUR aufgetei lt wegen 

unzureichender Kredite am  Jahresende 2006 (52.077,93 EUR  zu Lasten des 

Haus haltsjahres 2006 und 30.000 EUR  zu Lasten des Haushaltsjahres 2007). 

In diesem Fall hätte man aufgegliederte Mittel benutzen müssen.  

 

Á 20.11.33.01 Subventionen im Rahmen der  Öffentlichkeitsarbeit  

 

Im Haushaltsplan 2007 war für diese Zuweisung ein Kredit in H¨he von 6.000 

EUR vorgesehen. Der Kredit wurde nicht in Anspruch genommen (in 2006 

wurden die für diese Zuweisung vorgesehenen Kredite angewendet zur 

Bezuschussung der jun gen Wirtschaftskammer von Sankt Vith und Eupen).  

 

¶ Programm 12 Studien und Untersuchungen  

 

In 2007 wurde von einer zur Verfügung stehenden Summe von 150.000 EUR  

70.849,70 EUR  in Anspruch genommen. Von dieser Summe bezieht  sich ein 

Betrag von 36.200 EUR  auf 3 Rechnungen von CIRIEC -Centre International de 

Recherches et dõinformation sur lõEconomie Publique, Sociale et Coop®rative- 

der Universität von Lüttich. Danebe n wurden noch für 16.592,96 EUR  

Zahlungsanweisungen ausgestellt zu Lasten von übertragenen Kredi ten.  

 

¶ Programm 13 Außenbeziehungen  

 

Die Ausgaben zu Lasten der nicht aufgegliederten Mittel 2007 belaufen sich auf 

364.879,60 EUR , d.h. eine Inanspruchnahme der verfügbaren Kredite von 

73,71 %. Die Inanspruchnahme war allerdings sehr v erschieden für die  

Zuweisungen dieses Programms.  

 

Seit drei Jahren sind die humanitären Hilfen über drei Zuweisungen verteilt :  
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20.13.33.05  : Subventionen im Bereich der humanitären Hilfe in 

Krisengebieten;  

20.13.33.06  : Subven tionen zur Förderung von Projek ten der 

Entwicklun gszusammenarbeit  

20.13.33.07  : Subventionen zur Förderung von Sensibilisierungsmaßnahmen 

im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit, der Völkerverständigung und der 

Wahrung der Menschenrechte.  

 

 NAM   
Benutzungs-

rate 

Übertragene NAM  
Benutzungs-

rate 

Total   
Benutzungs-

rate  verfügbar benutzt verfügbar benutzt verfügbar benutzt 

33.05 37.000,00 12.185,54 32,93%                 -                        -          37.000,00 12.185,54 32,93% 

33.06 38.000,00 3.653,97 9,62% 7.705,00 6.611,00 85,80% 45.705,00 10.264,97 22,46% 

33.07 37.000,00 300 0,81% 3.400,00 2.506,44 73,72% 40.400,00 2.806,44 6,95% 

Gesamt 112.000,00 16.139,51 14,41% 11.105,00 9.117,44 82,10% 123.105,00 25.256,95 20,52% 

 

Aus der obenstehenden Tabelle geht hervor, dass kaum 14,41 % der verfü gbaren 

Kredite 2007 angewendet wurden. Einschließlich der übertragenen Kredite handelt 

es sich kaum um 20 %.  

 

Die Inanspruchnahme der verfügbaren Kredite für die Beiträge der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft an die internationalen Organisationen 

dahingegen g renzt an 100 %.  

 

Die nachstehenden Zuweisungen sind betroffen :  

 

20.13.35.30  : Subventionen an die Euregio -Maas -Rhein  

20.13.35.43  : Beiträge an der Deutschsprachigen Gemeinschaft an internationale 

Organisationen  

 NAM   
Benutzungs-

rate  verfügbar benutzt 

35.30 70.000,00 68.067,00 97,24% 

35.43 43.000,00 43.000,00 100,00% 

Total 113.000,00 111.067,00 98,29% 

 

¶ Programm 14 Lokale Behörden  

 

Seit dem 1. Januar 2005 gehört die administrative Aufsicht über die 9 Gemeinden, 

die zwei Polizeireviere der Gemeinschaf t, die autonomen Gemeinderegien sowie die 

Kirchfabriken zur Befugnis der Deutschsprachigen Gemeinschaft. Zur Ausübung 

dieser Befugnis überweist die Wallonische Region jedes Jahr eine Dotation.  
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Im Rahmen der Aufsicht überweist die Gemeinschaft ihrerseits j eder Gemeinde ein 

Teil des Gemeindefonds. Zu diesem Zwec ke sind im Ausgabenhaushaltspla n 2007 

in Zuweisung 20.14.43.21 ĂDotation an die Gemeindenõ 15.725.000 EUR 

vorgesehen. Die Ausgaben 2007 belaufen sich auf 15.724.269,20 EUR, d.h. eine 

Minderung um 0,06  % im Vergleich zum Vorjahr.  

 

Die Dotation ist folgenderweise auf die 9 Gemeinden verteilt :  

 

 

 

 

 

 Dotation % 

Eupen 4.027.060,41 25,61% 

Lontzen 796.482,05 5,07% 

Raeren 1.821.562,25 11,58% 

Büllingen 1.388.925,63 8,83% 

Amel 1.111.484,44 7,07% 

Burg Reuland 1.644.342,65 10,46% 

St-Vith 1.750.481,60 11,13% 

Bütgenbach 1.171.769,66 7,45% 

Kelmis 2.012.160,51 12,80% 

Total 15.724.269,20 100,00% 

 

In 2007 wurde die Verteilung aufgrund eines Verteil ungschlü ssels vorgenommen 

der mit dem Verteil ungsschlü ssel der  Wallonischen Region übereinstimmte. Ab 

2009 sollte ein neues Dekret eine neue Regelung festlegen.  

Auȁerdem enthielt der angepasste Ausgabenhaushalt 2007 Ausgaben-

ermächtigungen in Höhe von 513.000 EUR (Zuweisung 20.14.63.21) um den 

Gemeinden Subve ntionen im Bereich bezuschusste  Arbeiten gewähren zu können. 

Diesbezüglich hat die Regierung mit den lokale n Behörden über  ein 

Nachholprogram m verhandelt. D ieses Programm sollte das Haushaltergebnis der 

nächsten Jahre beeinflussen . 

 

Die unterstehende Tabelle zeigt pro Gemeinde die Entwicklung des Encours im 

Laufe des Haushaltsjahres 2007 . 
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Übertragene 
Encours am 1. 
Januar 2007 

 Neue 
Verpflichtungen 

Annulierung 
oder Kürzung Zahlungsanweisung 

Encours am 31. 
Dezember 2007 

Eupen 295.425,74       295.425,74 

Eupen 2 140.191,67       140.191,67 

Lontzen 551.508,79       551.508,79 

Raeren 894.191,35   91.885,29   802.306,06 

Büllingen 252.920,00 33.082,29     286.002,29 

Büllingen 2 160.361,96       160.361,96 

Amel 550.359,81     272.525,24 277.834,57 

Burg Reuland 249.910,40       249.910,40 

St-Vith 548.640,12       548.640,12 

St-Vith 2  373.940,00       373.940,00 

Bütgenbach 787.448,34       787.448,34 

Kelmis 440.710,00       440.710,00 

non répartis 237.750,00     233.650,00 4.100,00 

Total 5.483.358,18 33.082,29 91.885,29 506.175,24 4.918.379,94 

           (in EUR)  

 

¶ Programm 15 Europäische Programme  

Die na chstehenden Zuweisungen beziehen sich auf die Programme der 

Europäischen  Strukturfonds :  

-  20.15.33.01 Subventionen im Rahmen der Europäischen  Strukturfonds 

2000 -2006  

- 20.15.33.0 2 Subventionen im Rahmen der Europäischen  Strukturfonds 

2007 -2013.  

Diese Ausgaben  war en in 2006 noch dem Programm 17, Organisationsbereich 50 

zugeordnet.  

 

Begünstigter 2006   2007    

In  der DG 50.17.33.06 50.17.33.04 Total 20.15.33.01 20.15.33.02 Total Entwicklung 

ADG 885.648,22   885.648,22 346.084,29 386.091,62 732.175,91 -17,33% 

Deutschsprachige 

    0   74.449,30 74.449,30 100,00% Krankenpflegevereinigung 

DPB 406.457,45   406.457,45 227.206,91 195.051,14 422.258,05 3,89% 

IAWM     0   18.425,50 18.425,50 100,00% 

Medienzentrum 28.085,72   28.085,72 30.238,71   30.238,71 7,67% 

Hof Peters 58.827,16   58.827,16 122.933,75 65.451,40 188.385,15 220,23% 

ZAWM Eupen 24.701,85   24.701,85 13.308,61 31.144,32 44.452,93 79,96% 

ÖSHZ Eupen 63.031,28   63.031,28 62.422,81   62.422,81 -0,97% 

Die Raupe 36.390,98   36.390,98 18.490,63 28.018,50 46.509,13 27,80% 

Frauenliga VoG Eupen 144.152,16   144.152,16 46.471,23 44.237,05 90.708,28 -37,07% 
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WSR 0   0 12.269,77 7.287,00 19.556,77 100,00% 

WFG   70.314,00 70.314,00 37.466,31 55.814,64 93.280,95 32,66% 

Sobau VoG 0   0 93.628,41   93.628,41 100,00% 

Pro Aktiv VoG     0   17.151,42 17.151,42 100,00% 

KAP     0   115.217,66 115.217,66 100,00% 

Werkstatt Cardijn     0   89.552,10 89.552,10 100,00% 

Im Ausland        

Euregio Maas Rhein 0   0 31.194,19   31.194,19 100,00% 

Kreis Bittburg-Prüm 23.228,75   23.228,75     0 -100,00% 

Ministerium Rheinland-Pfalz 8.611,98   8.611,98 13.914,27   13.914,27 61,57% 

Technische Uni. Dortmund 0   0 2.589,39   2.589,39 100,00% 

Acord Intern. Luxemburg 44.755,20   44.755,20 8.599,41   8.599,41 -80,79% 

Europäische Kommission 0   0 5.533,00   5.533,00 100,00% 

        

Total 1.723.890,75 70.314,00 1.794.204,75 1.072.351,69 1.127.891,65 2.200.243,34 22,63% 

           (in EUR)  

 

Mit 2.200.243,34 EUR  stellen die Ausgaben 2007 der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft für die Beteiligung an den europäischen Programmen im Vergleich 

zum Vorjahr eine Erhöhung um 22,63 % dar. Mit 732.175,91 EUR bleibt  das 

Arbeitsamt in der Deutschsprachigen Gemeinschaft der wichtigste Begünstigte der 

europäischen Hilfemaßnahmen. I n 2007 sind die dem Arbeitsamt überwiesenen 

Mittel immerhin um 17 % reduziert. Dies erklärt sich dadurch, dass ab 2007, um 

die Transparenz zu fördern, gewisse Hilfemittel die früher über das Arbeitsamt 

liefen, jetzt direkt durch das Ministerium an die Endb egünstigten (insbesondere 

Krankenpflegevereinigung, Kap und Werkstatt Cardijn) überwiesen werden.  
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c) Organisationsbereich 30 Unterricht und Ausbildung  

Der Organisationsbereich 30 stellt mit Zahlungsanweisungen in Höhe von 86,35 Mio. 

EUR in 20 07 (wovon 96,43 % zu Lasten der nicht aufgegliederten Mittel) de n 

wichtigsten Ausgabenbereich der Deutschsprachigen Gemeinschaft dar (52,23 % 

aller Zahlungsanweisungen in 2007).  

 

¶ Programme 00 und 01 Gehaltskosten im Unterrichtswes en der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft  

 

Im Haushaltsplan 2007 sind die Kredite für die gehaltsgebundenen Ausgaben in den 

Programmen 00 und 01 des Organisationsbereiches 30 eingetragen. Die Verteilung 

der Mittel ist dermaßen, dass unterschieden werden kann zwischen Mitteln für die 

Zahlung der Kinderzulagenbeträge und Geburtsprämien in allen Netzen des 

Unterrichtswesens, für die Vorruhestandsregelung, für die Vorstreckung der 

Vertragsangestellten, für die Sozialabgaben und schließlich für die Gehälter und 

Gehaltssubventionen in den ver schiedenen Netzen des Unterrichtswesens.  

Zu beachten sind die ab 2005 im Programm 01 des Organisationsbereiches 10 

ăRegierung der Deutschsprachigen Gemeinschaftò vorgesehenen Kredite f¿r die 

Gehälter von freigestelltem Personal das in einem Regierungskabin ett tätig ist. Die 

Gehaltsausgaben sind feste Ausgaben und sind daher dem vorherigen Visum des 

Rechnungshofes nicht unterworfen.  

 

Die Zahlungsanweisungen zu Lasten der nicht aufgegliederten Mittel belaufen sich 

auf 70.774.347 EUR, d.h. im Vergleich zu 2006  eine Zunahme um 2,73 %. A m 

Jahresende wurden die Mittel der verschiedenen Programme zu 100 % in Anspruch 

genommen . 

  

Um dieses Ziel zu erreichen wurden die Soziallasten in Bezug auf die Gehälter des 

letzten Quartals nur teilweise angerechnet. Die monatlic hen LSS -Pflichtvorschüsse 

in Bezug auf das letzte Trimester wurden nur in Höhe der zum Jahresende im 

Programm 01 Organisationsbereich 30  ăGehaltskosten im Unterrichtswesenò 

vorhandenen Mittel ausgezahlt.  

Infolgedessen umfasst die Haushaltsrechnung nicht alle im Laufe dieses Trimesters 

verfallenen Soziall asten.  Zur Erinnerung sind  am 5. November und am 5. Dezember 

Vorschüsse in Höhe von 3 0 % bzw. 35 % zu überweisen . 

Die Entwicklung des vom LSS am 31. Januar geforderten Saldos, der als 

Regulierung  im Laufe  des 4. Quartals schon getätigte  Vorauszahlungen gilt, ist so 

eine gute Indikation um zu prüfen ob die im Laufe des Haushaltsjahres 

ordonnanzierten Beträge die geschuldete Gesamtsumme abdecken. Seit 2003 soll 

ebenfalls einem anderen vom LSS angewendeten Re gularisierungstyp Rechnung 

getragen werden. Dieser Typ bezieht sich im Besonderen auf die Différé -Gehälter 
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der zeitweiligen Lehrpersonen. Auf der Grundlage der im vergangenen Schuljahr 

getätigten Leistungen erhalten die zeitweiligen Lehrpersonen in den Mon aten Juli 

und August einen Gehalt. Diese Gehälter sind nicht als Urlaubsgeld oder als 

doppeltes Urlaubsgeld zu betrachten. Das LSS betrachtet sie hauptsächlich als 

Gehälter die für zehn Monate effektive Leistungen geschuldet sind, Gehälter also 

die mit die ser Periode in Zusammenhang zu bringen sind. Seitdem die 

Wechseldatenbank am 1. Januar 2003 gegründet wurde, hatten die 

Schwierigkeiten bei der elektronischen Verarbeitung der von ETNIC gelieferten 

Daten in Bezug auf Gehälter dazu geführt dass die Quartall isten des LSS lediglich 

die Gehälter des zehnmonatigen Schuljahrs umfassten, die Gehälter der Monate 

Juli und August also ausgenommen. Da d as Informa tikproblem  jetzt  gelöst  ist, 

hat die Regierung der Deutschsprachigen mit dem LSS über einen Löschungsplan  

der  noch  geschuldeten Beträge verhandelt . Gemªȁ diesem Plan  sind alle für 

2003 26  noch geschuldeten Beträge in Höhe von 186.194,52 EUR als Ausgaben in 

2007 gebucht und bezahlt.  

 

Auf Basis einer geschätzte n Regulierung von 580.000 EUR für das Haushaltsjahr 

2007 hat der Rechnungshof die ausreichenden oder nicht ausreichenden Mittel der 

letzten Jahre neu berechnet, sowie der Schuld der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

am 31. Dezember dem LSS gegenüber sowie man sie in der Passiva der Bilanz finden 

musste.  

Was da s Haushaltsjahr 2007 aber angeht, ergibt sich der Fehlbetrag in Höhe von 

10.623,24 EUR zugleich aus dem positiven Effekt der Minderung der Regularisierung 

für das 4. Trimester (1.083.782,71  EUR ð 700.600,47 EUR = 383.182,24  EUR) und 

dem negativen Effekt de r unzuläng lichen Anzahlungen für die Différé -Gehälter d er 

zeitweiligen Lehrpersonen (580.000 EUR ð 186.194,52 EUR = 393.805,48  EUR).  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                              

26
 2005 wurden schon Vorschüsse in Höhe von 301.000 EUR bezahlt.  
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Analyse der Gehaltskosten im Unterrichtswesen (Programme 00 und 01)   

        

 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 

               

1.Regul. LSS 4. 
Trimester des 
Vorjahres 1.539.206,00 862.218,18 1.147.037,36 753.207,14 614.593,61 1.083.782,71 700.600,47 

               

2. Regul LSS 
Différé Gehälter   487.194,92 497.617,86 549.328,07 581.382,88 580.000,00

* 
580.000,00

* 

               

3. Zahlungen 
LSS Différé 
Gehälter   0 0 301.000,00 0 186.194,52 875.072,96 

               

4. Ausreichende 
(+) oder 
unzureichende 
(-) Kredite 676.987,82 -772.014,10 -103.787,64 -109.714,54 -1.050.571,98 -10.623,24   

               
5. 
Ordonnanzierten 
Ausgaben unter 
Programme 00 
und 01 60.107.870,00 63.173.451,20 65.262.653,00 67.594.852,51 68.894.297,22 70.774.347,00   

               

6. Jährliche 
Entwicklung der 
Zahlungs-
anweisungen    5,10% 3,31% 3,57% 1,92% 2,73%   

               
7.Neu 
berechnete 
Gehaltskosten 59.430.882,18 63.945.465,30 65.366.440,64 67.704.567,05 69.944.869,20 70.784.970,24   

               
8.Entwicklung 
der 
Gehaltskosten   7,60% 2,22% 3,58% 3,31% 1,20%   

        

 

* Schätzungen auf Basis der Regulierungen 2 006  

 

Für das erste Mal seit mehreren Jahren entspricht der Betrag der 

Zahlungsanweisungen fast genau den effektiven Gehaltskosten. Au ȁerdem  wurde das 

Wachstum der  neu berechneten effektiven Gehaltskosten auf  1,20 %  begrenzt, was eine  

gute Beherrschung der Entwicklung des Lohn - und Gehaltsaufkommens während de s 

letzte n Haushaltsjahr es bestätigt . 
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Entwicklung der LSS -Schuld am 31. Dez ember  

Die Schuld am 31. Dezember des Unterrichtsbereichs gegenüber dem LSS setzt sich 

folgenderweise zusammen :  

- der 3. Vorschuss bzgl. des 4. Quartals überwiesen Anfang Januar ; 

- der Schuldsaldo bzgl. des 4. Quartals der sich hauptsächlich aus den 

unzulängli chen 1. und 2. Vorschüssen ergibt ; 

- der kumulierte Schuldsaldo der sich aus der Nichtzahlung der LSS -Beiträge auf 

die Différé -Gehälter der Monate Juli und August des zeitweiligen Personals ergibt . 

 

 2004 2005 2006 2007 

1. 3. Vorschuss 
bezüglich des 4. 
Trimesters 600.000,00 600.000,00 600.000,00 650.000,00 

2. Regul. LSS 4. 
Trimester des 
Vorjahres 753.207,14 614.593,61 1.083.782,71 700.600,47 

3. Schuld auf 
Différé-Gehälter 984.812,78 1.233.140,85 1.814.523,73 2.208.329,21

* 

Gesamtschuld LSS 2.338.019,92 2.447.734,46 3.498.306,44 3.558.929,68 

Entwicklung der 
Schuld   109.714,54 1.050.571,98 60.623,24 

* Schätzung  

 

¶ Programm 11 Allgemeine Initiative im Unterrichtswesen  

 

 NAM 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate 
Übertragene 

NAM 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate Total 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate 

12.11 567.000,00 497.133,98 87,68% 117.123,36 81.299,85 69,41% 684.123,36 578.433,83 84,55% 

12.12 8.000,00 3.192,00 39,90%                   -                         -          8.000,00 6.392,00 79,90% 

33.01 5.000,00 4.625,06 92,50%                   -                         -          5.000,00 4.625,06 92,50% 

33.02 14.000,00 10.820,30 77,29% 3.200,00 3.200,00 100,00% 17.200,00 14.020,30 81,51% 

41.20 8.000,00 7.102,21 88,78%                   -                         -          8.000,00 7.102,21 88,78% 

41.40 50.000,00 49.503,35 99,01%                   -                         -          50.000,00 49.503,35 99,01% 

43.26 44.000,00 43.093,66 97,94%                   -                         -          44.000,00 43.093,66 97,94% 

44.30 47.000,00 46.643,19 99,24%                   -                         -          47.000,00 46.643,19 99,24% 

 743.000,00 662.113,75 89,11% 120.323,36 84.499,85 70,23% 863.323,36 746.613,60 86,48% 

 

2007 belaufen sich die bei der Zuweisung 30.11.12.11 «  Allgemeine laufende 

Initiativen  » über nicht aufgegliederten Mittel gebuchten Ausgaben  auf  

497.133,98 EUR, d.h. eine Benu tzungsrate der Mittel um 87,68 %. Diese n 

Ausgaben  müssen aber noch Ausgaben über übert ragene nicht auf gegliederte 

Mittel in Höhe von 81.299,85 EUR hinzugefügt werden.  

 

Eine analytische Prüfung der Ausgaben zeigt innerhalb dieser Ausgaben, 

Autorenrechte und Honorare zu  Gunsten von Lehrern und Beratenden in Höhe 
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von bzw. 68.507,17 EUR und 39.129,59 EUR über nicht aufgeliederte Mittel 

und übertragene nicht aufgegliederte Mittel.  

 

Zu bemerken sind noch die den Schulen der drei Unterrichtsnetze  in Zwö lf tel 

gewährten Dotationen und Subventionen , in Höhe von  49.503,35 EUR, 

43.093,66 EUR und 46.643,19 EUR   bzw. für  die Schulen der Gemeinschaft 

(Zuweisung 30.11.41.40), für die Sch ulen des offiziellen subvention ierten 

Unterrichtswesens (Zuweisung 30.11.43.26) und für die Schulen des freien 

subventionierten Unterrichtswesens (Zuweisung 30.11.44.30)  um nur 

Ausgaben mit pädagogischen Zwecken zu decken.  

 

¶ Programm 12 : Schülerbeförderung  

Die bei der Zuweisung 30.12.12.11 ăAllgemeine laufende Ausgaben im Bereich 

Unterrichtswesenò verbuchten Ausgaben umfassen fast nur Rechnungen  von 

privaten Unternehmen bezüglich des Abholen s der Schüler mit Bussen ; 2007 

belaufen sich diese Ausgaben  auf 851.259,37 EUR, d.h. eine Steigerung um 

mehr als 14 % im Vergleich mit dem Vorjahr. Aus einer ausführlichen Analyse 

dieses Haushaltspostens geht  hervor , dass diese Erhöhung gro ȁenteils dem 

Rückgang der am Ende des Jahres restlichen Schuld zuzuschreiben ist. 2007 

beziehen sich Ausgaben in Höhe von 105.884,06 EUR auf Belege von 2006. 

Ende 2007 ist die restliche Schuld in diesem Bereich auf 277,87 EUR gekürzt 

worden . 

 

Im Gegenteil  betreffen  die auf  die Zuweisung 30.12.12.21 ăR¿ckzahlung TECò 

angerechneten Ausgaben  Rechnungen vom  wallonischen TEC, die der 

Deutschs prachigen Gemeinschaft in Rechnung gestellt  sind um die Kosten de r 

Busrundreisen, die ausschlieȁlich f¿r das Abholen de r Schüler organisiert 

werden, zu decken. 2007 beliefen sich diese Ausgaben auf 170.591,46 EUR, d. 

h. eine Steigerung um 4,90 % im Vergleich mit 2006. Eine Ana lyse zeigt 

auȁerdem dass in 2007 gebuchten Ausgaben in Höhe von 67.559,72 EUR 

durch Rechnungen mit  Belegsdatum 2006 begründet sind.   Im Gegenteil mit 

der in der Zuweisung 30.12.12.11 festgestellten Entwicklung, hat aber der 

Betrag der am Ende des Jahres  geschuldeten Rechnungen noch zugenommen. 

Die in den ersten Monaten des Jahres 2008 bezahlten Rechnu ngen des 

wallonischen TEC mit Beleg sdatum 2007 belaufen sich in der Tat auf 86.936,22 

EUR. So hätte der Betrag der am Ende 2007   nicht gebuchten Rechnungen fast  

um  20.000 EUR im Vergleich mit dem Vorjahr zugenommen.  

 

Zum Schluss sind in der  Zuweisung 30. 12.34.01 ,  die Rückzahlungen der 

Abonnements TEC und die Rückerstattungen der Kosten für die Beförderung 

mit Privatwagen (nur in Abwes enheit von öffentlichen Verkehrsmitteln) 

verbucht; 2007 beliefen sich diese Ausgaben auf 49.927,80 EUR . 
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¶ Programm 13  Funkt ionsdotationen und Subventionen  

 

 NAM 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate 
Übertragene 

NAM 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate Total 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate 

41.40 2.968.000,00  2.967.649,45  99,99%    2.968.000,00  2.967.649,45  99,99% 

43.26 2.071.000,00  2.068.696,15  99,89%    2.071.000,00  2.068.696,15  99,89% 

44.31 2.249.000,00  2.248.989,00  100,00%    2.249.000,00  2.248.989,00  100,00% 

 7.288.000,00  7.285.334,60  99,96%    7.288.000,00  7.285.334,60  99,96% 

          (in EUR)  

Unte r der drei Zuweisungen befinden sich bzw. die Funktionsdotationen an die 

Schulen der Gemeinschaft und die Funktionssubventionen an die Sch ulen des 

offiziellen subvention ierten  Unterrichtswesens und an di e Schulen des freien 

subvention ierten Unterrichtswes en. Dies e Dotationen und Subventionen  sind auf 

Basis von objektiven Kriterien (Anzahl der Sch¿ler, bebaute Grundst¿cke, é.) 

berechnet und in Zwö lf tel n bezahlt. 2007 beliefen sie sich auf 7.285.334,60 EUR, 

d.h. 99,96 % der verfügbaren Mittel.  

 

¶ Programm 19 S tudienbeihilfen, Stipendien und wissenschaftliche 

Forschung  

 

          

 NAM 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate 
Übertragene 

NAM 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate Total 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate 

12.11 3.000,00  2.690,35  89,68% 0,00     3.000,00  2.690,35  89,68% 

34.41 247.000,00  246.109,08  99,64% 109.450,02  109.450,02  100,00% 356.450,02  355.559,10  99,75% 

34.42 17.000,00  743,68  4,37% 17.000,00  15.816,65  93,04% 34.000,00  16.560,33  48,71% 

 267.000,00  249.543,11  93,46% 126.450,02  125.266,67  99,06% 393.450,02  374.809,78  95,26% 

           (in EUR)  

Die Studienbeihilfen und Stipendien sind zu Lasten der Mittel der Zuweisung 30.19.34.41 

gebucht; 2007 sind nicht nur alle nicht aufgegliederte n Mittel  (246.109,08 EUR) sondern 

auch  übertragene nicht aufgeglie derte Mittel in Höhe von 109.450,22 EUR verwendet 

worden . Vorher war in der Regel ein wesentlicher Teil der Mittel des Jahres übertragen ; es 

wird nicht mehr der Fall am Ende 2007 sein.  

 

¶ Programm 21 Kunstunterricht  

 

 NAM 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate 
Übertragene 

NAM 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate Total 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate 

12.11 3.000,00  235,95  7,87% 1.977,19    0,00% 4.977,19  235,95  4,74% 

43.51 35.000,00  34.147,50  97,56% 0,00  0,00   35.000,00  34.147,50  97,56% 

 38.000,00  34.383,45  90,48% 1.977,19  0,00  0,00% 39.977,19  34.383,45  86,01% 
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Unter dieser Zuweisung befinden sich die der Interkommunale ăMusikakademie der 

Deutschsprachigen Gemeinschaftò gewªhrten Subventionen. Neben den urspr¿nglich 

vorgesehenen Subventionen in Höhe von 24.000 EUR, sind auch  zusätzliche Subventionen 

in Höhe von 12.147,50 EUR zu Lasten der nicht aufgegliederten Mittel bereitgestellt.  

 

 

 

 

 

¶ Programm 22  Auȁerschulische Aus- und For tbildung im Bereich Mittelstand und 

Landwirtschaft  

 

 NAM 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate 
Übertragene 

NAM 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate Total 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate 

12.11 2.000,00  257,13  12,86% 0,00    0,00% 2.000,00 257,13 12,86% 

33.21 9.000,00  0,00  0,00% 9.000,00  9.000,00  100,00% 18.000,00 9.000,00 50,00% 

33.22 66.000,00    0,00% 60.000,00  60.000,00  100,00% 126.000,00 60.000,00 47,62% 

41.41 2.957.000,00  2.957.000,00  100,00%      2.957.000,00 2.957.000,00 100,00% 

52.11 12.000,00  0,00  0,00%      12.000,00 0,00 0,00% 

61.41 20.000,00  20.000,00  100,00%      20.000,00 20.000,00 100,00% 

 3.066.000,00  2.977.257,13  97,11% 69.000,00  69.000,00  100,00% 3.135.000,00 3.046.257,13 97,17% 

           (in EUR)  

Ganz besonders zu bemerken sind die unter der Zuweisung 30.22.41.41 ăDotation 

zugunsten des IAWMò gebuchten Zahlungsanweisungen. Mit 2.957.000 EUR lagen sie 16,33 

% über die des Vorjahres. Dazu  dienen die in der neuen Zuweisung 30.22.61.41 

ăKapitaldotation f¿r das IAWMò vorgesehenen Kredite zur Zahlung der Kapitaltilgungen und 

Zinsen der durch das IAWM aufgenommene Anleihe in Höhe von 400.000 EUR. Diese wurde 

2006 im Rahmen der Anschaffung seines  neuen Sitz es aufgenommen.  

 

Auȁerdem hat der Rechnungshof die Zuweisungen 30.22.33.21 ăSubventionen zur 

Förderung der zwischengemeinschaftlichen und internationalen Beziehungen zugunsten 

von Vereinigungen, die in den Bereichen Mittelstand und Landwirtschaft tªtig sindò und 

30.22.33.22 ăSubventionen zugunsten von Vereinigungen im Zusammenhang mit der 

beruflichen Aus - und Weiterbildung der in der Landwirtschaft arbeitenden Personenò mit 

null in Anspruch genommenen  Mittel n geprüft.  Im Endeffekt sind die nicht aufgegliederte n 

Mittel des Ja hres in der Regel einfach festgelegt und im nächsten Jahr sind die 

Zahlungsanweisungen mit den übertragenen nicht aufgliederten Mittel n ausgeführt. 2007 

wird dieses Verfahren wieder benutzt. Die in Haushaltsjahr 2007 getätigten Ausgab en 

gingen zu Lasten de r aus 2006  übertragenen Kredite in Höhe von bzw. 60.000 und 9.000 

EUR.  
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¶ Programm 24 Schulbauten  

 

 NAM 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate 
Übertragene 

NAM 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate Total 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate 

12.11 105.000,00  97.564,55  92,92% 0,00    0,00% 105.000,00  97.564,55  92,92% 

12.21 2.000,00  232,62  11,63% 0,00  0,00   2.000,00  232,62  11,63% 

43.13 30.000,00  26.100,00  87,00% 500,00  0,00  0,00% 30.500,00  26.100,00  85,57% 

64.20 2.000,00  0,00  0,00% 7.274,25  7.274,25  100,00% 9.274,25  7.274,25  78,43% 

74.22 105.000,00  89.145,15  84,90% 14.968,07  14.768,08  98,66% 119.968,07  103.913,23  86,62% 

 244.000,00  213.042,32  87,31% 22.742,32  22.042,33  96,92% 266.742,32  235.084,65  88,13% 

           (in EUR)  

Die wichtigsten Ausgaben in diesem Programm sind zu Lasten von aufgegliederten Mitteln.  

So betreffen die in der obenstehenden Tabelle dargestellten  Angaben  nur die laufenden 

Kosten im Bereich Schulbauten und die Ausgaben für die Ausrüstung.  

 

e) Organisation sbereich 40  Jugend, Volks - und Erwachsenenbildung, Kultur, Sport 

und Tourismus  

 

¶ Programm 01 Personalkosten von Freigestellten aus dem Unterrichtswesen  

 

 NAM 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate 
Übertragene 

NAM 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate Total 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate 

11.11 271.000,00  271.000,00  100,00%            -           271.000,00  271.000,00  100,00% 

11.20 133.000,00  133.000,00  100,00%            -                     -         133.000,00  133.000,00  100,00% 

 404.000,00  404.000,00  100,00%            -                     -         404.000,00  404.000,00  100,00% 

 

Die in einer Gesamthöhe von 404.000 EUR ordonnanzierten Ausgaben entsprechen einer ex 

ante auf Basis der Gehaltstabellen getätigten Schätzung der Gehaltskosten  des freigestellten 

Personals aus dem Unterrichtswesen (siehe ebenso OB 10 Programm 01). Sie stellen  nicht 

exakt die effektiven Kosten des Haushaltsjahres 2007 dar; sie sind aber eine gute  Schätzung 

der Realität.  

 

¶ Programm 11 Jugend  

 

 NAM 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate 
Übertragene 

NAM 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate Total 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate 

12.11 34.000,00  9.034,68  26,57% 10.296,74  8.371,16  81,30% 44.296,74  17.405,84  39,29% 

33.20 399.000,00  388.353,27  97,33% 50.489,56  48.595,53  96,25% 449.489,56  436.948,80  97,21% 

33.21 280.000,00  277.120,48  98,97%       280.000,00  277.120,48  98,97% 

33.23 404.000,00  357.300,00  88,44% 39.300,00  39.300,00  100,00% 443.300,00  396.600,00  89,47% 

33.24 30.000,00  10.655,41  35,52% 17.777,32  11.451,53  64,42% 47.777,32  22.106,94  46,27% 

33.25 13.000,00  2.916,59  22,44% 2.700,00  2.432,38  90,09% 15.700,00  5.348,97  34,07% 

33.80 1.000,00  0,00  0,00%       1.000,00  0,00  0,00% 
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52.11 3.000,00  2.926,43  97,55% 861,80  270,00  31,33% 3.861,80  3.196,43  82,77% 

 1.164.000,00  1.048.306,86  90,06% 121.425,42  110.420,60  90,94% 1.285.425,42  1.158.727,46  90,14% 

           (in EUR)  

 

 

Á Zuweisung 40.11.12.11 Allgemeine laufende Ausgaben im Bereich Jugend  

 

2007 beliefen sich die  Zahlungsanweisungen  auf 9.034,68 EUR von denen 6.500 

EUR als Sitzungsgelder für die Mitglieder der zahlreichen Versammlungen und 

Arbeitsgruppen. Zusätzliche 8.371,16 EUR sind ebenso über übertragene nicht 

aufgegliederte Mittel ordonnanziert.  

 

Á Zuweisung 40 .11.33.20 Subventionen für die Kosten von Personal, das bei 

Jugendorganisationen, Jugendzentren und Jugenddiensten tätig ist  

 

Diesbezüglich soll man bemerken dass  die Gesamtausgaben (einschlieȁlich die über 

übertragene nicht aufgegliederte Mittel)  437.000 EUR erreichen; mit diesem Betrag 

stellen sie 110 % der im Haushalt vorgesehen nicht aufgegliederten Mittel des Jahres 

2007 dar.  

 

¶ Programm 12 Volks - und Erwachsene nbildung  

 

 NAM 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate 
Übertragene 

NAM 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate Total 
Zahlungs-

anweisungen 
Benutzungs-

rate 

12.11 32.000,00  12.480,73  39,00% 8.875,00  6.702,84  75,52% 40.875,00  19.183,57  46,93% 

33.20 762.000,00  590.523,75  77,50% 157.132,75  130.861,58  83,28% 919.132,75  721.385,33  78,49% 

33.21 277.000,00  274.422,50  99,07% 7.575,00  7.575,00  100,00% 284.575,00  281.997,50  99,09% 

33.22 70.000,00  70.000,00  100,00%             

33.23 44.000,00  44.000,00  100,00% 3.000,00  3.000,00  100,00% 47.000,00  47.000,00  100,00% 

33.24 257.000,00  238.300,00  92,72% 18.300,00  18.300,00  100,00% 275.300,00  256.600,00  93,21% 

33.25 19.000,00  7.103,42  37,39% 4.525,01  3.234,23  71,47% 23.525,01  10.337,65  43,94% 

33.28 80.000,00  42.035,70  52,54% 14.890,00  14.112,45  94,78% 94.890,00  56.148,15  59,17% 

33.29 63.000,00  17.833,69  28,31% 40.184,86  40.122,16  99,84% 103.184,86  57.955,85  56,17% 

35.30 0,00  0,00    5.854,47  5.854,47  100,00% 5.854,47  5.854,47  100,00% 

52.11 6.000,00  5.531,72  92,20% 80,95  0,00  0,00% 6.080,95  5.531,72  90,97% 

63.20 3.000,00  0,00  0,00% 0,00  0,00    3.000,00  0,00  0,00% 

 1.613.000,00  1.302.231,51  80,73% 260.418,04  229.762,73  88,23% 1.873.418,04  1.531.994,24  81,78% 
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f) Organisationsbereich 50 Beschäftigung, Gesundheit und Soziales  

 

¶ Programm 17 Beschäftigung und Solidarwirtschaft  

In diesem Programm hat der Rechnungshof insbesondere die auf Zuweisungen 

50.17.33.02 ăSubventionen an Vereinigungen und privatrechtliche Einrichtungen im 

Zusammenhang mit Arbeitsbeschaffungsmaȁnahmenò und 50.17.43.01 ăSubventionen an 

Gemeinden und öffentliche Einrichtungen im Zusammenhang mit 

Arbeitsbeschaffungsmaȁnahmenò angerechneten Ausgaben gepr¿ft.  

 

Die unterstehende Tabelle zeigt die Entwicklung der im Laufe der letzten Jahre im 

Rahmen der Arbeitsbeschaffungsmassnahmen getätigten Ausgaben :  

 

 

 2001  2002  2003  2004  2005  2006  2007  

50.17.33.02  3211  3561  3552  3329  3321  3219  2713  

50.17.43.01  2760  2366  2094  1990  1941  1958  1615  

Total  5971 5927  5646  5319  5262  5177  4328  

        (in Tausend EUR)  

Aus der oben stehenden Tabelle geht hervor dass sich im Laufe des Jahres 2007 

die Tendenz nach unten der in diesem Bereich getätigten Ausgaben  bestätigt hat.  

 

3°) Übertragene Mittel (nicht aufgegl iederte Mittel)  

   

Von den übertragenen nicht aufgegliederten Mitteln wurden 92,59 % in Anspruch 

genommen .   In Anwendung des Artikels 34 der koordinierten Gesetze über das staatliche 

Rechnungswesen wurde der Teil der übertragenen Mittel (159.155,11 EUR), die am Ende 

des Jahres 2007 nicht ordonnanziert werden, annulliert.  

 

4°) Variable Kredite  

  

 Die im Laufe des Haushaltsjahres auf die Haushaltsfonds getätigten Realisierungen 

sind aus der folgenden Tabelle ersichtlich  : 
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Auf Haushaltsfonds in 2007 getät igte Verrichtungen  

 

Kredite 
Festlegungen/ 

Zahlungsanweisungen 

Saldo am 
31. 

Dezember 
2007 

Benutzungs-
rate 

 
Saldo am 
01.Januar 
2007 (1) 

Einnahmen 
2007 (2) 

Verfügbar 
für 2007 :               
(3) = (1) + 

(2) 

    

  

 (4) (5) = (3) - (4) 

Fonds 

Dienstleistu ngen  666.512,76 817.661,19 1.484.173,95 625.234,50 858.939,45 42,13% 

Fonds  
Ostbelgienvest  0 0 0 0 0   

Medienfonds  0 0 0 0 0   

Fonds ungeb. Leben  122.682,94 41.381,50 164.064,44 19.103,80 144.960,64 11,64% 

Entschuldungsf onds  61.357,55 44.119,91 105.477,46 85.365,00 20.112,46 80,93% 

Fonds soz. 
Wohnung  0 0 0 0 0   

Amortisierungsf onds  2.223.587,31 4.279.000,00 6.502.587,31 3.855.468,86 2.647.118,45 59,29% 

Finanzierungsf onds  0 942655,31 942.655,31 0 942.655,31 0,00% 

Allgemeines Total  3.074.140,56 6.124.817,91 9.198.958,47 4.585.172,16 4.613.786,31 49,84% 

         (in EUR)  

 

Die Steigerung (+1.539.645,75 EUR)  des am 31. Dezember 2007 verfügbaren 

Saldos im Vergleich zum 31. Dezember 2006  erklärt sich hauptsächlich durch die 

gemeinsame Auswirkung der N ettospeisung einerseits des Amortisierungsfonds in Höhe von 

423.531,14 EUR und andererseits des neuen Finanzierungsfonds in Höhe von 942.655,31 

EUR.  Zur Erinnerung  werden  die Schätzungen der erwarteten Au sgaben im 

Ausgabenhaushalt  unter der Rubrik ăVariable Krediteò aufgef¿hrt. Der Betrag dieser 

Schätzungen ist nicht limitativ insoweit die Ausgaben bis zu den verfü gbaren Mitteln 

ausgeführt werden dürfen . 

 

5.2.1.3.   Gesamtergebnisse der Ausführung des Haushaltsplanes der 

Hauptverwaltung  

 

5.2. 1.3.1.  Haush altsergebnisse 2007  

 Gemªȁ Artikel 31 der koordinierten Gesetze ¿ber das staatliche Rechnungswesen 

ergibt sich der Haushaltssaldo des Jahres aus dem Vergleich zwischen dem Betrag der 

realisierten Einnahmen und dem Betrag der ordonnanzierten Ausgaben.  
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Haushaltssalden der Hauptverwaltung  

 

Laufende und Haushaltsfonds 

TOTAL Kapitalverrichtungen (Variable Kredite) 

Einkassierte Einnahmen (1) 166.610.357,52 6.124.817,91 172.735.175,43 

Ordonnanzierte Ausgaben (2) 167.301.799,42 4.585.172,16 171.886.971,58 

HAUSHALTSERGEBNIS 
 (1 -  2) -691.441,90 1.539.645,75 848.203,85 

 

Aus der oben stehenden Tabelle  geht hervor, dass das  Haushaltsjahr 200 7 mit einem 

positiven Haushaltssaldo (+ 848.203,85 EUR) abschließt. Er stellt der zu finanzierenden 

Bruttosaldo der Dien ste der Hauptverwaltung dar. Wenn man den Kapitaltilgungen  der 

Anleihen (1.549.587,60 EUR) Rechnung trägt, bekommt man einen zu finanzierenden 

Nettosaldo von + 2.307.791,46 EUR.  Um das N ettofinanzierungssaldo gemªȁ den SEC-

Normen zu berechnen, soll aber der letzte Betrag noch durch den Net tosaldo der Verrichtungen 

der K lasse 8 ( -966.813,81 EUR) korrigiert werden; er beläuft sich so auf 1.430.977,65 EUR.  

 

 

5.2.2. Rechnungslegung des Schatzamtes der Dienste der 

Hauptverwaltung  

  

5.2.2.1.  Übersichtstabelle  

 

Die Kasse nverrichtungen der Dienste der Hauptverwaltung sind in 2 Teile aufgegliedert:  

 

¶ das zentrale Schatzamt,  

¶ die Haushaltsfonds.  

 

Zusammenfassende Tabelle des Schatzamtes  

 
  

Guthaben am 
1. Januar 2007 

Einnahmen 
Kasse 

Ausgaben 
Kasse 

Saldi des 
Jahres 

Guthaben am 
31.Dezember 

2007 

(1) (2) -3 (4) = (2) - (3) (5) = (1) + (4) 

          

Zentrales 
Schatzamt 

1.687.341,51 483.998.642,29 483.213.415,66 785.226,63 2.472.568,14 
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Haushaltsfonds 3.383.110,76 8.729.792,06 7.359.926,67 1.369.865,39 4.752.976,15 

           

Allgemeines Total 5.070.452,27 492.728.434,35 490.573.342,33 2.155.092,02 7.225.544,29 

          (in EUR)  

5.2.2.1.1.  Zentrales Schatzamt  

 

 
1°)  Kassenverrichtungen des zentralen Schatzamtes   

  

Im Gegensatz  zu dem in der Vergangenheit verwendeten Buchhaltu ngssystem COI, 

ist es nicht möglich mit dem neuen Buchhaltungssystem SAP innerhalb der 

Schatzamtbewegungen zwischen den Einnahmen und Ausgaben in Ausführung des 

Haushaltsplans und einer Reihe von Schatzamtverrichtungen, die aus rein internen 

Fondsbewegunge n zwischen den verschiedenen Schatzamtkonten oder aus einfachen 

buchhalterischen Umbuchungen resultieren, zu unterscheiden. Dennoch ist es der 

Verwaltung gelungen ein Gesamtschatzamtkonto auf Basis der verschiedenen finanziellen 

Unterkonten festzulegen. Ne ben allen Verrichtungen in Ausführung des Haushaltsplans 

beinhaltet dieses Gesamtkonto :  

 

¶ die internen Fondsbewegungen zwischen den verschiedenen Schatzamtkonten;  

¶ die internen Fondsbewegungen zwischen den Schatzamtkonten und den Konten 

des Haushaltsfonds;  

¶ die buchhalterischen Umbuchungen;  

¶ die Verrichtungen bezüglich der Drittkonten.  

 

-  Verrichtungen auf Transitkonten  

Die Transitkonten beziehen sich einerseits auf Verrichtungen des eigentlichen 

Transitkontos (Zahlung der Steuervorabzüge und sozialen Abgaben ) und 

andererseits auf  von den Rechnungspflichtigen der Streitsachen und der 

unzustellbaren Gelder getätigten Verrichtungen.  

Das Guthaben der Transitkonten am 31. Dezember 2007 in H öhe von 5.755,15 EUR 

umfasste den Saldo der Streitsachen (1.711,92 EUR) un d den Saldo der 

unzustellbaren Ge lder (4.043,23 EUR).  

 

2°) Nettoergebnis des zentralen Schatzamtes  

 

Das Guthaben des gesamten zentralen Schatzamtes belief sich auf 2.472.568,14 

EUR am 31. Dezember 2007.  
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Nach Abzug des Guthabens auf den Transitkonten, das kein eigentliches Guthaben 

der Deutschsprach igen Gemeinschaft ist, belief sich das Guthaben des zentralen 

Schatzamtes am 31. Dezember 2007 auf 2.466.812,99 EUR (d.h.  2.472.568,14 EUR 

ð 5.755,15 EUR).  

 

5.2.2.1.2. Haushaltsfonds  

  

Schatzamtlage der Haushalt sfonds  

 

Guthaben am 
1. Januar 

2007 
Einnahmen 

Kasse 

Ausgaben 
Kasse 

Saldi des 
Jahres 

Guthaben am 
31.Dezember 

2007 

(1) (2) (3° (4) = (2) - (3) (5) = (1) + (4) 

Fonds für Dienstleistungen 967.557,96 1.056.233,31 1.034.802,70 21.430,61 988.988,57 

Fonds Ostbelgieninvest 0 0 0 0 0 

Medienfonds 0 0 0 0 0 

Fonds ungeb. Leben  122.682,94 41.381,50 19.103,80 22.277,70 144.960,64 

Entschuldungsf onds  69.282,55 44.119,91 85.365,00 -41.245,09 28.037,46 

Fonds soz. Wohnung  0 0 0 0 0 

Amortisierungsf onds  2.223.587,31 6.644.186,31 6.220.655,17 423.531,14 2.647.118,45 

Finanzierungsf onds  0 943.871,03 0 943.871,03 943.871,03 

Allgemeines Total  3.383.110,76 8.729.792,06 7.359.926,67 1.369.865,39 4.752.976,15 

 

5.2.2.2. Übereinstimmung der Entwicklung des Schatzamts mit dem  

Haushaltergebnis 2007 der Dienste der Hauptverwaltung  

 

Seit 2005 führt der Finanzdienst des Ministeriums der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft allmählich ein neues Informatiksystem ein mit dem Ziel ab 2010 Rechnungen 

vorzulegen die den Anforderungen des Gese tzes vom 22. Mai 2003 entsprechen.  

 

Durch dieses Gesetz sind die Gemeinschaften und Regionen dazu gehalten fortan 

die folgenden Rechnungslegungen vorzulegen :  

¶ eine Rechnungslegung zur Ausführung des Haushaltsplanes  

¶ eine Ergebnisrechnung  

¶ und eine Bilanzrech nung  
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Eine Rechnungslegung des Schatzamtes soll nicht mehr vorgelegt werden. Zum 

heutigen Zeitpunkt dahingegen ist diese Rechnungslegung noch ein integrierter Teil der 

allgemeinen Rechnungslegung, neben der Rechnungslegung zur Ausführung des 

Haushaltsplane s und der Rechnungslegung der Vermögensbewegungen.  
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In der Optik der neuen Buchhaltung ist diese neue Buchhaltungssoftware SAP des 

Ministeriums der Deutschsprachigen Gemeinschaft auf die Prinzipien der allgemeinen 

Buchhaltung or ientiert und kann infolgede ssen die Verbindung zwischen dem 

Haushaltsergebnis und den Schatzamtsbewegungen nicht mehr realisiert werden wie das im 

alten Anwendungsbereich der Fall war.  

 

Trotzdem sind und bleiben in Zukunft die Prüfung aller in die finanziellen 

Rechnungen eingetragen en Schatzamtsbewegungen, sowie deren Rechenschaftslegung 

aufgrund der Belegstücke, grundlegende Elemente der Kontrolle.  

 

Im neuen System wird die Identifizierung des Schatzamtes durch die 

Bilanzrechnungen der Klasse 5 « Valeurs disponibles » vorgenommen.  

 

Innerhalb dieser Werten  wird unterschieden zwischen  : 

¶ einerseits den Schatzamtsrechnungen welche die Schatzamtslage auf Basis 

der Kontenauszüge darstellen. Die Gesamtsumme dieser Konten am 31. 

Dezember des Haushaltsjahres widerspiegelt das Schatzamt am Ende  des 

Haushaltsjahres in striktem Sinne  

¶ und andererseits den Rechnungen die sich aus den laufenden 

Schatzamtsverrichtungen ergeben. Es handelt sich hier um interne 

Transitkonten.  

 

In den der allgemeinen Rechnungslegung 2007 beigelegten Dokumenten befand 

sich die nachstehende Tabelle. Ziel dieser Tabelle ist es zu beweisen, dass alle (realisierten 

oder laufenden) Schatzamtsbewegungen effektiv buchhaltungsmäßig eingetragen wurden.  

 

Erträge (Klasse 7) 174.090.711,46 

Aufwendungen (Klasse 6) -169.834.058,94 

   

 4.256.652,52 

  

Nettoanschaffungen von Immobilien (Entwicklung der Klasse 2) -455.245,46 

   

 3.801.407,06 
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Korrekturen aus der Buchung der Kapitaltilgungen -1.549.587,60 

   

Schwankungen der Konten der  Klasse 4 -19.015,80 

   

Schwankungen der Schatzamtkonten (einschliesslich 
Transfertskonten) 2.232.803,66 

  

Schwankungen auf Transfertskonten -77.711,64 

   

Schwankung des Schatzamtes (im striktem Sinne) 2.155.092,02 

 

Zum Zwecke der Bestätigung der Richtigkeit des Haushaltsergebnis ses kann auf 

Basis dieses Dokumentes die Verbindung zwischen dem Haushaltsergebnis und den 

Schatzamtsbewegungen sensu stricto aber nicht realisiert werden.  

 

Es wird tatsächlich von der Hypothese ausgegangen, dass dieselben Beträge 

gleichzeitig in die Erträge (Klasse 7) und in die buchhalterischen Aufwendungen (Klasse 6 27 ) 

einerseits und in die Haushaltseinnahmen und ðausgaben andererseits eingetragen werden 

und auf diese Weise de facto die Verbindung zwischen der ökonomischen Buchhaltung und 

der Haushaltsbuchhaltung reali sieren.  

 

Innerhalb dieses Kontextes hat der Rechnungshof eine doppelte  Prüfung 

vorgenommen :  

 

- Prüfung der Hypothese der gleichzeitigen Eintragung in die Haushaltsbuchhaltung 

und in die allgemeine Buchhaltung ; 

- Prüfung der Beträge der Schatzamtskonten ăInterne Fondsbewegungenò. 

 

 

                                              

27
 Mit Ausnnahme der buchhalterischen Eintragungen der Aufwendungen die keine Schatzamtsbewegun gen 

umfassen (wie die Eintragungen bezüglich der Amortisierungen und Wertminderungen).  
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¶ Prüfung der Hypothese der gleichzeitigen Eintragung in die 

Haushaltsbuchhaltung und in die allgemeine Buchhaltung ; 

 

a) Aspekt Ausgaben  

 

Ökonomische Buchhaltung  Haushaltbuchaltung  

Aufwendungen Klasse 6 169.834.058,94 Nicht aufgegliederte Mittel 155.361.121,59 

Nettoanschaffungen Klasse 2 455.245,46 Übertragene nicht aufgegliederte Mittel 1.989.557,06 

      

In die Klasse 6 gebuchten 
Kapitaltilgungen 1.549.587,60 

Aufgegliederte Mittel 
(Ausgabenermächtigungen) 9.951.120,76 

      

Auɓer SAP gebuchten Aufwendungen 
(Europäische Agentur) 47.900,16 Variable Kredite 4.585.172,16 

      

      

 171.886.792,16  171.886.971,57 

    

Differenz 179,41   

    

Erklärung    

    

Verminderung einer Einnahme, die als 
Haushaltsausgaben gebucht wird. 179,41   

    

Nicht begründeter Saldo 0   

    

          (in EUR)  

b)  Aspekt Einnahmen  

Bei den Haushaltseinnahmen muss eine zusätzliche Schwierigkeit überwunden werden 

wegen der Tatsache, dass die buchhalterischen Erträge auf Basis der festgestellte n Rechte 

verbucht werden, während die Haushaltseinnahmen, solange das neue Buchhaltungsgesetz 

nicht in Kraft tritt, weiterhin auf Basis der Einkassierungen verbucht werden.  

 

Allerdings ist das neue SAP -System in der Lage für die Einnahmen eine Tabelle auf 

Basis der festgestellten Rechte 28  sowie auf Basis der Einkassierungen hervorzubringen.  

 

 

                                              

28
 Dieses Prinzip müsste ab 2010 in Anwendung des vorerw ähnten Gesetzes vom 22. Mai 2003 Anwendung finden.  
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Ökonomische Buchhaltung  Haushaltsbuchaltung  Festgestellte Rechte  Einkassierungen 

Erträge (Klasse 7) 174.090.711,46 Allgemeine Einnahmen 167.934.829,48 166.610.357,52 

        

Auɓer SAP gebuchte Erträge 
(Euripäische Agentur) 28.127,43 

Zweckbestimmte Einnahmen 
(SAP) 6.155.360,33 6.096.690,48 

        

   
Zweckbestimmte Einnahmen  
auɓer SAP 28.127,43 28.127,43 

        

 174.118.838,89  174.118.317,24 172.735.175,43 

     

Differenz 521,65    

     
In 2007 gebuchter Ertrag der schon 
2006 einkassiert war     

 + negative Ausgaben 521,65    

     

Nicht begründeter Saldo 0                  

 

Deshalb  wird darauf hingewiesen, dass die Simultane ität der Schriftstücke in der 

Haushaltsbuch haltung und in der ökonomischen Buchhaltung beachtet worden ist.  

 

Der Rechnungshof hat die Übereinstimmung zwischen den Einnahmen auf Basis 

der festgestellten Rechte und auf Basis der Einkassierungen realisiert.  

Übereinstimmung 
Festgestellte Rechte - 
Einkassierungen      

      

Haushaltsbuchhaltung 
 Festgestellte 
Rechte 2007  

Festgestellte Rechte 
2007  ohne 

Einkassierungen 

 Einkassierte 
festgestellte Rechte 

2007  

Einkassierungen 
bezüglich 

festgestellten 
Rechte der 
Vorjahre 

Einnahmen 
2007 auf Basis 

der 
Einkassierungen 

Allgemeine Einnahmen 167.934.829,48 1.554.779,75 166.380.049,73 230.307,79 166.610.357,52 

                                 -        
Zweckbestimmte Einnahmen 
SAP 6.155.360,33 62.198,96 6.093.161,37 3.529,11 6.096.690,48 

                                 -        
Zweckbestimmte Einnahmen  
auɓer SAP 28.127,43   28.127,43                -        28.127,43 

                                 -        

 174.118.317,24 1.616.978,71 172.501.338,53 233.836,90 172.735.175,43 
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¶ Rechtfertigung der Betr äge der internen Transitkonten  

 

Diesbezüglich weist der Rechnungshof darauf hin, dass das Vorhandensein eines 

Betrages in einem  internen Transitkonto i nsbesondere die Folge sein kann der 

Nichteintragung der buchhalterischen Aufwendung und korrelativ der g leichzeitigen 

Haushaltsausgabe.  

 

In 2007 haben die Schatzamtsverrichtungen auf diesen Konten sich multipliziert 

insbesondere wegen der Tatsache, dass eine Reihe von Verrichtungen die Ende 2006 nicht 

abgewickelt waren Ende 2007 noch immer offen standen, wäh rend solche Verrichtungen im 

Laufe der ersten Tage des folgenden Jahres beglichen werden sollten. Dies gilt vor allem für 

die in den internen Transitkonten verbuchten Verrichtungen « EU Gelder   in Bearbeitung ». 

Alle Verrichtungen die am 31. Dezember 2006 o ffen standen, waren Ende 2007 noch immer 

nicht erledigt.  

 

Infolgedessen und unter Berücksichtigung der Anzahl von Verrichtu ngen die noch 

nicht abgewickelt sind, kann nicht mit Sicherheit bestätigt werden dass die in den internen 

Transitkonten aufgenommen B eträge keine Haushaltseinnahmen oder -ausgaben umfassen 

die Gegenstand einer finanziellen Bewegung waren und trotzdem nicht in den 

Haushaltseinnahmen oder ðausgaben verbucht wurden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
89 

5.3.  Rechnungslegung der Vermögensbewegungen der Dienste de r 

Hauptverwaltung  

 Gemäȁ den Bestimmungen der Artikel 82 bis 84 der koordinierten Gesetze29  über 

das staatliche Rechnungswesen wird die Rechnungslegung der Vermögensbewegungen 

aufgrund einer Aufgliederung der Güter ihrer Art nach aufgestellt. In Aussicht der 

zukünftigen Einsetzun g der neuen öffentlichen Buchhaltung ist die Rechnungslegung der 

Vermögensbewegungen ein wichtiger Teil der Rechnungslegung, die zur Festlegung einer 

Eröffnungsbilanz führen sollte. Unter diesem Gesichtspunkt ist die Rechnungslegung der 

Vermögensbewegungen  2007 der Deutschsprachigen Gemeinschaft Gegenstand einer 

ausführlichen Analyse gewesen  ; diese Analyse ist auf Basis der Bewertungsprinzipien der 

Kommission für das Vermögensinventar des Staates ausgeführt worden 30 . Der Hof 

unterstreicht aber dass die Verw endung der neuen Buchhaltungssoftware SAP die Verwaltung 

der Deutschsprachigen Gemeinschaft nicht in der Lage versetzt hat, eine Bilanz aufzustellen 

die ein reelles Abbild des Vermögens und der Schulden am 31. Dezember 2007 darstellt. 

Deshalb hat die Analy se des Rechnungshofes sich auf die Bewegungen einerseits der 

Vermögensanlagen und andererseits der Schuld und des Encours konzentriert.   

 

5.3.1.  Anlagevermögen 

5.3.1.1.  Sachanlagen  

5.3.1.1.1. Immobiliengüter  

Die Deutschsprachige Gemeinschaft wendet seit  1999 für die Grundstücke (die nicht 

bebauten Immobilien) als auch für die Gebäude (die bebauten Immobilien) eine neue 

Berechnungsmethode an, basiert auf der Datenbank der Nationalen Inventarkommission. 

Diese Methode macht eine komplettere und genauere Wer tschätzung aller Immobilien 

möglich.  

Einerseits werden die Gelände aufgrund der Katasterfläche, der Art, der 

geographischen Lage sowie des durch die Anschaffungskommissionen gegebenen 

Durchschnittsverkaufswerts pro Quadratmeter geschätzt.  

 

Andererseits wer den die Gebäude (unter dieser Rubrik wird nur die bebaute Fläche 

berücksichtigt) geschätzt auf Basis des Preises, der man für den Wiederaufbau eines 

vergleichbaren Gebäudes, nach Abzug der Abschreibung dem Alter entsprechend, geben 

müsste. Die Gebäude werd en jedes Jahr um 2% amortisiert, mit Stopp bei 24% wenn sie 

inzwischen nicht wertlos sind. Dann ist noch der  berechnete Wert des Gebäudes mit einem 

Prozentsatz je nach der so genannten nature -pilote multipliziert (Zum Beispiel 100% für 

                                              

29
  Diese Artikel sind Gegenstand von zwei Königlichen Ausführun gserlassen  : dem Königlichen Erlass vom 9. Juli 

1975 zur Grundlage des staatlichen Vermögensrechnungswesens und dem Königlichen Erlass vom 25. Juni 
1976 bezüglich der Abschreibungen und der Berichtigungen im staatlichen Vermögensrechnungswesen.  

30
   Siehe b enutzte Bewertungsregeln für den Bericht «  Bilan du pouvoir fédéral à la fin 1999  » 



 
90 

einen Schulbau oder  einen Verwaltungsbau aber nur 50% für einen landwirtschaftlichen 

Bau)  

Zum Schluss ist der Wert des nicht bebauten Teils der Gebäude auf Basis der Fläche 

und eines nach Gemeinde bestimmten durchschnittlichen Einheitspreises pro 

Quadratmeter  der Bauplätze  geschätzt.  

Es soll erwähnt werden, dass der Kataster die Bezugspreise nicht jährlich revidiert 

und dass es zwischen den Revidierungen mehrere Jahre dauern kann.  

Die nachstehende Tabelle zeigt die Immobilienlage der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft am 1. Jan uar 2007  wie sie aus der letzten vom Kataster übermittelten Datei 

hervorgeht 31 .  

 

  Immobilienlage Immobilienlage Entwicklung    in 
% 

Am 1. Januar 2006 Am 1. Januar 2007 

Gebäude 90.153.455 97.206.897 7,82 

Grundstücke 14.988.727 16.374.945 9,24 

       

Total 105.142.182 113.581.842 8,02 

 

Der Gesamtinventarwert der Immobiliengüter der Deutschsprachigen G emeinschaft 

lag im Jahr 2007 mit 113.581.842 EUR um 8,02 % über den Gesamtinventarwert des 

Vorjahres.  

 

a) Kommentare bezüglich der festgestellten Vermögen sbewegungen  

 

¶ Berücksichtige Änderungen  

Trotz der gebuchten Abschreibungen hat der Gesamtwert der Gebäude de nnoch um 

7,82 % zugenommen um 97 Mio. EUR zu überschreiten.  Diese Steigerung hat 

ihren Ursprung u.a. in der erheblichen Aufwertung des Verwaltungsg ebäudes in 

der Gospertstra ße 3/17 Eupen (von 5.443.200 EUR  auf 16.472.635 EUR) und im 

Ankauf des Vertretung sgebäudes in Brü ssel (332.806 EUR).  

 

Die Grundstücke steigen im Allgemeinen um 9,24 % im Wert. Im besonderen ist 

diese Steigerung auch auf den Ankauf des Verwaltungsgebä udes in Brüssel, wo  das 

Grundstück auf 414.720 EUR  bewertet wurde, zurüc kzuführen.  

                                              

31
 Die Angaben des Katasters bezüglich Haushaltsjahr X werden dem Minister ium der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft erst im Monat Oktober des Haushaltsjahres X + 1 übermittelt,  nachdem die allgemeine 
Rechnung slegung über Haushaltsjahr X bereits aufgestellt wurde.  
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¶       Nicht berücksichtigte Änderungen  

Zur Erinnerung sind die in der allgemeinen Rechnungslegung 2007  aufgeführten 

Verm ögensangabe n nicht die am 31. Dez ember 2007  aktualisier ten Angaben.  

So sind die an der Gospertstrasse 40 bis 44 in Eupen gelegene Gebäude und 

Grundstücke mit einem geschätzten Wert von 1.085.031 EUR noch im Inventar 

aufgeführt, obwohl die Deutschsprachige Gemeinschaft sie durch den  

Erbpac htvertrag vom 18. Dezember 2006  verªuȁert hat. Ankäufe und Ve rkäufe von 

Gebäuden in H öhe von 225.000 EUR bzw. 205.000 EUR in 2007 sind ebenso nicht 

berücksichtigt.  

 

b) Bemerkungen des Rechnungshofes  

 

Der Rechnungshof stellt fest, dass  

 

¶ die Datei des Katasters , worauf die Deutsc hsprachige Gemeinschaft sich basiert, 

nicht regelmässïg aktualisiert ist;  

 

Daraus lässt sich schließen, dass die Rechnungslegung der Vermögen sbewegungen 

kein reelles Abbild des Anlagevermögens zum 31. D ezember 2007 zeigt.  

 

5.3.1.1.2. Mob ilien  

In diesem Bereich unterscheidet die Inventarkommission zwischen den Mobilien, die 

nach ihrem historischen Wert geschätzt werden, und den Mobilien, die nach ihrem 

käuflichen Wert geschätzt werden.  

 

Unter den Mobilien, die auf Basis der historischen We rt geschätzt wurden, findet man 

das Mobiliar, das Büromaterial, das didaktische Mobiliar und Material, die Hard - und 

Software und noch den Fuhrpark. Diese Güter werden auf einem bestimmen Satz je 

nach der Gütertyp abgeschrieben  ; im Gegensatz mit den Immob ilien gibt es hier 

keinen Restwert.  

 

Unter die Mobilien, die auf Basis der käuflichen Wert geschätzt wurden, findet man 

besonders die Bücher und die Kunstgegenstände  ; diese werden  nicht abgeschrieben.  
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In die Rubrik óMobilienò werden nur gebucht die im Laufe der vorhergehenden 

Haushaltsjahre zu Lasten einer Zuweisung des allgemeinen Ausgabenhauhaltsplans 

der Deutschsprachigen Gemeinschaft getätigten Anschaffungen und die noch einen 

Restwert besitzen. Die Anschaffungen von Investitionsgütern, die direkt d urch die 

Dienste mit getrennter Geschäftsführung, die paragemeinschaftlichen Einrichtungen 

oder das Parlament der Deutschsprachigen Gemeinschaft ausgeführt werden, werden 

nicht in dieser Bilanz gebucht.  

 

Lage am 31. Dezember  200 7 

 

Umschreibung Buchwert 

Software 6.812,30 

Werkstattmaterial 42.422,71 

Fahrzeuge 8.056,85 

Informatikmaterial 48.208,67 

Büromaterial und Mobiliar 587.407,48 

Fernmeldegeräte 3.656,72 

Material Mobiliar aller Art 940.878,18 

Didaktisches Material 307.705,55 

Wissenschaftliches Material 15.524,50 

Bibliothek 997.561,28 

Kunstgegenstände 468.985,22 

Gesamttotal 3.427.219,46 

 

Es wurden in 2007 Neuanschaffungen von Mobilien für einen Betrag von 

450.550,66 EUR  getätigt. Die Abschreibungssumme 2007 belief s ich ingesamt auf 

465.723,97 E UR. 

 

Die nachstehende Tabelle zeigt die Vermögensbewegungen der Mobilien im Ja hr 

2007.  

 

Buchwert 2006 Neuanschaffungen 
2007 

Abschreibungen 2007 Buchwert 2007 

3.442.392,77 450.550,66 465.723,97 3.427.219,46 
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5.3.1.2. Finanzielle Anlagen  

 

 Der Rechnun gshof macht das Parlament darüber aufmerksam, dass die 

Kreditgewährungen sowie d ie Beteiligungen (Verrichtungen der Klasse 8 der budgetären 

Buchhaltung) als rein finanzielle Verrichtungen betrachtet werden  ; sie haben so keinen 

Einfluss mehr auf dem nach d er ESVG -Norm (SEC 95) berechneten Finanzierungssaldo.  

  

Die untenstehende Tabelle zeigt einen Überblick über die Darlehen und die 

Beteiligungen der Deutschsprachigen Gemeinschaft. Diese sind auf ihrem Anschaffungswert 

geschätzt.  

 

Umschreibung Wert der Anteile Gewährtes Darlehen Gesamttotal 

Musikakademie 101.512,40 - 101.512,40 

Ostbelgieninvest 0 - 0 

A.G.E.B.B.S. 24.800,01 - 24.800,01 

Euregionale 2008 Agentur 1.600,00 - 1.600,00 

BRF-Media AG 420.823,62 326.943,71 747.767,33 

Interkommunale Spa-
Francorchamps 

2.478,94 - 2.478,94 

Verkehrsamt der Ostkantone 148.736,11 - 148.736,11 

Europäisches Tourismusinstitut 52.078,70 - 52.078,70 

Agentur für nachhaltige 
Entwicklung 

25.000,00 - 25.000,00 

Total 777.029,78 326.943,71 1.103.973,49 

 

Wenn man den Ziehungs rechten und den gewährten Darlehen Rechnung trägt, 

belaufen sich die in der allgemeinen Rechnungslegung 2007 gebuchten finanziellen Anlagen 

auf  1.103.973,49 EUR.  

 

Der Hof hat die Rechnungen der verschiedenen Aktiengesellschaften analysiert  in 

denen die D eutschsprachige Gemeinschaft Kapitalbeteiligungen  aufgenommen hat oder 

denen die Deutschsprachige Gemeinschaft Vorschüsse oder langfristige Kredite gewährt hat .

  

Gemäß der allgemeinen Rechnungslegung 2006 der Deutschsprach igen 

Gemeinschaft belief sich End e 2006 die Gesamtsumme der Beteil igungen der Gemeinschaft 

auf nahezu 2 Mio. Euro. Die nachstehenden Erläuterungen schildern die Entwicklungen 

und den Sachverhalt Ende 2007.  
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a) Interkommunale Musikakademie GGmbH 32 

Interkommunale Musikakademie GGmbH 

  2006 2007 

Anteile 101.512,40 101.512,40 

Darlehen - - 

Gesamttotal 101.512,40 101.512,40 

 

Die Beteiligung der Gemeinschaft am Anfangskapital der Musikakad emie beläuft 

sich auf 101.512,40 EUR . Zurzeit ist die Akademie in Form einer Interkommunalen 

und Kooperati ven Gesellschaft organisiert. Als Interkommunale untersteht sie der 

Wallonischen Region. Jede Anpa ssung der Satzungen oder jede Ernennung muss 

deshalb von der Wall onischen Region genehmigt werden.  

Die Gemeinschaft gewährt der Akademie Gehalts -, Funktions - und 

Einrichtungssubventionen (OB 30 PR 21) 33 . Die Schaffung ab dem Schu ljahr 2007 -

2008 einer Ausbildung zum Dirigenten für Chor - und Harm oniemusik wird die 

Gehaltskosten erhöhen.  

 

b) Ostbelgieninvest AG  

 

Ostbelgieninvest AG 

  2006 2007 

Anteile 1.239.467,62 0 

Darlehen     

Gesamttotal 1.239.467,62 0 

 

Diese Gesellschaft wurde in April 1989 auf Initiative der Regierung der 

Wallonischen Region als Risikokapitalbeteiligungsgesellschaft  gegründet. Sie 

versteht sich als Partner für kleine und mittlere Unterneh men; so  stellt sie 

mittelständischen Unternehmen in Ostbelgien und der Euregio Maas -Rhein 

Risikokapital und Management -Knowhow zur Verfügung. Sie vergibt u.a. 

Kapitalbete iligungen und nachrangigen Darlehen. Seit ihrer Gründung in 1989 hat 

sie über 6 Mio. E UR Risikokapital investiert.  

                                              

32
 Genossenschaftliche Gesellschaft mit beschränkter Haftung.  

33
 Im Ausgabenhaushaltsplan 2008 sind Funktionssubventionen in Höhe von 36.000 Euro vorges ehen, für die 

allgemeinen laufenden Ausgaben 3.000 Euro.  
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Um dies zu tätigen  verfügt die Gesellschaft einerseits über ein Stammkapital in Höhe 

von 1.005.000 EUR und andererseits über Sonderziehungsrechte der Wallonischen 

Region in Höhe von 5.742.082,55 EUR und der Deutschsprachigen G emeinschaft in 

Höhe von 1.239.467,62 EUR.  Dieser Betrag wurde noch als finanzielle Anlage in der 

Rechnungslegung 2006 der Deutschsprachigen Gemeinschaft gebucht.  

2007 hat jedoch die Deutschsprachige Gemeinschaft  die sich aus den 

Ziehungsrechten ergebende Schuldforderung völlig eingetrieben.  Der eingetriebene 

Betrag sollte der Deutschsprachigen Gemeinschaft in die Lage versetzen, mittels 

Beteiligungen die vom neu gegründeten Fonds zur Finanzierung rückzahlbarer 

Prämien, Kredite und Beteiligungen  finanzier t werden, ihre eigene 

Investierungsgesellschaft zu gründen.  

Aus dem  Gesamtbetrag der Forderung ist eine Summe von 376.224,52 EUR 

abgezogen worden für den Ankauf durch die Deutschsprachige Gemeinschaft der 

Beteiligungen und nachrangiges Darlehen von Ostbelg ieninvest AG in BRF -Media 

AG. 

 

c) Eisenbahn -Bau -Betrieb -Satisfizierung AG  

 

EBBS AG 

  2006 2007 

Anteile 24.800,01 24.800,01 

Darlehen - - 

Gesamttotal 24.800,01 24.800,01 

 

Di ese Gesellschaft wurde 2002 mit einem Stammkapital in Höhe von 62.000 EUR 

(620 Ante ile von je 100 EUR)  gegründet. Die Holdingsgesellschaft Hering GmbH & 

Co KG besitzt 372 Anteile und die Deutschsprachige Gemeinschaft 248 Anteile. 

Hauptziel der Gesellschaft ist der Unterhalt der Vennbahntrasse zu sichern. Das 

nach der Kostenbeteiligung d er Gemeinschaft berechnete Ergebnis ist systematisch 

gleich null da die Deutschsprachige Gemeinschaft sich verpflichtet hat, alle 

eventuelle Verluste bis zu einem jährlichen Höchstbetrag von 421.419 EUR bis zu 

Ende 2010 zu decken.  
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d) EuRegionale 2008 Ag entur GmbH  

 

EuRegionale 2008 Agentur GmbH 

  2006 2007 

Anteile 1.600,00 1.600,00 

Darlehen - - 

Gesamttotal 1.600,00 1.600,00 

 

Gegenstand der Gesellschaft ist die Planung, Vorbereitung, Durchfü hrung und 

Dokumentation der EuRegionale 2008. Die grenzübersc hre itenden Projekte dienen 

der Schaffung eines gemeinsamen Lebensra umes mit Vorbildcharakter für andere 

Grenzregionen in Europa. Die Deutschsprachige Gemeinschaft verfügt über ein 

ständiges Mitglied in der Gesellschafterversammlung.  

 

e)  BRF-Media AG  

 

BRF Media AG 

  2006 2007 

Anteile 210.412,02 420.823,62 

Darlehen + Zinsen 161.130,79 366.943,71 

Gesamttotal 371.542,81 747.767,33 

 

Die BRF Media AG ist eine Holdinggesellschaft. Zweck der Holdingg esellschaft ist 

die Gründung, Entwicklung und Handel aller T ätigkeiten im Bereich der 

audiovisuellen Medien und der Multimedien in Belgien und im Ausland.  

Nach Auflösung der Beteiligung an der Ostbelgieninvest AG (siehe su pra) 

übernahm die Deutschsprachige Gemeinschaft die Beteiligung der Ostbelgieninvest 

AG in BRF  Media AG (210.411,6 0 EUR ), das durch Ostbelgieninvest AG in BRF 

Media AG gewährtes nachrangiges Darl ehen  (161.130,77 EUR ) sowie die durch 

BRF Media AG noch geschu ldeten Zinsen (4.682,15 EUR ). Diese Summen sind im 

Gesamttotal von 747.767,33 EUR einbegriff en.  
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f) Interkommunale Spa Francorchamp GGmbH 34  

 

Interkommunale Spa-Francorchamp GGmbH 

  2006 2007 

Anteile 2.478,94 2.478,94 

Darlehen - - 

Gesamttotal 2.478,94 2.478,94 

 

Aufga ben der Interkommunale sind d er Unterhalt der Infrastrukturen und  die 

Geschäfts führung der öffentlichen Investierungen der Rundstrecke.  

 

g) Verkehrsamt der Ostkantone (gemeinnützige Einrichtung)  

 

Verkehrsamt der Ostkantone (gemeinnützige Einrichtung) 

  2006 2007 

Anteile 148.736,11 148.736,11 

Darlehen - - 

Gesamttotal 148.736,11 148.736,11 

 

 

Bei dem Be trag in Höhe von 148.736,11 EUR  handelt es sich um eine Beteiligung 

der Gemeinschaft am Stiftungskapital des Verkehrsamtes.  

Seit dem Autonomiebeginn der Deutschsprachigen Gemeinschaft g ehört Tourismus 

zu den Befugnissen der Gemeinschaft.  Mittels des Ve rkehrsamtes wird die 

Tourismuspolitik der Gemeinschaft verwirklicht. Aufgabe des Verkehrsamtes ist 

ebenso d ie Förderung des  Tourismus in den wallonischen Gemeinden Malmedy und 

Weismes . 

Die Zusammenarbeit zwischen der Gemeinschaft und dem Ver kehrsamt ist in 

einem Geschäftsführungsve r trag geregelt.  

 

 

                                              

34
 Genossenschaftliche Gesellschaft mit beschränkter Haftung.  
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h) Europäisches Tourismusinstitut an der Universität Trier GmbH  

Europäisches Tourismusinstitut an der Universität Trier GmbH 

  2006 2007 

Anteile 52.078,70 52.078,70 

Darlehen - - 

Gesamttotal 52.078,70 52.078,70 

Das Institut wurde im Februar 1991 gegründet und ist eine touristische 

Forschungs -, Beratungs - und Weiterbildungsinstitution mit europäischer Dimension. Zu 

den Aufgaben des Instituts zählen die Markt - und Ko nsumforschung sowie Untersuchun gen 

zur Tourismus - und Regionalen twicklung. Das Institut ist in Partnerschaft mit der 

Universität Trier. Diese Zusammenarbeit ermöglicht die Förderung einer wissenschaftlich 

orie ntierten Tourismusforschung.  

 

Die Gesellschafter des Instituts sind die Deutsc hsprachige Gemei nschaft, das 

Großherzogtum Luxemburg und die deutschen Bundeslä nder Rheinland -Pfalz und 

Saarland.  

 

Die Beteiligung der Gemeinschaft  beläuft sich auf 52.078,70 EUR . 

 

i) Agentur für nachhaltige Entwicklung V.o.G.  

 

Agentur für nachhaltige Entwicklung V.o.G. 

  2006 2007 

Anteile 25.000 25.000 

Darlehen - - 

Gesamttotal 25.000 25.000 

  

Die allgemeine Rechnungslegung 2005 der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

erwähnt Beteiligungen in Höhe von 25.000 EUR im Kapital der VoE. Diese wurde 

aber durch di e Generalversammlung vom 24. Februar 2005 in Liquidation versetzt. 

Auȁerdem hat die Versammlung entschieden, die nach Begleichung der Schulden 

gegebenenfalls verbleibenden Aktiva einem Verein oder einer Organisation 

zukommen zu lassen, deren Zwecke und Zie le am ehesten den Zwecken und Zielen 

der Vereinigung entsprechen. Demgemªȁ soll die Beteiligung der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft gleich Null sein.  
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5.3.1.3  Schuld der Deutschsprachigen Gemeinschaft  

Entwicklung der Schuld  

Während früher die Haushaltsbela stung aus den in der Vergangenheit getätigten 

klassischen Anleihen oder aus den klassischen Verpflichtungse rmächtigungen der 

Vorjahre rührte, spielt neulich die Belastung aus Leasingvereinbarungen und 

alternativen Finanzierungen von bez uschussten Projekten  eine immer größere 

Rolle. Im 19. Bericht des Rechnungshofes (Dokument 7 -319 [2007 -2008 Nr. 1, 

Seiten 31 -35]) wurde die Entwicklung ausführlich erläutert.  

 

a) Direkte Schuld  

¶ Direkte Schuld der Hauptverwaltung  

Die klassischen Anleihen und die Leasingvereinb arung für das 

Verwaltungsgebäude in Eupen bilden die direkte Schuld der Hauptverwa ltung.  

 

In 2007 wurde keine neue Anleihe getätigt und kein neues Leasing ve reinbart.  

 

Am 31. Dezember 2007 belief sich die ausstehende direkte Schuld der 

Haup tverwaltung auf 43,47 Mio. EUR, eine Senkung um 3,44 % im Vergleich zum 

Vor jahr.  

      EUR x 1.000  

 Anleihen + 
Leasing 

Ausstehende 
direkte Schuld am 

31. Dezember 

% Entwicklung im 
Vergleich zum 

Vorjahr 

1995 6.197,33 6.197,33   
1996 8.924,16 14.811,63 

139,00% 
1997 7.436,80 21.492,36 

45,10% 
1998 6.073,39 26.437,84 

23,01% 
1999 6.445,23 31.350,25 

18,58% 
2000 5.825,49 35.312,39 

12,64% 
2001 0 32.953,26 

-6,68% 
2002 0 30.594,12 

-7,16% 
2003 19.500,00 47.734,98 

56,03% 
2004 0 46.507,91 

-2,57% 
2005 0 45.389,48 

-2,40% 
2006 0 45.019,75 

-0,81% 
2007 0 43.470,17 

-3,44% 
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¶ Direkte Schuld der Peripherie  

 

 

Peripherie der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft 

Ausstehende  
direkte 

Schuld am 31. 
Dezember 

% 
Entwicklung 
im Vergleich 
zum Vorjahr 

 Ankauf 
Anleihe IAWM Anleihe AHS   

Worriken 

2000 2.231,04 0 0 2.156,67 - 

2001 0 0 0 2.082,30 -3,45% 

2002 0 0 0 2.007,93 -3,57% 

2003 0 0 0 1.933,56 -3,70% 

2004 0 0 0 1.859,20 -3,85% 

2005 0 0 0 1.784,83 -4,00% 

2006 0 400 75 2.178,29 22,04% 

2007 0 0 0 2.066,45 -5,13% 

 

Die Rückzahlung des An teils der Gemeinschaft am Ankauf des Zen trums Worriken 

sowie die Übernahme zu Lasten des Haushaltes der durch das IAWM und die 

autonome Hochschule (AHS) getätigten Anle ihe bilden die direkte Schuld der 

Peripherie. In 2007 gab es keine neuen Entwicklungen. Eine kleine Anleihe der 

DGG ăGemeinschaftszentrenò in Hºhe von 19 Tausend EURO in 2007 ist nicht in 

dieser Tabelle berücksichtigt.  

Die ausstehende direkte Schuld der Peripherie hat sich im Vergleich zum Vorjahr 

um 5,13 % ve rringert.  

 

¶ Kostpreis der direkten  Schuld (Hauptverwaltung und Peripherie)  

 

 

Kapitaltilgungen Zinslast Gesamtausgaben 

% 
Entwicklung 

im 

Vergleich zum 
Vorjahr 

1995 0 0 0 - 

1996 309.866,91 446.160,80 756.027,71 - 

1997 756.075,25 1.054.660,77 1.810.736,02 139,51% 

1998 1.127.915,54 1.451.316,69 2.579.232,23 42,44% 

1999 1.532.824,82 1.683.021,58 3.215.846,40 24,68,% 

2000 1.937.717,57 1.758.004,14 3.695.721,71 14,92% 

2001 2.433.504,62 2.032.395,12 4.465.899,74 20,83% 

2002 2.433.504,62 1.891.186,08 4.324.690,70 -3,16% 
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2003 2.433.504,62 1.757.031,18 4.190.535,80 -3,10% 

2004 1.301.440,97 1.015.796,67 2.317.237,64 -44,70% 

2005 1.192.798,00 2.614.547,21 3.807.345,21 64,30% 

2006 451.270,30 2.698.999,85 3.150.270,15 -17,25% 

2007 1.661.422,76 2.324.372,75 3.985.795,51 26,52% 

 

Der sta rke Anstieg (26,52 %) der Ausgaben  ist lediglich auf die Wiederau fnahme ab 

2007 der Kapitalrückzahlungen für die in 2004 vereinbarte Kreditlinie 35  

zurückzufü hren.  

 

Die Zinslast 20 07 in Höhe von 2.324.372,75 EUR  enthält neben den Mi t teln in 

Höhe von 1.885.658,41  EUR und 420.222,85 EUR  für die klassischen Anleihen 

bzw. das Leasing des Ministeriumsgebäudes auch die Mittel für die alternativen 

Finanzierung der Projekte der Peripherie (IAWM in Höhe von 16.080,36 EUR  und 

AHS in Höhe von 2.411,13 E UR). 
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35
 Anfang 2004 wurden die ausstehenden Summen von 5 bei Fortis Bank get ätigten Anleihen in eine einzige 

Kreditlinie umgewandelt. Gemäß den B estimmungen des Vert rags erfolgten in 2004 und 2005 keine 
Kapitalti lgungen . In 2006 erfolgte eine geringe Kapitalrückzahlung von 58.261,74 EUR. Mit 1.226.629,14 EUR 
kommen die Kapitaltilgungen für die Kreditlinie ab 2007 wieder ric htig in Fahrt.  



 
102 

b) Indirekte  Schuld  (auȁer Konsolidationsperimeter) 

 

Marienheim 
Raeren 

Ausstehende 
indirekte 

Schuld am 31. 
Dezember 

% 
Entwicklung 
im Vergleich 
zum Vorjahr 

4.885,50 4.679,20 - 

 

 

Die alternative Finanzierung von Projekten außerhalb der Hauptverwa ltung und der 

Peripher ie führt zu der Schaffung einer indirekten Schuld.  

 

Das Projekt Marienheim Raeren ist ein erstes solches Projekt. Die Ba uarbeiten sind 

abgeschlossen. Für den nicht durch Eigenmittel finanzie r ten Teil des Bauvorhabens 

tätigte Marienheim ein Darlehen. Für Ka pital und Zinsen war die erste Rate am 31. 

Dezember 2006 fällig. Diese R aten wurden aber mit den in 2007 fälligen Raten 

verrechnet. Die Regi erung übernimmt ab 2007 zu Lasten des Haushaltes die 

Zahlungsgara ntie für eine G esamtsumme von 4.885.503,72 EUR . Nac h der 

Kapitaltil gung in Höhe von 206.298,90 EUR  steht Ende 2007 noch eine indire kte 

Schuld von 4.679.204,82 EUR  aus.  

 

¶ Kostpreis der indirekten Schuld  

 

 Kapitaltilgungen Zinslast Gesamtausgaben % 
Entwicklung 

im 

Vergleich zum 
Vorjahr 

2007 206.298,90 235.432,52 441.731,42 - 

     

 

In 2007 hat die Regierung mit der Finanzierung des Projektes in Form von Kapital - 

und Zinssubventionen angefangen (insgesamt 441.731,42 E uro). Die Beträge der 

jährlichen Raten (Kapital und Zinsen) werden auf die Kredite des Ha ushaltes in 

Anrechnung gebracht und dem Marie nheim vor dem Fälligkeitsdatum übe rwiesen.  
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c) Konsolidierte Schuld der Deutschsprachigen Gemeinschaft (d irekte und ind irekte 

Schuld)  

 

 

Direkte Schuld 
Hauptverwaltung 

Direkte Schuld 
Peripherie 

Indirekte Schuld 

konsolidierte 
ausstehende 
Schuld am 

% Entwicklung 
im Vergleich zum 

Vorjahr 
31. Dezember 

1995 6.197,33 0   6.197,33 - 

1996 8.924,16 0   14.811,63 139,00% 

1997 7.436,80 0   21.492,36 45,10% 

1998 6.073,39 0   26.437,84 23,01% 

1999 6.445,23 0   31.350,25 18,58% 

2000 5.825,49 2.231,04   37.469,07 19,52% 
2001 0 0   35.035,56 -6,49% 

2002 0 0   32.602,06 -6,95% 

2003 19.500,00 0   49.668,55 52,35% 

2004 0 0   48.367,11 -2,62% 

2005 0 0   47.174,32 -2,47% 

2006 0 475   47.198,05 0,05% 

2007 0 0 4.885,50 50.215,83 6,39% 

 

Ende 2006 belief sich die konsolidierte ausstehende Schuld der G emeinschaft auf 

47,19 Mio. EUR . Infolge der Übernahme durch die R egierung der Zahlungsgarantie 

zugunsten des Projektes Marienheim Raeren stieg die konsolidierte au sstehe nde 

Schuld in 2007 um 6,39 % an. Ohne diese Zahlungsgarantie wäre die konsolidierte 

ausstehende Schuld im Haushaltsjahr 2007 um 3,52 % gesunken. Mit 50,21 Mio. 

EUR erreicht die Gemeinschaft seit Anfang der Verschuldung in 1995 die bisher 

höchste ausstehend e Schu ld.  
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Austehende Schuld am 31. Dezember
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d) Schuldrate  

Die Schuldrate ist die Beziehung der konsolidierten ausstehenden Schuld zu den 

Einnahmen. In 2007 b elief sie sich auf 29,07 %.  

 

5.3.1.4.2.  Finanzierungsbedü r fnisse der direkten und indirekten Schuld  

 

Die Finanzierung der Schuld wird hauptsächlich über den Amortisi erungsfonds 

abgewickelt 36 . In  Zukunft wird sich die in den letzten Jahren steigende Tendenz der 

Schuld der Deutschsprachigen Gemeinschaft  in notwendigen zusätzlichen 

Haushaltsmitteln ªuȁern. 

Ab 2009 berücksichtigen die  in  der unterstehenden Tabelle berechneten 

Finanzierungsbedürfnisse die Einwirkung der alternativen Finanzierung von 

                                              

36  Die im A mortisierungsfonds vorgesehenen Mittel dienen lediglich zur 

Schul dbegleichung der klassischen Anleihen und des Le asings  (3.855.468,86 EUR  in 2007) . 

Außerhalb des Amortisierungsfonds wurden noch Mittel vorges ehen für die 

Schuldbegleichung  der alternativen F inanzierungsprojekte IAWM, AHS, Worikken sowie 

Marie nheim (572.058,07 EUR  in 2007).  
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verschiedenen Projekten 37 . Besonders zu bemerken ist die Steigerung der 

Finanzi erungsbedürfnisse in 2014 um dem  finanziellen Einfluss der PPP Konventionen 

Rechnung zu tragen.  

 

 

 

Finanzierungs-
bedürfnisse in 
Tausend EUR 

1995 0 0,00 

1996 756.027,71 756,03 

1997 1.810.736,02 1.810,74 

1998 2.579.232,23 2.579,23 

1999 3.215.846,40 3.215,85 

2000 3.695.721,71 3.695,72 

2001 4.465.899,74 4.465,90 

2002 4.324.690,70 4.324,69 

2003 4.190.535,80 4.190,54 

2004 2.317.237,64 2.317,24 

2005 3.807.345,21 3.807,35 

2006 3.150.270,15 3.150,27 

2007 4.427.526,93 4.427,53 

2008 4.658.068,67 4.658,07 

2009 5.160.569,76 5.160,57 

2010 5.993.264,92 5.993,26 

2011 6.956.256,45 6.956,26 

2012 7.217.232,38 7.217,23 

2013 8.237.119,38 8.237,12 

2014 19.691.974,11 19.691,97 

2015 20.589.720,73 20.589,72 

2016 20.613.921,21 20.613,92 

2017 20.652.935,81 20.652,94 

2018 21.172.600,52 21.172,60 

2019 20.265.227,79 20.265,23 

2020 17.771.669,32 17.771,67 

 

5.3.1.5.  Die ausstehenden Verpflichtungen (Encours)  

Die ausstehenden Verpflichtungen beziehen sich auf die eingegangenen aber noch 

nicht angewiesenen Verpflichtungen zu Lasten der aufgegliederten Mittel ; sie 

stimmen desh alb mit der Differenz zwischen den verpflichteten Mitteln und den 

betreffenden angewiesenen Beträgen überein. Von dieser Differenz müssen auch 

noch Beträge der früheren mit einem Sichtvermerk versehenen annullierten oder 

reduzierten Verpflichtungen abgezog en werden.  

 

 

                                              

37
 Angaben des Finanzdienstes des Ministeriums  
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Entwicklung der ausstehenden Verpflichtungen zu Lasten der aufgegliederten Mittel 

2007  

 
Stand am 

Verpflichtungen 
2007 

Annullierungen 
2007 

Gesamtbetrag 
Verpflichtungen 

Zahlungs-
anweisungen 2007 

Stand am 

01.01.2007     31. 12. 2007 

(1) (2) (3) (1) + (2) - (3) = (4) (5) (4) - (5) 

            
Total 30.508.231,38 6.526.240,88 32.596,26 37.001.876,00 9.951.120,76 27.050.755,24 

(in EUR)  

 

Insgesamt bestanden für die Deutschsprachige Gemeinschaft zum 31. Dezember 

2007 ausstehende Verpflichtungen  zu Lasten der aufgegliederten Mittel in Höhe von 

27,05 Mio. EUR. Damit waren sie um 3,45 Mio. EUR niedriger als im Vorjahr.  

Entwicklung 1998 -2007  

 Verpflichtungen Zahlungs-
anweisungen 

Kumuliertes 
Encours 

1998 8,83 3,17 11,05 

1999 5,73 7,03 14,63 

2000 8,95 7,61 15,64 

2001 7,13 8,59 14,05 

2002 11,45 6,57 18,98 

2003 22,59 20,55 17,52 

2004 11,94 7,39 21,65 

2005 14,52 6,05 30,07 

2006 9,64 9,06 30,51 

2007 6,52 9,95 27,05 

 

Das Encours am 31. Dezember 2007 umfasst aber nicht die aus  Vereinbarungen 

mit Einrichtungen, ÖsHZ, Gemeinden oder Vereinen resultierenden juristischen 

Verpflichtungen; nach dem Wortlaut dieser Vereinbarungen hat sich die Regierung 

der Deutschsprachigen Gemeinschaft verpflichtet 60 % der Finanzierungskosten 

einer Reihe von Infrastruk turprojekten zu decken. Diese juristischen Verpflichtungen 

waren Gegenstand einer Ermächtigung im Tenor des Haushalts.  

 

Alte Festlegungen im Zeitraum 1997 -2001  

Der Hof hat besonders die von der Laufzeit 1997 -2001 noch bestehenden 

Verpflichtungen geprüft. Fü r diesen Zeitraum gibt es insgesamt 8 Projekte für einen 

Gesamtfestlegungsbetrag von 789.642,47 EUR. Davon war Ende 2007 nur 

24.905,80 EUR (3,15 %) ordonnanziert. Das  Encours belief sich am 31. Dezember 

2007 auf 764.736,67 EUR.  
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Diesbezüglich hat der Hof  bei der Verwaltung die unterstehenden Erläuterungen 

zum Stand der Ausführungen Ende 2007 bekommen :  

 

1) Eupen Kirche St Joseph  

Die Kirchturmsanierung geht langsam voran. In 2003 wurde über eine Verdopplung 

des Zuschusses verhandelt mit entsprechenden neuen  Zusagen. In 2007 sind erneut 

Zusatzansprüche angemeldet worden. Es we rden kaum Rechnungen vorgelegt. Die 

Festlegungen müssen alle beib ehalten werden.  

2) Mackenbach Pfarrkirche  

Die Endabrechnung für die Restaurierung der Pfarrkirche lag vor, j edoch nicht d ie 

provisorische Abnahme. Nach Vorlage dieser Abnahme kann der Restbetrag 

ausgezahlt werden.  

3) Eupen Primarschule Oberstadt  

Die Endabrechnung lag noch nicht vor. Es läuft ein Gerichtsverfa hren mit einem der 

Untern ehmen. Die Akte bleibt in der Schwebe bis zum A bschluss des Rechtsstreits.  

4) St Vith Klinik St Joseph  

Die Endabrechnungen der ersten Phase wurden mit einer letzten Zus age im 

Dezember 2007 abgeschlossen. Die alten Mittelbindungen we rden im Laufe des 

Jahres 2008 mit der Auszhlung der gesamten Su mmen für di ese Phase abgebaut.  

5) Raeren Gemeindehaus  

Die Akte wurde ausgezahlt.  

6) Eupen Seniorenzentrum St Franziskus  

Die Endabrechnung lag noch nicht vor. Voraussichtlich wird dieser E ncours in 2008 

abgebaut, bzw. teilweise gemindert.  

7) Eupen Die Raupe Mu sterhaus  

Die Endabrechnung wurde vorgelegt und die sich daraus ergebende Summe 

ausgezahlt. Es kam zu Protesten seitens des Antragstellers, die jedoch nicht 

akzeptiert wurden. Vorsichtshalber wurde der Reste ncours nicht gemindert. Die Akte 

wird jedoch mit S icherheit in 2008 abg eschlossen werden.  

8) Eupen IDGS  

Die Akte wurde zwischenzeitlich abgeschlossen.  
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5.4.  Dienste mit autonomer oder getrennter Geschäftsfü hrung  

 

Die Dienste mit autonomer Geschäftsführung (DAG) oder Dienste mit getrennter 

Geschäftsführu ng (DGG), die über eine gewisse Autonomie in Sachen Verwaltung 

verfügen, müssen einen Haushalt erstellen und sind zur Rechenschaft verpflichtet 

aber sind keine Einrichtungen mit eigener Rechtsperson.  

 

In der Deutschsprachigen Gemeinschaft wird Unterschied gemacht zwischen den 

Diensten mit autonomer Geschäftsführung (DAG) des Unter richtswesens (9 Schulen 

in 2007 38 ) und den  zwei Diensten mit getrennter Geschäftsführung (DGG) 

(Medienzentrum und Gemeinschaftszentren). 39  

 

5.4.1.  Haushaltsausführung der Dienste mit auton omer (getrennter) 

Geschäftsführung  

 

Ab 2002 müssen die Rechnungen der Dienste mit autonomer (getrennter) 

Geschäftsführung im Rahmen des Übergangs nach der Norm ESVG 95 dargestellt 

werden damit sie mit den anderen Rechnungen der Gemeinschaften leicht 

konsol idiert werden können  40 . Unter diesen Umständen hat der Rechnungshof auf 

die Richtigkeit der Haushaltsausführungsrechnungen ganz besonders Beachtung 

geschenkt.  

 

5.4.1.1.   Dienste mit autonomer Geschäftsführung des Unterrichtswesens der 

Deutschsprachigen Ge meinschaft  

 

Der Königliche Erlass vom 29. Dezember 1984 bezüglich der finanziellen und 

materiellen Geschäftsführung der Dienste mit autonomer Führung des staatlichen 

Unterrichtswesens, abgeändert durch die Erlasse der Regierung der 

Deutschsprachigen Gemein schaft vom 17. Juni 1992 , 6. März 1996 und 21 Juni 

2001,  schließt die übertragenen Salden des vorigen Haushaltsjahres in die 

Einnahmen ein (Art. 4 § 1).  

                                              

38
 Die Rechnungen der drei Weiterbildungsinstitute sind ab 2007 ein Teil der Rechnungen der drei Königlichen  

Athenäum wo die A bendkurse gegeben sind.  

39
 Ab dem 1. Januar 2004, wurde das Begegnungszentrum Burg Reuland im Dienst mit getrennenter 

Geschäftsführung «  Gemeins chaftszentren  » eingeschlossen.  

40
  Siehe jährlicher  Bericht 2002 des Hohen Finanzrates, Seite 98.  
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Im Rahmen der Einführung der Nomenklatur SEC 95 muss aber auf die 

Übertragung der Salden als Haushal tseinnahmen verzichtet werden. Wenn es sich 

nützlich erwiesen hat, haben die für die Kontrolle zuständigen Dienste des 

Ministeriums die Ausführungskonten korrigiert um die Norm zu beachten.  

 

Auf Basis der Haushaltsausführungskonten der verschiedenen 

Unterr ichtsanstalten wird die unterstehende Tabelle getätigt :  

 

Zusammenfassende Tabelle der Einnahmen und Ausgaben der Dienste mit 

autonomer Geschäftsführung der Deutschsprachigen Gemeinschaft  

 

 Schätzungen  Realisierungen  

Einnahmen    

Laufende Verrichtungen  3.273.830,00  3.516.544,07  

Kapitalverrichtungen  124.400,00  75.280,70  

Eigene Einnahmen  3.398.230,00  3.591.824,77  

Verrichtungen für Drittpersonen  220.400,00  239.580,69  

Total  3.618.630,00  3.831.405,46  

Ausgaben    

Laufende Verrichtungen  3.161.440,00  3.251.68 0,11  

Kapitalverrichtungen  125.970,00  160.171,79  

Eigene Ausgaben  3.287.410,00  3.411.851,90  

Verrichtungen für Drittpersonen  220.400,00  254.927,41  

Total  3.507.810,00  3.666.779,31  

Haushaltssaldo  (*) 110.820,00  179.972,87  

(*) Der Haushaltssaldo berücksich tigt nicht die Verrichtungen für Drittpersonen.  

 

Aus dieser Tabelle geht hervor, dass die durch die Dienste mit  autonomer 

Geschäftsführung im Laufe des Haushaltsjahres 2007 getätigten Verrichtungen ein 

Haushaltsüberschuss in Höhe von 179.972,87  EUR aufwe isen.  

 

 

 

 

 

 

 

 



 
110 

5.4.1.2 Dienste mit getrennter Geschäftsführung  

5.4.1.2.1.   Das Medienzentrum  

  Das Zentrum wurde als Dienst mit getrennter Geschäftsführung durch 

das Programmdekret vom 7. Januar 2002 eingerichtet. Außerdem hat der Erlass 

vom 20. November 20 03 die auf den Dienst anwendbaren Regeln bezüglich der 

budgetären, finanziellen und buchhalterischen Geschäftsführung bestimmt.  

 

Jedes Jahr muss das Zentrum  

¶ eine Abrechnung auf Kassenbasis,  

¶ ein Konto der Haushaltsausführung,  

¶ eine Rechnung slegung der Ver mögensbe wegungen abschlie ȁen 

 

Dazu  soll noch eine wirtschaftliche Buchhaltung mit Bilanz und 

Ergebnisrechnung festgestellt werden.  

 

Da der Dienst nicht über ein eigenes Buchhaltungsprogramm verfügt, ist 

keine Ergebnisrechnung ausgeführt; die Rechnungslegung der 

Vermögensbewegunge n dient aber als Bilanz.  

 

Die Haushaltsausführungsrechnung 2007 stellt die folgenden Ergebnisse 

dar  : 

 

Einnahmen 2005 2006 2007 2007 2007 Wachstum 

 Realisierungen Realisierungen 
Urspr. 

Haushalt 
Angep. 

Haushalt Realisierungen 
  

Ausleihen 106.447,63 110.143,21 52.000,00 53.000,00 52.508,35 -52,3% 

Funktionsdotation 115.000,00 175.000,00 177.000,00 164.000,00 167.000,00 -4,6% 

Kapitaldotation 130.000,00 58.000,00 58.000,00 71.000,00 68.000,00 17,2% 

Zuschuss DG ESF 44.501,00 7.748,00 0,00 0,00 0,00 -100,0% 

Agentur für neue Medien 0,00 0,00 0,00 11.311,64 11.311,64  

Andere Einnahmen 10.921,55 10.446,19 56.000,00 59.171,42 69.744,93 567,7% 

           

Gesamteinnahmen 406.870,18 361.337,40 343.000,00 358.483,06 368.564,92 2,0% 

       

       

Ausgaben 2005 2006 2007 2007 2007 Wachstum 

 Realisierungen Realisierungen 
Urspr. 

Haushalt 
Angep. 

Haushalt Realisierungen 
  

Funktionskosten 275.536,36 255.267,81 288.763,52 257.694,00 252.975,72 -0,9% 

Mieten 37.059,40 31.989,41 32.500,00 32.800,00 32.311,93 1,0% 

Agentur für neue Medien 0,00 0,00 5.000,00 11.000,00 8.224,53  
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Leasingskosten 7.906,23 0,00 0,00 0,00 0,00  

Investierungen 124.941,93 61.277,09 58.000,00 71.000,00 63.051,35 2,9% 

           

Gesamtausgaben 445.443,92 348.534,31 384.263,52 372.494,00 356.563,53 2,3% 

       

       

Haushaltssaldo -38.573,74 12.803,09 -41.263,52 -14.010,94 12.001,39  

Das Haushaltsjahr 2007 des Medienzentrums schließt mit einem Überschuss in 

Höhe von  12.001,39 EUR ab.  

 

5.4.1.2.2. Der Dienst mit getrennter Geschäftsführung «  Gemeinschaftszentren  » 

Das Zentrum wurde als Dienst mit getrennter Geschäftsführung durch das 

Programmdekret vom 4. Februar 2003 eingerichtet;  dieses verändert das Dekret vom 

20. Januar 1999 zur Einrichtung der DGG  ăSport-, Freizeit - und Touristikzentrum 

Worrikenò. 

Ab 2004 umfasst das Zentrum die Tätigkeiten des ehemaligen Zentrums von 

Worriken,  des Bezucherszentrums der Eupener Talsperre und des 

Begegnungszentrums in Burg Reuland.  

Der Erlass vom 9. April 2001 der die auf diesen Dienst anwendbaren Regeln 

bezüglich der budgetären, finanziellen und buchhalterischen Geschäftsführung 

bestimmte, ist am 10. Juli 2003 abgeschafft worden und wurde durch einen neuen 

Erlass ersetzt.  

 

Nach  dem Wortlaut des Erlasses, muss das Zentrum jedes Jahr  

 

¶ eine Abrechnung auf K assenbasis,  

¶ ein Konto der Haushaltsausführung,  

¶ eine Rechnung slegung der Vermögensbe wegungen  abschließen  

 

Dazu  soll noch eine wirtschaftliche Buchhaltung mit Bilanz und Ergebnisrechnung 

festgestellt werden.  

 

Der Rech nungshof hat die Rechnungen 2007  des DGG ăGemeinschaftszentrenò am 22. 

Oktober 2007  als geprüft erklärt.  
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1.  Bilanz  

 

Aktiva   Passiva   

 2007 2006  2007 2006 

          

Anlagevermögen 1.980.440,32 1.411.550,91 Eigenkapital 1.522.397,59  1.200.953,66  

          

III. Sachanlagen 1.980.440,32 1.411.550,91 I. Kapital 58.571,80  329.253,11  

A. Grundstücken und Bauten 1.577.046,01 986.599,18 IV. Rücklagen 79.984,00  79.984,00  

B. Maschinen 57.588,78 69.088,15 V. Gewinnvortrag (Verlustvortrag) -107.814,88  -270.681,31  

C. Betriebsmittel und Geschäftsausstat. 53.198,12 84.022,97 VI. Subventionen in Kapitalform 1.491.656,67  1.062.397,86  

D. Investitionnen Sporthallen 20.809,93 32.960,27      

E. Sonstige Sachanlagen 271.797,48 238.880,34      

          

Umlaufvermögen -11.075,05 272.684,36 Verbindlichkeiten 446.967,68  483.281,61  

          

     VIII. Verbindlichkeit mit Restlaufzeit > 1 Jahr 15.362,23    

        A. Finanzverbindlichkeiten 15.362,23  0,00  

VI. Vorräte 32.181,10 38.350,21 IX. Verbindlichkeiten bis zu 1 Jahr     

VII. Forderungen  bis zu 1 Jahr 131.940,52 145.808,36    C. Verbindlichkeiten aus Lief. und Leist. 217.490,88  231.041,35  

      A. Forderungen aus Lief. und Leist. 143.040,50 152.311,34         1. Lieferanten 217.490,88  231.041,35  

      B. Sonstige Forderungen -11.099,98 -6.502,98     D. Für Bestellungen erhaltenene Anzahl. 12.783,36  20.553,76  

VIII. Geldanlagen 2.840,01 56.526,08     E. Steuern, Arbeitsentgelt, Soziallasten 205.330,54  235.524,82  

IX. Flüssige Mittel -178.036,68 31.999,71         1. Steuern 62.514,39  65.549,25  

             2. Arbeitsengelte und Soziallasten 142.816,15  169.975,57  

          

     X. Rechnungsabgrenzungsposten -3.999,33  -3.838,32  

          

Summe der Aktiva 1.969.365,27 1.684.235,27 Summe der Passiva 1.969.365,27  1.684.235,27  

      

 

Im Jahr 2007 ist eine erhebliche Nettoansteigerung des Anlageve rmögens in Höhe 

von 568.889,41 EUR , d.h. + 40,30 %, zu verzeichnen. Diese Steigerung ergibt sich aus den 

Renovierungsarbeiten der F erienwohnungen und insbesondere aus den im R ahmen des 

Interregprojektes III ăWasserland Eifel-Ardennenò getätigten Investitionen. Zielsetzung des 

Interregprojektes ist es das to uristische Potenzial rund um das Thema ăWassererlebnisò f¿r 

den g esamten Eifel -Ardennen Raum nutzbar zu machen und eine dau erhafte 

Vermarktung splattform zu schaffen. Diese von der Europäischen Kommission 

kofinanzierten Ausgaben b elaufen sich auf 500.929,79 EUR . 

 

Entwicklung der großen Bilanzvolumen  

 

 
2005 2006 2007 

Schwankungen 
2007/2006 

Betriebskapital 139.578,09  -210.597,25  -458.042,73  -350.175,34 

Bedarf an Betriebskapital -234.455,78  -299.123,04  -282.846,06 -64.667,26 

Nettokassenbestand 374.033,87  88.525,79  -175.196,67  -285.508,08 
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Liquiditätsrate            1,36                 0,56      
                                                          
1,36       

 

Der Dienst hat im Besonderen die Kapitalausgaben im Rahmen des höher 

erwähnten Interreg projektes für zirka 250.000 EUR  vorfinanziert. Diese Finanzierung 

konnte dank eines Überbrückungskredit s von maximal 300.000 EUR  getätigt werden. 

Der Kredit wurde am 31. De zember 2007 zu etwa 200.000 EUR  in Anspruch genommen. 

Dies erklärt einerseits die negative S chatzamtslage ( - 175.196,67 EUR ) und andererseits 

eine durch einen kurzfristigen Bankkredit sichergestellte L iquidität.  

 

2.  Ergebnisrechnung  

 

 Ergebnisrechnung   

   Entwicklung 

 2007 2006 
2007/2006 in 

% 

I. Betriebliche Erträge               3.332.333,11                    3.623.780,29      -8,04% 

    A. Umsatzerlöse               2.873.794,46                    3.211.838,03      -10,52% 

    C. Konventionen                   24.626,40                          4.457,73      452,44% 

    D. Sonstige betriebliche Erträge                  433.912,25                       407.484,53      6,49% 

       

II. Betriebliche Aufwendungen               3.431.796,15                    3.894.396,19      -11,88% 

  A. Handelswaren, Roh- und Betriebsstoffe      

       1. Käufe                  503.505,94                       578.011,45      -12,89% 

       2. Bestandsänderung (Zunahme -/Abnanhme +)                               -                            2.935,20       

 B. Übrige Lieferungen und Leistungen                  870.080,11                    1.018.941,40      -14,61% 

 C. Arbeitsentgelte, Soziallasten, Pensionen               1.823.210,42                    2.072.655,20      -12,04% 

 D. Abschreibungen, Wertminderungen                  215.182,04                       186.839,22      15,17% 

 E. Sonstige Betriebsaufwendungen                   19.817,64                        35.013,72      -43,40% 

       

III. Betriebsgewinn (Betriebsverlust) -                 99.463,04      -                270.615,90      -63,25% 

       

IV. Finanzerträge                     2.867,84                          3.392,38      -15,46% 

   C. Sonstige Finanzerträge                     2.867,84                          3.392,38      -15,46% 

       

V. Finanzaufwendungen                   11.219,68                          3.457,79      224,48% 

   C. Sonstige Finanzaufwendungen                   11.219,68                          3.457,79      224,48% 

       

XI. Gewinn (Verlust) des Geschäftsjahres -                107.814,88      -                270.681,31      -60,17% 

 

Trotz einer Senkung des Umsatzes um mehr als 8 % wurde der buch halterische 

Verlust um mehr als die Hälfte verringert. Diese positive Entwicklung ist im Besonderen 

die günstige Folge einer Einschränkung der betrieblichen Aufwendungen um etwa 12 %. 

Andererseits durch das Aufnehmen eines Bankkredites belaufen sich die fi nanziellen 

Lasten über 11.000 EUR . Übrigens sei noch bemerkt, dass das Ministerium der 

Deutschsprachigen Gemeinsc haft in diesem Haushaltsjahr  Gehaltskosten für etwa 

346.000 EUR  zu seinem Lasten genommen hat und dass die Abschreibungen sich nicht 
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beziehen auf den Teil der Immobilien des Zentrums der in der allgemeinen 

Rechnungslegung der Deutschsprachigen Gemeinschaft verbucht ist.  

 

3.  Rechnung der Ausführung des Haushaltsplanes  

Der dem Parlament vorgelegten Haushaltsplan des DGG ist auf eine 

wirtschaftlic he Weise gemäß dem SEC 95 -System umgruppiert wo rden. Das Parlament 

hat dieses System am 6. Dezember 2006 gu tgeheißen. Das System wurde dem 

allgemeinen Ausgabenhau shaltsplan 2007 der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

beigefügt.  

 

Rechnung der Ausführung des 
Hau shaltsplanes  nach SEC Normen        

  Realisierungen Realisierungen Ursprünglicher Angepasster Realisierungen   

Artikel Einnahmen 2005 2006 Haushalt 2007 Haushalt 2007 2007 Differenz 

              

16.12 Verkauf und Dienstleistungen Einland 2.113.957,46  2.233.413,52  2.070.388,00  1.943.616,00  2.040.072,28  96.456,28  

16.13 Verkauf und Dienstleistungen Ausland 759.457,98  987.246,89  1.164.592,00  1.093.284,00  852.862,90  -240.421,10  

28.30 
Mieten Verkehrsverein, tennis, 
Seekontrolle 20.718,04  4.457,73  3.000,00  3.000,00  3.802,65  802,65  

38.30 Schadensregelung Versicherungen 59.911,30  15.560,77  7.350,00  7.350,00  12.560,04  5.210,04  

46.10 ABM-Zuschuss seitens der DG 204.362,03  200.291,68  180.000,00  180.000,00  170.137,61  -9.862,39  

46.11 Funktionsdotation 175.000,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  

46.40 BÜP Zuschüsse 2.583,34  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  

46.50 Kostenbeteiligung GS Burg Reuland 143.739,23  142.162,20  138.000,00  138.000,00  156.039,48  18.039,48  

59.10 Subsidien/Kapital Interreg        47.484,80  47.484,80  

66.10 Kapitaldotation 400.000,00  250.000,00  350.000,00  450.000,00  460.000,00  10.000,00  

 Total 3.879.729,38  3.833.132,79  3.913.330,00  3.815.250,00  3.742.959,76  -72.290,24  

        

 Ausgaben       

        

11.11 Gehaltskosten 1.486.518,43 1.486.225,85 1.561.125,00 1.501.875,00 1.319.779,01 182.095,99 

11.12 Urlaubsgeld, Kilometerpauschale, é 169.011,28 180.024,48 166.520,00 160.200,00 170.628,37 -10.428,37 

11.20 LASS-Arbeitgeberanteil 329.097,32 298.997,27 353.855,00 340.425,00 252.516,69 87.908,31 

12.11 Ankauf von Waren und Dienstleistungen 1.510.253,22 1.664.863,42 1.411.850,00 1.318.850,00 1.435.036,12 -116.186,12 

12.12 Anmieten von Gebäuden 5.605,00 0,00 6.900,00 6.900,00 0,00 6.900,00 

12.50 Indirekte Steuern mit Ausnahme der MwSt. 24.011,82 39.130,54 37.000,00 37.000,00 23.487,58 13.512,42 

74.22 Investitionen 860.152,56 472.293,37 376.080,00 450.000,00 784.071,45 -334.071,45 

 Total 4.384.649,63 4.141.534,93 3.913.330,00 3.815.250,00 3.985.519,22 -170.269,22 

        

 Haushaltssaldo -504.920,25 -308.402,14 0,00 0,00 -242.559,46  

        

        

 Ursprünglicher Haushalt  2007 Dok. 4-171 (2006-2007) Nr. 1     

 

Die oben stehende Tabelle stellt die Rechnung der Ausführung der 

Haushaltspläne 200 6 (Realisierungen) und 2007 (Ursprungshau shaltsplan, ang epasster 

Haushaltsplan und Realisierungen) dar. In 2007 schließt die Ausführungsrechnung des 

DGG ăGemeinschaftszentrenò mit einem Defizit von 242.559,46 EUR ab. 
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4.  Analytische Ergebnisse aufgegliedert  nach Zentrum  

 

Der DGG ist dazu gehalten in seiner Buchführung für jedes Zentrum die 

anal ytischen Ergebnisse darzustellen. Die nachstehende Tabelle zeigt diese Ergebnisse, 

aufgegliedert nach laufenden und Kapita lverrichtungen  

 

Zusammenfassende Tabelle  

 Erg ebnis ð laufende Verrichtungen  

 2005  2006  2007  

Worriken  -           25.399,44                     16.631,33                     53.976,36      

Burg Reuland  -           34.355,71      -              35.926,57                       4.621,82      

Eupen  -           32.323,06      -              66.813,53      -              24.570,99      

Total  -         92.078,21      -            86.108,77                   34.027,19      

    

 Ergebnis ð Kapitalverrichtungen  

 2005  2006  2007  

Worriken  -         406.394 ,32      -              91.829,71      -            227.231,40      

Burg Reuland  -             6.447,84      -                1.566,76      -                1.245,75      

Eupen                           -        -            128.896,90      -              48.109,50      

Total  -       412.842,16      -         222.293,37      -           276.586,65      

    

    

 Gesamtergebnis  

 2005  2006  2007  

Worriken  -         431.793,76      -              75.198,38      -            173.255,04      

Burg Reuland  -           40.803,55      -              37.493,33                       3.376,07      

Eupen  -           32.323,06      -            195.710,43      -              72.680,49      

Total  -       504.920,37      -         308.402,14      -          242.559,4 6      

          (in EUR)  

  

 4.1. Sport - und Touristikzentrum Worriken  

 

¶ Ergebnisse der laufenden Verrichtungen  

 

Der Saldo der laufenden Verrichtungen zeigt ein en Überschuss von 53.976,36 

EUR. Die Gehälter von 7 Arbeitnehmern (6 Vollzeitäquivalenten) des Zen trums gehen zu 

Lasten des Ausgabenhaushaltsplanes des Ministeriums der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft. Der Personaldienst des Ministeriums hat dies e Ausgaben auf etwa 

343.000  EUR veranschlagt. In 2007 hat die Deutschsprachige Gemeinschaft dem 
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Zentrum Prämi en gewährt von mehr als 170.000 EUR  um die Gehaltskosten des BVA -

Personals teilweise zu decken.  

 

¶ Ergebnisse der Kapitalverrichtungen  

Die Investitionsausgaben 2007 in Höhe von 734.716,20 EUR  sind nur teilweise 

durch die Kapitaldotation (460.000 EUR ) und die  europä ischen Beihilfen (47.484,80 

EUR) gedeckt. Dies hat für das Zentrum Worriken in Bezug auf die Kapitalverrichtungen 

zu e inem Defizit von 227.231,40 EUR  geführt. Dies ist auch die Hauptursache des 

globalen Haushaltsdefizits des Zent rums in Höhe von 173 .255,04 EUR . 

 

 

 

 

     4.2. Begegnungszentrum Burg -Reuland  

 

¶ Ergebnisse der laufenden Verrichtungen  

 

Zum ersten Mal seit mehreren Jahren hat das Zentrum  einen Überschuss 

(4.621,82 EUR ). Diese Besserung ergibt sich aus einer Zunahme der laufenden Einnahmen 

um  etwa 12,26 % und insbesondere aus einer Zunahme der Einnahmen für 

Übernachtungen um 14,55 % im Vergleich zum Vorjahr.  

 

¶ Ergebnisse der Kapitalverrichtungen  

 

Die oben stehende Tabelle zeigt das Fehlen einer Investitionspolitik für das 

Begegnungszentrum Burg  Reuland.  

 

4.3.  Besucherzentrum der Eupener Talsperre  

 

In  2007 hatte das Zentrum ein Globaldefizit von 72.680,49 EUR. Infolge der 

Verluste der Geschäftsjahre 2004 bis 2006 wurde beschlossen mittels eines Vertrags die 

Konzession für das Restaurant des Zentrums an eine Privatfirma zu erteilen für eine Dauer 

von 3 Jahren (kann verlängert werden). Der Konzessionsvertrag für Dienstleistungen vom 

19. April 2007 sieht die Zahlung durch den Konzessionsinhaber eines indexierten 

mon atlichen Betrages von 1.500 EUR  vor. Se itdem der Vertrag am 6. April 2007 in Kraft trat 

wurden nur die Mieteinnahmen eingetragen. Jedoch Investitions ausgaben in Höhe von 

50.000 EUR  für Renovierungsarbeiten um die Küche des Restaurants in Sachen Hygiene in 

Einklang mit der Gesetzgebung zu bringe n, gingen noch zu Lasten des Dienstes mit 

getrennter Geschäftsführung.  
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5.  Bemerkungen bezüglich der Kontrolle der Rechnungen 2007  

 

Anlässlich der Kontrolle vor Ort hat der Rechnungshof die nachstehenden 

Bemerkungen dem Ministerpräsidenten der Deutschsprachi gen Gemeinschaft und dem 

Aufsichtsminister in einem Brief übermittelt.  

 

5.1.  Feststellungen und Bemerkungen bezüglich der Rechnungen  

 

¶ Überschreitung der Haushaltskredite  

 

Das Haushaltsausführungskonto erwähnt mehrere Mittelüberschreitungen ganz 

besonders in den  Haushaltsposten 12.11 ăAnkªufe von Waren und Dienstleistungenò 

(116.186,12 EUR) und 74.22 ăInvestierungenò  (334.071,45 EUR).  

 

¶ Aufgenommenen Anleihe  

 

Eine Anleihe mit einer Zinsenrate von 4,85 % und einer Zeitdauer von 36 Monaten in 

Höhe von 19.027,25 EU R wurde in 2007 aufgenommen um den Ankauf von 

rollendem Material zu finanzieren. Die genannte Anleihe muss für die Berechnung 

der Schuld der Deutschsprachigen Gemeinschaft berücksichtigt werden. Der Hof 

weist darauf hin, dass jede durch den Dienst mit getr ennter Geschäftsführung 

aufgenommene Anleihe durch das Parlament eindeutig genehmigt werden muss.  

 

5.2.  Nichte inhaltung der Regeln für die Bekanntmachung öffentlicher 

Bauaufträge  

 

Um das neue Durchgangscamping sowie einen Strand mit einem Spielplatz zu 

realisie ren hat das Zentrum Worriken in 2007 Investierungen von mehr als 500.000 

EUR getätigt. Diese Investitionen werden durch die Deutschsprachige Gemeinschaft 

und die Europäische Kommission im Rahmen eines Projekts Interreg III A 

ăWasserland Eifel Ardennenò je zu 50 % finanziert.  

Diesbezüglich hat der im Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

für eine erste Kontrolle der Belege zuständige Dienst festgestellt, dass die 

Gesetzgebung bezüglich der öffentlichen Aufträge nicht eingehalten wurde. Obwohl 

der öf fentliche Bauauftrag 67.000 EUR überstieg und die Berufung auf Artikel 17, § 



 
118 

2 und 3 des Gesetzes vom 24. Dezember 1993 nicht möglich war, ist keine 

Bekanntmachung im Rahmen einer Ausschreibung oder eines Angebotsaufrufs im 

Anzeiger der Ausschreibung ausge führt worden. Der Rechnungshof hat auf Basis 

einer Kontrolle zur Stelle und des bei der Verwaltung abgelegten Dossiers die 

Richtigkeit dieser Feststellung geprüft.  

Durch Beschluss vom 10. Juni 2002 des Lenkungsausschusses ăAllgemeine 

Bedingungen zur Inansp ruchnahme von EU -Mitteln aus dem Interreg III A 

Programm Deutschland -Luxemburg mit der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft/Wallonischen Region Belgiensò ist aber der Zuschussempfªnger 

verpflichtet mindestens die jeweils gültigen nationalen Vergaberegeln einzuha lten.  

Deshalb hat das Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft eine 

eventuelle Entscheidung der Europäischen Kommission mit der Vorstellung einer 

Kürzung der Hilfen um 5 % antizipiert. Der Hof lenkt aber die Aufmerksamkeit 

darauf, dass die Europäisch e Kommission der Schwere des Verstoßes entsprechend 

die Hilfen bis zu 100 % reduzieren darf; dies wird präzisiert in der Mitteilung der 

Europªischen Kommission ăLeitlinien zur Festsetzung der auf die durch die 

strukturellen Fonds und den Kohesionsfonds kof inanzierten Ausgaben 

anzuwendeten Finanzkorrekturen bei der Nicht Einhaltung der Regeln im Bereich 

ºffentlicher Auftrªgeò. 

 

5.4.1.3.  Zusammenfassende Tabelle der Haushaltsausführungs -rechnungen 

der Dienste mit autonomer und getrennter Geschäftsführung der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft  

 

 
Laufende  Kapital - Gesamt - Laufende  

Kapital -
ausgaben  

Gesamt  
Haushalts -

saldo  Einnahmen  Einnahmen  Einnahmen  Ausgaben  Ausgeben  

DAG Unterrichtswesen  3.516.544,07 75.280,70 3.591.824,77 3.251.680,11 160.171,79 3.411.851,90 179.972,87 

DGG 3.536.039,88 575.484,80 4.111.524,68 3.494.959,95 847.122,80 4.342.082,75 -230.558,07 

Total  7.052.583,95 650.765,50 7.703.349,45 6.746.640,06 1.007.294,59 7.753.934,65 -50.585,20 

          (in EUR)  
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5.4.2.  Schatzamt der Dienste mit aut onomer (getrennter) 

Gesch äftsführung  

Schatzamtlage der DAG/DGG  

 
Guthaben am 

01.01.2007  Einnahmen  Ausgaben  

Saldi des 

Jahres  

Guthaben am  

31.12.2007  

(1) (2) (3) (4) = (2)-(3) (1) + (4) 

          

DAG Unterrichtswesen  1.017.969,64  3.337.277,89  3.197.279,26  139.998,63  1.157.968,27  

DGG 284.782,60  4.476.210,59  4.696.888,20  -220.677,61  64.104,99  

Total  1.302.752,24  7.813.488,48  7.894.167,46  -80.678,98  1.222.073,26  

          (in EUR)  

Das Jahr 2007 schließt mit einer Verminderung der Schatzamtlage der DAG -DGG i n 

Höhe von 80.678,98 EUR  ab; so beläuft sich das Schatzamt am 31. Dezember 2007 

auf genau 1.222.073,26 EUR.  

 

F¿r die DAG im Unterrichtswesen und die DGG ăMedienzentrumò wurde eine 

Übereinstimmung zwischen der Entwicklung der Schatzamtlage und dem 

Haushalts ergebnis getätigt. Für den DGG «  Gemeinschaftszentren  » ist dies aber 

nicht möglich, insoweit einerseits die Schatzamtbewegungen auf Basis der in die 

Finanzkonten eingetragenen Buchungen festgestellt werden während die 

Haushaltsausführung sich aus der Verb indung der wirtschaftlichen Aufwendungen 

und Erträge mit den Haushaltsausgaben und Einnahmen    ergibt.  

 

5.4.3. Vermögensbewegungen und Bilanz der Dienste mit 

autonomer und getrennter Geschäftsführung  

Alle DAG und DGG stellen eine Lage ihres Vermögens und  ihrer Schulden am 31. 

Dezember 2007 dar.  

Man sollte aber bemerken, dass eine Reihe von Sachanlagen nicht in die Bilanz 

verbucht werden  ; diese sind in der Tat direkt durch die Hauptverwaltung 

angeschafft worden und sind folglich in der Bilanz der Haup tver waltung zu finden. 

Dies ist  der Fall für die Chalets des DGG «  Gemeinschaftszentren  ». Für den DGG, 

der eine wirtschaftliche Buchhaltung (Ergebnisrechnung) aufstellen soll, sind die 

Ergebnisse infolgedessen nicht genau richtig, da es die Amortisierungen de r 

Sachanlagen, die für einen guten Verlauf des Betriebs absolut nötig sind, nicht 

berücksichtigt.    
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5.5.  Rechnungen der administrativen Einrichtungen öffentlichen 
Interesses der Deutschsprachigen Gemeinschaft  

 

Die Deutschsprachige Gemeinschaft verfügt  über vier paragemeinschaftlichen 

Einrichtungen.  

5.5.1.  Institut für Aus - und Weiterbildung im Mittelstand und in kleinen und 

mittleren Unternehmen (IAWM)  

 

Das Institut für Aus - und Weiterbildung im Mittelstand und in kleinen und mittleren 

Unternehmen wurde durc h das Dekret vom 16. Dezember 1991 des Rates der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft eingerichtet.  

Gemªȁ Artikel 15 diese Dekretes verfügt die Einrichtung über eine eigene 

Rechtspersºnlichkeit. Gemªȁ Artikel 1 des Gesetzes bez¿glich der Kontrolle der 

Einrichtun gen öffentlichen Interesses gehört das Institut zu de Einrichtungen der Kategorie 

B.  

Der Rechnungshof hat die R echnungen 2007 des IAWM am 9. Oktober a ls geprüft erklärt.  

 

1.  Bilanz  

                BILANZ 2007     

                

AKTIVA 2007 2006 PASSIVA 2007 2006 

          

Anlagevermögen 836.156,33 806.982,34   Eigenkapital 544.407,92 246.007,95 

  I. Gründungs- und Erweiterungskosten        I. Kapital     

 II. Immaterielle Anlagewerte          A. Gezeichnetes Kapital     

III. Sachanlangen       II. Aufgelder 74.966,25 74.966,25 

      A.  Grundstücke      III. Neubewertungsrücklagen     

      B.  Maschinen 747.804,43 1.518,79  IV. Rücklagen     

      C.  Betriebsaustattung und Transportmittel 221,81        A. Gesetzliche Rücklage     

      D.  Leasing 81.247,50 20.763,84      B. Nicht frei verfügbare Rücklage     

      E.  Sonstige Sachanlagen 6.882,59 9.009,28          1. Für eigene Anteile     

      F.  Anlagen im Bau und geleistete Anzahl.              2. Sonstige     

 0,00 775.690,43      C. Steuerbegünstigte Rücklagen      

          D. Freie Rücklagen     

Umlaufvermögen       V. Gewinnvortrag     

   V. Forderungen > 1 Jahr            Verlustvortrag     

      A. Aus Lieferungen und Leistungen      VI. Subventionen in Kapitalform 469.441,67 171.041,70 

      B. Sonstige          

 VI.  Vorräte und in Ausführung befindl. Bestel.          

      A. Vorräte 549.899,32 528.465,01  Verbindlichkeiten 841.647,73 1.089.439,40 

      B. Bestellungen     VIII. Verbindlichkeiten > 1 Jahr     

VII.  Forderungen bis 1 Jahr             A. Finanz      
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      A. Aus Lieferungen und Leistungen                 1. Kreditinstitute 374.349,90 392.768,93 

      B. Sonstige Forderungen                 2. Sonstige Anleihen 4.750,67 9.310,81 

VIII. Geldanlagen              B. Aus Lieferungen 369.599,23 383.458,12 

  IX. Flüssige Mittel     
         C. Erhaltene Anzahlungen für 
Bestel.     

   X. Rechnungsabgrenszungsposten               D. Sonstige Verbindlichkeiten     

       IX. Verbindlichkeiten bis 1 Jahr     

 3.955,50            A. Fällige Verbind. Innerh. 1 Jah     

 50,15 125,27              mit Laufzeit < 1 Jahr 16.336,04 13.301,11 

 0,00 469.785,02          B. Finanz     

 522.333,86 58.554,72              1. Kreditinstitute     

 23.559,81                2. Sonstige Anleihen 45,84   

               C. Aus Lieferungen und Leistungen     

                  1. Lieferanten     

     
          D. Erhaltene Anzahlungen für 
Bestel. 205.207,88 389.290,52 

               E. Aufgrund Steuern, Soziallasten     

                  1. Steuern     

                  2. Soziallasten 27.610,41 18.433,40 

                F. Sonstige Verbindlichkeiten  139.868,14 141.876,57 

      34.502,42 119.632,40 

        X. Rechnungsabgrenzungsposten     

      43.727,10 14.136,47 

          

            

SUMME DER AKTIVA 1.386.055,65 1.335.447,35 SUMME DER PASSIVA 1.386.055,65 1.335.447,35 

 

2.  Ergebnisrechnung  

Aufwendungen 2007 2006 Erträge 2007 2006 

          

Funktionssubventionen an den Zentren 779.204,80 674.153,94 Dotation der Deutschsprachigen 2.977.000,00 2.542.000,00 

     Gemeinschaft     

          

Übrige Lieferungen und Leistungen 260.523,64 390.706,74 ESF-Zuschüsse 34.749,69 0,00 

          

Personalkosten 1.675.804,52 1.601.698,17 Einzahlung Pädagogikmodul 5.500,00 4.625,00 

          

Abschreibungen 36.724,20 10.664,73 Sonstige betriebliche Erträge 69.033,48 46.435,06 

          

Sonstige betriebliche Aufwendungen 4.928,93 1.850,28 Finanzerträge 9.823,78 4.277,52 

          

Finanzaufwendungen 20.129,96 10.203,23 Außerordentliche Erträge 2.432,20 0,00 

          

Außerordentliche Aufwendungen 22.823,13        

          

Buchmäßiges Ergebnis (Gewinn) 298.399,97   Buchmäßiges Ergebnis (Verlust)   91.939,51 

          

GESAMT 3.098.539,15 2.689.277,09 GESAMT 3.098.539,15 2.689.277,09 

 

Das Geschªftsjahr schlieȁt mit einem wirtschaftlichen Gewinn in Hºhe von 298.399,97 

EUR ab.  
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3.  Rechnung der Ausführung des Haushaltsplanes  

Ausführung des Haushaltsplanes 2007           

Einnahmen Verwirklichung 
Ursprüngl. 
Haushalt 

Angepas. 
Haushalt Verwirklichung Differenz 

 2006 2007 2007 2007   

41 - Mittel, die durch die Ausführung des statutären               8.245,44                 6.767,00               42.652,82             46.317,15            3.664,33     

       Auftrags entstehen                         -       

 413 Finanzerträge               4.277,52                 4.017,00                 7.901,40               9.818,88            1.917,48     

 414 Zuffällige Einnahmen               3.967,92                 2.750,00               34.751,42             36.498,27            1.746,85     

                         -       

42 - Einnahmen mit besonderer Bestimmung             27.774,04               59.200,00               78.550,00             56.970,33     -    21.579,67     

420 Einnahmen mit besonderer Bestimmung             27.774,04               59.200,00               78.550,00             56.970,33     -    21.579,67     

           
43 -Einnahmen aus dem Verkauf von 
Vermögensgütern             19.318,10                           -                       38,40                   38,40                     -       

430 Sonstige Einnahmen             19.318,10                           -                       38,40                   38,40                     -       

                         -       

45 - Beteiligung der Gemeinschaft         2.542.000,00           2.627.000,00           2.993.500,00        3.011.749,69          18.249,69     

450.01 Funktionsdotation der Gemeinschaft         2.542.000,00           2.585.000,00           2.947.000,00        2.947.000,00                     -       

450.02 ESF Zuschüsse                         -                             -                 16.500,00             34.749,69          18.249,69     

450.04 Kapitaldotation                         -                 20.000,00               20.000,00             20.000,00                     -       

450.05 Dotation der DG für MSV             10.000,00               10.000,00             10.000,00                     -       

450.06 Dotation der DG für Ausrüstung ZAWM             12.000,00                         -       

           

GESAMT         2.597.337,58           2.692.967,00           3.114.741,22        3.115.075,57               334,35     

                     -       

49 - EU-Einnahmen, die an Drittpersonen              139.716,76               45.000,00             148.284,22           148.284,22                     -       

       weitergeleitet werden      

 

 Verwirklichung 
Ursprüngl. 
Haushalt 

Angepas. 
Haushalt Verwirklichung Differenz 

Ausgaben 2006 2007 2007 2007   

51 - Ausgaben zugunsten von mit der Einrichtung             459.659,75              481.173,00             506.554,75           506.871,83     -         317,08     

       verbundenen Personen                         -       

 511 Personal            424.863,46              451.508,00             464.382,12           466.381,75     -      1.999,63     

 512 Andere Besoldungen als die des Personals             19.517,13               15.340,00               12.926,12             12.870,66                55,46     

 513 Fahrt- und Repräsentationskosten             15.279,16               14.325,00               29.246,51             27.619,42            1.627,09     

                          -       

52 - Ausgaben zugunsten von Drittpersonen für             120.995,05              155.227,50             127.551,54           112.352,61          15.198,93     

       Dienstleistungen, Lieferungen, Arbeiten usw.,                          -       

       die sich auf nicht ins Inventar aufnehmbare                         -       

       Leistungen oder Güter beziehen                         -       

 521 Räume und Material             35.686,02               26.590,00               40.555,67             35.649,98            4.905,69     

 522 Bürokosten             27.654,10               20.925,00               34.473,68             37.215,35     -      2.741,67     

 523 Veröffentlichungen und Werbung             19.093,20               15.100,00               10.600,00             11.792,44     -      1.192,44     

 524 Finanzaufwendungen             20.510,99               27.255,00               26.311,10             21.510,96            4.800,14     

 525 Andere Arbeiten und Leistungen von Dritten             18.050,74               65.357,50               15.611,09               6.183,88            9.427,21     

                         -       
53 - Ausgaben zugunsten von Drittpersonen 
infolge         2.080.098,28           2.004.662,35           2.357.938,68        2.169.099,88        188.838,80     

       des satzunggemäßen Auftrags                          -       

       durch die Einrichtung                         -       
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 531 Lehrer in der Aus- und Weiterbildung         1.191.007,37           1.178.062,35           1.420.758,31        1.287.699,64        133.058,67     

 532 Zentren - Pauschalsubventionen            674.153,94              601.950,00             663.700,00           642.089,94          21.610,06     

 533 Andere Kosten der Zentren                         -                             -                            -                          -                       -       

 534 Immobilienlasten der Zentren            107.112,11              131.700,00             148.000,00           118.856,76          29.143,24     

 535 Zahlungen an Dritte            107.824,86               92.950,00             125.480,37           120.453,54            5.026,83     

           

54 - Ausgaben mit besonderer Bestimmung             17.592,28               11.600,00               12.628,54             31.499,62     -    18.871,08     

540 Europäische Programme             17.592,28               11.600,00               12.628,54             31.499,62     -    18.871,08     

           

55 - Ausgaben zugunsten von Drittpersonen für             786.820,54              115.249,24               68.458,55             74.873,24     -      6.414,69     

        die Anschaffung von Vermögensgütern                         -       

550 Anschaffung von Vermögensgütern            786.820,54              115.249,24               68.458,55             74.873,24     -      6.414,69     

           

GESAMT         3.465.165,90           2.767.912,09           3.073.132,06        2.894.697,18        178.434,88     

      

Kapitaltilgung               3.240,77               14.500,00               13.301,11             13.301,11                     -       
Einnahmen, die an Partnern in EU-Ländern 
weitergeleitet              20.247,50               45.000,00             103.829,72           113.811,89     -      9.982,17     

Werden           

           

Haushaltsergebnis -          867.828,32     -         74.945,09               41.609,16           220.378,39      

           (in EUR)  

Das Haushaltsjahr 2007 schließt mit eine m Überschuss von 220.378,39  

EUR ab. Dieser Betrag ist der Nettofinanzierungssaldo der sich aus dem errechneten 

konsolidierten Finanzierungssaldo der Deutschsprachigen Gemeinschaft ergibt. Der 

Betrag beinhaltet nicht die in 2007 getä tigte Ausgabe von 13.301,11 EUR  für die 

Amortisieru ng der Anleihe.  

 

  2004 2005 2006 2007 

Haushaltseinnahmen 2.506.183,43 2.561.065,85 2.597.337,58 3.115.075,57 

Haushatsausgaben 2.397.330,11 2.409.538,96 3.465.165,90 2.894.697,18 

Haushaltssaldo 108.853,32 151.526,89 -867.828,32 220.378,39 

 

Wenn man die  aufeina nder folgenden Ausgaben für die Rückzahlung der 

Anleihe berücksichtigt, zeigt der Bruttofinanzierungssaldo einen 

Haushal tsüberschuss von 207.077,28 EUR . 

 

4.  Bemerkungen  

Der Rechnungshof hat dem Ministerpräsidenten und dem Aufsichtsminister in 

einem Br ief die nachstehenden Bemerkungen übermittelt :  

 

a) Ergebnis und Verbesserung der Schatzamtlage  

Die Rechnungslegung zur Ausführung des Haushaltsplanes 2007 weist einen 

Haushaltsübersc huss in Höhe von 220.378,39 EUR  auf. Im Besonderen eine 

zusätzliche Do tat ion von 362.000 EUR , die dem IAWM am Jahresende überwiesen 
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wurde, hat zu diesem Überschuss geführt. Dank dieser Überweisung hat sich die 

Schatzamtlage des Instituts verbessert. Im Laufe des Jahres war durch die Lage des 

Schatzamtes eine Kreditlinie noch er forderlich gewesen.  

 

b) Haushaltsüberschreitungen  

 

Die Posten 540 «Ausgaben mit besonderer Bestimmung ð Europäische Programme  » 

und 550 «  Ausgaben zur Anschaffung von Aktiva  » weisen 

Haushaltsüber schreitungen  von 18.871,08 EUR bzw. 6.414,69 EUR  auf. Die 

Aufstellung von Endabrechnungen für alte Ausbildungsprogramme hat zu einer 

nicht vorgesehenen Haushaltsau sgabe in Höhe von 22.605,20 EUR  geführt. Diese 

Ausgabe war im Haushalt nicht vorgesehen.  

 

c) Aufblähung der Haushaltseinnahmen infolge der europäischen Programme 

(Europäische Strukturfonds)  

 

Die Rechnungslegung zur Ausführung des Haushaltsplanes 2007 weist für die 

Europäischen Strukturfonds Einnahmen auf für  einen Betrag von 34.749,69 EUR . 

Dieser Betrag ergibt sich aus einer Schuldforderung (festgestellte  Rechte) an den 

Struktur fonds in Höhe von 16.324,19 EUR  als Ausgleich für im Rahmen des 

Programms Starterkit annehmbare Ausgaben im 4. Quartal 2007. Au ȁerdem erhielt 

das IAWM für dasselbe Programm einen ers ten Vorschuss von 18.425,50 EUR , der 

ebenfalls in die Haushaltseinnahmen eingetragen wurde. Es muss bemerkt werden, 

dass die gleichzeitige Eintragung von Vorschüssen und festgestellten Rechten zu 

einer  artifiziellen Zunahme der Einnahmen führt, die auf die Dauer eine 

verhältnismäßig negative Regularisierung herbeiführen wird.  

 

d) Schwierigkeit bei der Verbindung zwischen den Saldi verschiedener Posten der 

ökonomischen Buchhaltung und der Haushaltsbuchha ltung  

 

Das Buchhaltungsprogramm des Instituts ermöglicht die Aufstellung einer Bilanz 

und einer Ergebnisrechnung. Die Rechnungslegung zur Ausführung des 

Haushaltsplanes ist davon ein Nebenprodukt. Ursache für die schwierige Verbindung 

zwischen den Saldi ve rschiedener Posten der ökonomischen Buchhaltung und der 

Haushaltsbuchhaltung ist die Tatsache, dass in bestimmten Fällen mehrere 

Haushaltsposten mit einem einzigen Konto in der allgemeinen Buchhaltung 

verbunden sind. Darüber hinaus gibt es für bestimmte Ve rrichtungen eine 

unterschiedliche Verbuchung in den beiden Buchhaltungen. Eine Verrichtung wird 

als ein finanzielles Leasing in der allgemeinen Buchhaltung aber als ein 

operationelles Leasing in der Haushaltsbuchhaltung verarbeitet, oder eine 

Aufwendung wi rd aus Haushaltssicht als eine Investitionsausgabe verbucht.  
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Der Rechnungshof empfiehlt daher eine grö ȁere Kohärenz zwischen den 

verschiedenen vorgelegten Rechnungen. So wäre eine Anpassung der Struktur der 

Rechnungslegung zur Ausführung des Haushaltsplan es an die SEC 41  95 - 

Forderungen angebracht. Übrigens stellt das IAWM jedes Jahr, auf Anfrage der 

Verwaltung, bereits eine in diesem Sinne umstrukturierte Rechnungslegung zur 

Ausführung des Haushaltsplanes auf.  

 

e) Interne Kontrollmaßnahmen für die den Zent ren gewährten Subventionen  

 

Der Rechnungshof empfiehlt interne Kontrollmaßnahmen um die Anzahl von 

reglementarischen Schülern prüfen zu können, Anzahl welche die Erhaltung von 

Ausbildungsprogrammen oder die Eröffnung von neuen Programmen berechtigt. Des 

Weiteren empfiehlt er auch die korrekte Anwendung der Gesetzgebung in Sachen 

Bezuschussung und in diesem Zusammenhang die strikte und systematische 

Kontrolle der durch die Zentren aufgestellten und vorgelegten Dokumente.  

 

5.5.2.   Analytische Prüfung der Einn ahmen und Ausgaben  

5.5.2.1.   Einnahmen  

In 2007 beliefen die Einn ahmen sich auf 3.115.075,57 EUR , d.h. eine Zunahme um 

19,93 % im Vergleich zum Vorjahr. Die Funktionsdotation seitens der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft hat größtenteils zu dieser  Zunahme gefü hrt. Die 

ursprünglich auf 2.585.000 EUR  festgelegte Dotation wurde nach der 2. Anpassung 

des Ausgabenhaus haltsplanes 2007 um 362.000 EUR auf 2.947.000 EUR  erhöht, 

d.h. eine Zunahme um 15,93 % im Vergleich zum Vorjahr. Neben der 

Funktionsdotation gibt es no ch (1) eine  Kapitaldotation von 20.000 EUR  um die 

Ausgaben zu decken bezügl ich der Anleihe von 400.000 EUR  für den Ankauf und 

die Renovierung des Verwaltungsgebäudes des Instituts und (2) eine 

zweckbe stimmte Dotation von 10.000 EUR  die auf die verschiedene n 

Mittelstandsorganisationen in Form von Subventionen verteilt werden muss.  

 

                                              

41
 Système europ éen des comptes SEC 95 oder Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen  

ESVG 95 . 
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5.5.2.2. Jährliche Entwicklung der in der Rechnungen der Ausführung des Haushaltsplanes gebuchten Ausgaben  

  2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 
Jährliche 

Entwicklung 

Personalkosten 275.704 291.406 308.950 293.498 354.130 360.531 434.698 487.428 12,13% 

Verwaltungsrat 5.978 7.985 9.394 9.345 12.800 9.978 9.483 9.840 3,76% 

Europäische Programme 0 15.575 11.161 1.510 4.548 1.825 1.913 2.101 9,81% 

Verschiedenes 103.111 141.215 111.579 121.106 135.217 151.952 213.244 198.715 -6,81% 

Lehrpersonal Zentren 841.320 911.638 1.070.466 1.123.694 1.135.227 1.162.891 1.216.623 
                         

1.302.581 7,07% 

Subventionen an den 
Zentren 591.695 638.328 751.097 741.373 699.868 666.716 733.651 746.065 1,69% 

Andere Subventionen 56.645 59.473 52.142 51.831 49.980 46.909 68.734 73.094 6,34% 

Investierungen     7.606 1.914 5.560 8.737 786.821 74.873 -90,48% 

Gesamt 1.874.453 2.065.621 2.322.397 2.344.271 2.397.330 2.409.539 3.465.166 2.894.697 -16,46% 

Detaillierte Aufstellung 
der Subventionen an den 
Bildungszentren     
(einschlieɓlich Gehalts-
subventionen)                   

Subv. Für Mieten und 
Anschaffungen 85.176 90.286 123.707 115.187 103.711 103.109 107.112 118.857 10,96% 

Gehälter des 
Lehrpersonals 841.320 911.638 1.070.466 1.123.694 1.135.227 1.162.891 1.216.623 1.302.581 7,07% 

Subv. Für die Gehälter 
der Direktoren 73.624 105.376 167.287 181.378 159.995 165.132 192.252 200.589 4,34% 

Pauschale Subv. Pro 
Schüler 48.114 48.023 46.815 44.413 43.684 24.397 30.176 27.002 -10,52% 

Pauschale Subv. Pro 
Unterrichtsstunde 285.602 301.385 340.741 338.605 333.837 328.222 294.500 301.525 2,39% 
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Subv. Für Studientage 
und Weiterbildung 89.117 85.683 62.176 54.629 51.565 39.528 101.872 86.825 -14,77% 

Subv. Für die 
Veranstaltung von 
Prüfungen 10.064 7.575 10.372 7.161 7.076 6.327 7.739 11.268 45,61% 

Gesamt 1.433.016 1.549.966 1.821.564 1.865.067 1.835.095 1.829.607 1.950.273 2.048.646 5,04% 

          

Andere Subventionen          

Fahrkosten der Lehrlinge 37.372 38.716 39.998 41.502 38.083 37.236 56.283 63.281 12,43% 

Kosten der Prüfungs-
kommission 19.273 20.758 12.144 10.329 11.897 9.673 12.451 9.813 -21,19% 

Gesamt 56.645 59.473 52.142 51.831 49.980 46.909 68.734 73.094 6,34% 
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In 2007 beliefen die Gesamtausgaben des IAWM sich auf 2.894.697,18 EUR, d.h. 

eine Minderung um 16,46 % im Vergleich zum Vorjahr.  

 

 2006 2007 

Jährliche 
Entwicklung 

Laufende 
Ausgaben      2.678.345,36           2.819.823,94      5,28% 

Investitionen         786.820,54               74.873,24      -90,48% 

Gesamtbetrag      3.465.165,90           2.894.697,18      -16,46% 

 

 

Die oben stehende Tabelle zeigt, dass die Minderung hauptsächlich einer Minderung 

der Investitionsausgaben zuzuschre iben ist ( -90,48 %).  

 

Die laufenden Ausgaben dahingegen sind in 2007 um 5,28 % angestiegen. Die 

Personalausgaben insbesondere sind um 12,13 % angestiegen, weil in diesem Jahr 

das Personalvorhaben (8 vollzeitäquivalente Mitarbeiter) völlig benutzt wurde.  

 

Aufteilung der laufenden Ausgaben 2007

Personalkosten

17,29%

Verwaltungsrat

0,35%

Europäische Programme

0,07%

Verschiedenes

7,05%

Entschädigung der 

Lehrpersonen

46,19%

Zentrensubventionen

26,46%

Andere Subventionen

2,59%
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Das oben stehende Schaubild zeigt dass die laufe nden Ausgaben des IAWM sich 

hauptsächlich zusa mmensetzen aus den Subventionen für die Zahlung der Löhne 

des Lehrpersonals der Zentren und den Subve ntionen an die zwei 

Ausbildungszentren der Deutschsprach igen Gemei nschaft, d.h. 46,19 % bzw. 26,46 

% der gesamten laufenden Ausgaben. Die  Subventionen für die Zahlung der Löhne 

des Lehrpersonals der Zentren lassen eine erhebliche  Steigerung um 7,07 % 

aufzeichnen. Grund dafür ist im Besonderen eine Änderung der sozialen 

Gesetzgebung für das teilzeitbeschäftigte Lehrp ersonal : ab dem 1. Januar 2007 ist 

das Urlaubsgeld im Monatsgehalt einbegriffen. Darüber hinaus wurde das aufgrund 

der Le istungen 2006 berechnete Urlaubsgeld ebenfalls in 2007 ausbezahlt. Auf diese 

Weise hatte das IAWM in 2007 in Sachen Urlaubsgeld eine doppelte Ausgabe. Diese 

Umstände,  wo im selben  Jahr das Urlaubsgeld von zwei Haushaltsjahren ausbezahlt 

wird, wird nur in 2007 eintreten.  

Zum Schluss sei noch darauf hingewiesen, dass die Subventionen  für die 

durch die Zentren organisierten Studientage um 14,77 % gemindert wurden.  
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5.5.2.  Belgisches Rundfunk - und Fernsehzentrum der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft (BRF)  

Das BRF wurde durch das Gesetz vom 18. Februar 1977 zur Festlegung gewisser 

Bestimmungenüber den öffentlichen Rundfunk - und Fersehdienst gegründet.  

Das BRF ist eine Einrichtung öffentlichen Interesses mit eigener Rechtspersönlichkeit und 

gehört zu der Einrichtungen der Kategorie B.  

Das Gründungsgesetz wurde durch das Dekret vom 27. J uni 198 6 vervollstªndigt. Gemªȁ 

Artikel 1 des Gründungsdekret versorgt das BRF eien öffentlichen Rundfunk - und 

Fersehdienst in deutscher Sprache.  

Der Rechnungshof hat die Rechnungen 2007 am 15. Oktober 2008 als geprüft erklärt.  

1.  Bilanz  

                    Bilanz     

AKTIVA 2007 2006 PASSIVA 2007 2006 

          

Anlagevermögen 1.728.037,66 1.936.571,01 Eigenkapital 2.901.326,29 3.049.833,32 

          

1. Sachanlagen 9.644.710,18 9.537.705,62 1. Fonds     

  - Abschreibungen -8.102.272,26 -7.786.734,35    A.  Rücklagenfonds 44.865,65 42.457,15 

        B.  Erneuerungsfonds 247.893,52 247.893,52 

2. Finanzanlagen 185.013,47 185.013,47    C.  Investierungsfonds 660.476,60 597.330,44 

          

3. Forderungen mehr als 1 Jahr 586,27 586,27 2. Abschreibungsrückstellung 1.727.451,39 1.935.984,74 

      -Subventionen für Investierungen 1.444.427,20 1.638.959,03 

Umlaufvermögen 1.689.094,48 1.647.370,27  -Fonds nicht subv. Anschaf. 283.024,19 297.025,71 

          

3. Forderungen 705.668,66 695.232,43 3. Provision für Bonitage 220.639,13 226.167,47 

  A. Versch. Forderungen 103.495,61 114.369,45      

  B. Zu erhaltende Einnahmen 121.444,09 10.916,17      

  C. Kunden 319.598,17 408.816,02      
  D. Provisor. Einlage BRF-
Media 161.130,79 161.130,79 Verbindlichkeiten 515.805,85 534.107,96 

          

4. Verfügbare Mittel 983.425,82 952.137,84 5. Lieferant. und versch. Kredit. 262.038,68 326.644,94 

     6. Noch zu erhaltende  139.094,31 151.048,94 

         Rechnungen     

     7. Rückstellung Urlaubsgeld 114.672,86 56.414,08 

            

GESAMT 3.417.132,14 3.583.941,28 GESAMT 3.417.132,14 3.583.941,28 
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2.  Ergebnisrechnung  

  Ergebnisrechnung am 31. Dezember 2007   

     

Aufwendungen   Erträge  

     

Lieferungen und Dienstleistungen             1.030.830,76     Umsatz                       602.429,38     

Löhne, Soziallasten und Pensionen             4.436.017,42     Andere Betriebserträge                       318.098,96     

Andere Betriebsaufwendungen                    1.420,24     Funktionsdotation                     4.569.000,00     

Finanzaufwendungen                    5.262,02     Finanzertäge                         43.128,35     

Außergewöhnliche Aufwendungen                  18.390,93     Außergewöhnliche Erträge                         14.403,62     

Abschreibungen                335.387,19     Kapitalzuschüsse                       321.385,67     

ProvisionBonitage -                  5.528,34     Entnahme Fonds für nicht                          14.001,52     

Abschreibungen/deklassiertes Material                  58.258,78     subv. Anschaffungen  

                             -         

     

Gewinn                    2.408,50       

Gesamtbetrag             5.882.447,50     Gesamtbetrag                     5.882.447,50     

 

Die Ergebnisrechnung 2007 schlie ȁt mit einem wirtschaftlichen Gewinn in Hºhe von 

2.408,50 EUR ab.  

 

3.  Rechnung der Ausführung des Haushaltsplanes  

Compte d'exécution du budget 2007 Réalisations Budget initial Budget ajusté Réalisation Différence Evolution 

Einnahmen 2006 2007 2007 2007   2007/2006 

          

Umsatz 649.347,43 677.500,00 674.500,00 602.429,38 -72.070,62 -7,23% 

Investitionssubventionen 190.000,00 190.000,00 190.000,00 190.000,00 0 0,00% 

Funktionsdotation 4.468.000,00 4.569.000,00 4.569.000,00 4.569.000,00 0 2,26% 

Andere Betriebseinnahmen 376.058,87 252.950,00 271.320,00 318.098,96 46.778,96 -15,41% 

Finanzerträge 32.866,91 9.650,00 26.850,00 43.128,35 16.278,35 31,22% 

Außergewöhnliche Erträge 0 1.000,00 1.000,00 14.403,62 13.403,62 Nouveau 

             

GESAMT 5.716.273,21 5.700.100,00 5.732.670,00 5.737.060,31 4.390,31 0,36% 

       

       

Ausgaben Réalisations Budget initial Budget ajusté Réalisation Différence Evolution 

 2006 2007 2007 2007   2007/2006 

Miete und Mietkosten 4.544,31 4.700,00 4.700,00 4.603,79 -96,21 1,31% 

Unterhalt 92.722,09 122.000,00 126.000,00 127.712,68 1.712,68 37,74% 

Verschiedene Lieferungen 375.161,54 258.650,00 234.650,00 229.097,16 -5.552,84 -38,93% 

Zahlungen an Dritte        0   

deren Versicherungen 18.382,10 22.200,00 21.600,00 20.738,65 -861,35 12,82% 

          Rechte 291.258,95 313.700,00 300.600,00 299.351,46 -1.248,54 2,78% 

          Freie Mitarbeiter 203.303,39 179.000,00 168.000,00 148.793,62 -19.206,38 -26,81% 
          Kommission Werbung und 
Sponsoring 36.482,75 30.000,00 23.000,00 21.061,53 -1.938,47 -42,27% 

          Andere 153.052,46 196.200,00 179.000,00 165.242,45 -13.757,55 7,96% 

Veranstaltungen 16.595,85 11.500,00 14.500,00 14.229,42 -270,58 -14,26% 

Löhne, Soziallasten und Pensionen 4.260.011,25 4.367.300,00 4.463.550,00 4.436.017,42 -27.532,58 4,13% 
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Steuerlasten 1.330,09 1.950,00 1.950,00 1.420,24 -529,76 6,78% 

Finanzaufwendungen 4.119,23 2.700,00 4.920,00 5.262,02 342,02 27,74% 

Außergewöhnliche Aufwendungen 0,00 200,00 200,00 18.390,93 18.190,93 100,00% 

Anschaffung von Investitionsgütern 160.019,11 190.000,00 190.000,00 126.853,84 -63.146,16 -20,73% 

         

GESAMT 5.616.983,12 5.700.100,00 5.732.670,00 5.618.775,21 
-

113.894,79 0,03% 

       

Haushaltssaldo 99.290,09 0 0 118.285,10   

 

4.  Bemerkungen  

Die nachfolgend en Bemerkungen ergeben sich aus der Kontrolle  vor Ort. Sie wurden 

dem Ministerpräsidenten der Deutschsprachigen Gemeinschaft und der 

Aufsichtsministerin in einem Brief zugestellt.  

 

4.1. Bilanz und Ergebnisrechnung  

a) Neuklassifizierung der Forderungen mit  einer Laufzeit von mehr als einem  Jahr  

Seit 2006 verbucht das BRF ein fälliges Darl ehen in Höhe von 161.130,79 EUR  als 

ăProvisorische Einlage BRF-Mediaò. Da die kurzfristige Eintreibung dieser Einlage 

nicht vorhergesehen wird, empfiehlt der Rechnungshof d iese als Forderungen mit 

einer Laufzeit von mehr als einem Jahr neu zu klassifizieren.  

b) Bildung von Rückstellungen für das doppelte Urlaubsgeld  

Um d ie Auswirkung auf das wirtschaftliche Ergebnis zu begrenzen , deckt die am 

Ende des Geschäftsjahres 2007  gebil dete Rückstellung in Höhe von 114.672, 86 EUR 

nur das doppelte Urlaubsgeld des vertragl ichen Personals  und die Hälfte des 

doppelten Urlaubsgeldes des statutarischen Personals . Abweichend von den 

Buchhaltungsregeln hat der Ve rwaltungsrat beschlossen die B ildung der 

Rückstellungen auf drei au feinander folgende Jahre zu verteilen. Ende 2008 

müssten  die für das doppelte Urlaubsgeld gebildeten Rückstellungen sich auf das 

Gesamtpersonal beziehen.  

 

4.2 . Verjährung der alten Schuldforderungen nach 10 Jahren  

Die Rechnungen des BRF weisen für me hr als 170.000 EUR  Schuldforderungen an 

Kunden auf die am 31. Dezember 2007 fällig waren.  

Es gibt unbezahlte Forderungen aus den Haushaltsjahren 1998 und 1999 an Regio -

Medien AG (früher Radio 3000 AG) in Bezug auf den Start des Privatradios Hit Radi o 

100.5 für mehr als 60.000 EUR . Der Rechnungshof weist darauf hin, dass der 

Schuldner in Kürze die Möglichkeit hat sich auf die Verjährungsfrist von 10 Jahren 

zu berufen gemäß dem Gesetz vom 10. Juni 1998 zur Abänderung gewisser 
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Verjährungsbestimmungen , und dies mit dem Ziel sich seiner Zahlungspflicht zu 

entziehen. Es gehört zur Pflicht des Einnahmenordonnateurs der Einrichtung 

nachzugehen inwiefern die Forderungen auf eine effektive Weise eingetrieben werden 

können, und im gegebe nen Fall, die Eintreibung über den Rechnungspflichtigen der 

Einrichtung fortzusetzen.  

 

4.3. Rechnungslegung zur Ausführung des Haushaltsplanes  

Das Haushaltsjahr 2007 schließt mit einem Haushaltsüberschuss von 118.285,10 

EUR ab. Die Rechnungslegung weist fü r den Ausgabenposten 66 « Auȁerordentliche 

Aufwendungen  » eine Überschreitung v on 18.190,93  EUR auf. Diese Überschreitung 

ergibt sich aus der Annullierung einer alten Schuldforderung an Regio -Medien AG 

und sollte parallel in Zusammenhang mit einer bei Regio -Medien in Konto 76 « 

Auȁerordentliche Erträge   » verbuchten  Einnahme von 13.998,49 EUR  gebracht  

werden.  

 

4.4.  Pensionsfonds des BRF  

Das Gesetz vom 27. Oktober 2006 über die Kontrolle von Einrichtungen der 

betrieblichen Altersversorgung hat die Europäische Richtlinie 2003/41 des 

Eur opäischen Parlaments und des Rates vom 3. Juni 2003 über die Tätigkeiten und 

die Beaufsichtigung von Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung in 

belgisches Recht umgesetzt. Artikel 89 dieses Gesetzes besagt, dass der für die 

Pensionen eingezahlten technischen Rücklagen ausreichend sein müssen um die 

Auszahlung der Pensionen und Leistungen an die Begünstigten im Verlauf des 

Dienstes weiterhin zu sichern und um die Verpflichtungen die sich aus den  

akkumulierten Rechten der Mitglieder ergeben, zu wider spiegeln.  

Bezüglich der öffentlichen Einrichtungen besagt Artikel 138 dieses Gesetzes, dass die 

Gesetzesbestimmungen auf die Pensionsregelungen der öffentlichen Einrichtungen 

keine Anwendung finden was die Bildung von gesetzlichen Pensionen angeht, 

insofer n der Staat, die Region oder die Gemeinschaft die Lasten der verliehenen 

Vorteile zu ihren Lasten nehmen oder das gute Ende der für die Pensionsregelungen 

eingegangenen Verpflichtungen gewährleisten. Insofern der Pensionsfonds des BRF 

die Deckung der Verpf lichtungen zu 100 % nicht gewährleisten kann, müsste 

entweder die Einrichtung ihre Beiträge erhöhen oder die Deutschsprachige 

Gemeinschaft ihre ausdrückliche Garantie geben.  
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5.  Analyse der Haushaltseinnahmen und -Ausgaben  

 

 5.1.  Einnahmen  

Die Haushaltsein nahmen 2007 belaufen sich auf 5.737.060,31  EUR (Steigerung 

um 0,36 % im Ve rgleich zum Vorjahr).  

a) Beteiligung der Deutschsprachigen Gemeinschaft  

Die Beteiligung der Gemeinschaft setzt sich zusa mmen, einerseits aus einer so 

genannten gewöhnlichen Dotation in Höhe von 4.589.000 EUR (Steigerung um 2,25 

% im Vergleich zum Vorjahr) ð dieser Dotation hat das BRF 20.000 EUR entnommen 

um kleine Inve stitionsausgaben 42  zu tätigen - und andererseits aus einer so 

genannten außergewöhnl ichen Dotation von 170.000 EUR (unver ändert im Vergleich 

zum Vo r jahr) um erheblichere Investitionsausgaben zu tätigen g emäß einem im 

Voraus aufgestellten Investitionsplan.  

Um Schatzamtsproblemen vorzubeugen werden seit 2003 die ăauÇergewºhnlicheò 

sowie die gewöhnliche Dotation in Zwölfteln au sgezahlt.  

b) Eigeneinnahmen  

Die Eigeneinnahmen umfassen den Umsatz, die anderen Betriebsei nnahmen sowie 

die finanziellen und außergewöhnlichen Erträg e. Die nachstehende Tabelle zeigt die 

Entwicklung.  

 

  2004 2005 2006 2007 
Entwicklung 
2007/2006 

Eigeneinnahmen 787.679 1.015.302 1.058.273 978.060 -7,60% 

 

- Umsatz  

Auf Basis des Vertrags vom 19. März 2004 und ab dem 1. Juli 2004 wird die 

Vermarktung der Werb esendezeit beim BRF exklusiv der GmbH Mediaconcept 

vorbehalten. Es handelt sich um einen Vertrag der unter B erücksichtigung 

der Vertragsmodalitäten um 3 Jahre verlängert we rden kann. Die Verwaltung 

der Werbesendezeit durch einen Partner der den lokalen Eigenheiten besser 

angepasst ist, hatte eine e rhebliche Steig erung der Werbeeinnahmen für 

Radio und Fernsehen i n 2005 und 2006 zur Folge. In 2007 hat sich die 

Tendenz leicht umgekehrt infolge einer Minderung der Werbeeinnahmen für 

Radio und Fernsehen um 7,13 % bzw. 0,88 %. Die Minderung ist 

wahrscheinlich die Folge der allgemeinen ökonomischen Verschlechterung. 

                                              

42
 Durchaus unter 5.000 EUR um insbesondere Büromater ial anzuschaffen.  
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Dan eben wurden Partnerschaftsabkommen abgeschlossen mit Firmen die 

bestimmte Programme sponsern, unter der exklusiven Vorausse tzung dass 

im Tausch einfach der Unternehmensname erwähnt wird. Die Einnahmen 

aus dieser Art ăSponsoringò, die auÇerhalb der Exklusivvermarktung durch 

die GmbH Mediaconcept fällt, haben in 2007 um 1,94 % zug enommen.  

 

Umsatz 2003 2004 2005 2006 2007 
Entwicklung 
2007/2006 

Nicht kommerzielle Werbung 525 0 0 0 0 n.s. 

Kommerzielle Werbung Rundfunk 298.867 364.585 424.751 461.536 428.645 -7,13% 

Kommerzielle Werbung TV 41.162 24.482 37.755 30.711 30.440 -0,88% 

Kommerzielle Produktionen 59.542 67.889 69.532 61.202 41.068 -32,90% 

Sponsoring 105.005 106.031 125.203 95.553 97.405 1,94% 

Verschiedenes       346 4.871 1307,80% 

Gesamt 505.102 562.986 657.241 649.347 602.429 -7,23% 

                         (in EUR ) 

Der Umsatz 2007 in Höhe von 602.429,38 EUR  findet global seinen 

Ausdruck in einer Minderung der Einnahmen aus der Werbung, der 

kommerziellen Produktionen und dem Sponsoring um 7,23 % i m Vergleich 

zum Vorjahr.  

- Andere Betriebseinnahmen  

Die anderen Betriebseinnahmen belaufen sich in 2007 auf 318.098,96 

EUR, gegenüber 2006 eine Minderung um 15,41 %.  

  

  - Finanzielle Erträge  

Besonders dank der Anlage von Liquiditäten konnte das BRF in 200 7 

finanzielle Erträge verbuchen für  einen Betrag von 43.128,35 EUr , eine 

Zunahme um 31,22 % gegenüber dem Vorjahr.  

 

 

  - Außergewöhnliche Erträge  

Die Rechnung 2007 weist außergewöhnliche Einnahmen auf für  einen 

Betrag von 14.403,62 EUR . Die Inrechnungstell ung von Leistungen 

vorheriger Jahre an Regio -Medien AG hat zu diesen Einnahmen geführt, 

Einnahmen die parallel in Zusammenhang mit der außergewöhnl ichen 

Ausgabe von 18.390,93 EUR  für die Annullierung einer alten 

Schuldforderung an dieselbe Firma gebracht w erden sollten.  
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 5.2.  Ausgaben  

In 2007 beliefen die Aus gaben sich auf 5.618.775,21 EUR , d.h. eine 

Jahreszunahme um 0,03 %.  

 

a) Personalausgaben (einschließlich der freien Mitarbeiter)  

 

  2003 2004 2005 2006 2007 
Entwicklung 
2007/2006 

Funktionsdotation  4.194.000 4.336.500 4.375.000 4.468.000 4.569.000 2,25% 

Personalkosten (einschlieɓlich freie 
Mitarbeiter) 3.754.411 4.034.875 4.297.255 4.463.315 4.584.811 2,72% 

Personalkosten/Funktionsdotation 89,52% 93,04% 98,22% 99,90% 100,35%   

 

Aus der oben stehenden Tabelle geht hervor, dass die Lohnma sse 2007 um 2,27 % 

angestiegen ist. Diese Steigerung lässt sich beso nders erklären durch den Beschluss 

des Verwaltungsrates des BRF um den Lohnabzug für die Speisung des 

Pensionsfonds des st atutarischen Personals in 2007 von 23,50 % auf 24,50 % zu 

bringen, d.h. 17 % zu Lasten des BRF und 7,50 % zu  Lasten des Arbeitnehmers. Der 

Jahresbericht des Verwalters des Fonds vom 1. Januar 2008 beschließt dass, 

gegeben die Hypothese eines üblichen Lohnabzugs der von 24,50 % in 2007 auf 

27,50 % in 2010 ansteigt, eines Durchschnittsertragssatzes von 5 % und ein es 

Durchschnittspensionsalters von 62 Jahren, die Rücklagen gegen 2035 am Ende 

sein würden.  

Insoweit die durch die Deutschsprachige Gemeinschaft gewährte o rdentliche 

Funktionsdotation nur um 2,25% zugenommen hat, steigt das Verhältnis 

Persona lkosten/ orden tliche Funktionsdotation über den Grenzwert von 100 % 

hinaus. Künftighin deckt die Funktionsdotation nicht mehr die Gesamtausgaben für 

das Personal.  

Die oben erwähnten Personalausgaben berücksicht igen die Ausgaben für die 

Leistungen des freien Pe rsonals in  Höhe von 148.794 EUR . 

Diesbezüglich bestätigt die unten stehende Tabelle den fortschreite nden Verzicht 

des BRF auf den Einsatz von freien Mitarbeitern.  

 

  2003 2004 2005 2006 2007 

Freie Mitarbeiter 281.680 225.224 224.010 203.303 148.794 

                   (in EUR ) 
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b) Sonstige Funktionskosten  

Die Funktionsausgaben (ohne Lohnausgaben) sind stärker gesunken als die 

Eigeneinnahmen. Demzufolge übersteigt die Deckungsrate der Funkt ionskosten 

durch die Eigeneinnahmen weiterhin den Gren zwert von 100 %.  

 

 2004 2005 2006 2007 
Entwicklung 
2007/2006 

Eigene Einnahmen 787.679 1.015.302 1.058.273 978.060 -7,60% 

Funktionskosten 946.953 1.049.377 993.649 907.110 -8,70% 

Funktionskosten/ Eigene Einnahmen 83,18% 96,75% 106,50% 107,82%   

 

c) Investitionsausgaben  

Im Vergleich zum Vorjahr sind die Investitionsausg aben 2007 um 20,73 % 

auf 126.853,84 EUR gesunken. Sie umfassen einerseits kleine mit der g ewöhnlichen 

Dotation finanzierte Investitionen ( 13.467,83  EUR) und a ndererseits erheblichere mit 

der außergew öhnlichen Dotation ( 170.000 EUR ) finanzierte Investitionsausg aben 

(113.386,01  EUR) gemäß dem Investition splan 2007.  

Der nicht verwendete Saldo 2007 in Höhe von 63.146,16 Euro wurde in den 

Investitionsfonds eingetragen. Der Haushaltsüberschuss 2007 erklärt sich teilweise 

aus d ieser Unterbenutzung der Investitionskredite.  

 

Investitionsausgaben 2003 2004 2005 2006 2007 

           

Ordentliche Investitionen 27.713 46.439 17.279 18.031 13.468 

Auɓerordentliche Investitionen 169.974 169.998 168.639 141.988 113.386 

Jährliche Gesamtinvestitionen 197.687 216.437 185.918 160.019 126.854 

      

Funktionsdotation für kleine 
Investitionen 55.600 63.500 25.000 20.000 20.000 

Kapitaldotation 170.000 170.000 170.000 170.000 170.000 

Investitionsdotationen (Gesamt) 225.600 233.500 195.000 190.000 190.000 

      

Saldo ordentliche Investitionen 27.887 17.061 7.721 1.969 6.532 

Saldo auɓerordentliche Investitionen 26 2 1.361 28.012 56.614 

Gesamtsaldo 27.913 17.063 9.082 29.981 63.146 
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5.3.  Haushaltsergebnis  

Das Haushaltsjahr 2007 schließt mit einem Übe rschuss in Höhe von 

118.285,10 EUR ab.  

 

5.5.3.  Dienststelle der Deutschsprachigen Gemeinschaft für Personen  mit 

Behinderung  

Die Dienststelle für Personen mit Beh inderung der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

wurde durch das Dekret vom 19. Juin 1990 eingerichtet. Anfangs wurden die 

Aufgaben des in 1963 eingerichteten Nationalfonds Marron übernommen um die 

Eingliederung der behinderten Personen sicherzustellen. Daraufh in hat die 

Dienststelle am 1. Januar  1992 die Aufgaben des in 1967 eingerichteten Fonds 81 

übernommen, zur Sicherstellung der medizinischen, sozialen und pädagogischen 

Hilfen in den Tagesstätten und Wohnheimen.  

Der Rechnungshof hat die Rechnungen 2007 der Dienststelle für Personen mit 

Behinderung am 22. Oktober 2008 als geprüft erklärt.  

1°) Bilanz  

                      BILANZ 2007     

AKTIVA     PASSIVA 

  2007 2006   2007 2006 

ANLAGEVERMÖGEN 175.597,66 188.775,03 EIGENKAPITAL 1.336.847,08 1.040.521,61 

          

I.  Anlagevermögen 175.597,66 188.775,03 I. Vermögen o. Rücklagen     

      - Sachanlagen 175.597,66 188.775,03 

      - Übertragene Boni und Mali 722.798,43 460.220,82 

II. Finanzanlagen 0,00 0,00   - Zuschussbewilligung 79.194,39 68.685,83 

       - Rücklagefonds 0,00 0,00 

UMLAUFVERMÖGEN 1.464.603,36 1.260.914,56   - Vermögen Stiftung 50.688,86 49.922,92 

     VII. Rückstellungen 308.567,74 272.917,01 

V.  Forderungen 113.172,00 104.927,82      

     VERBINDLICHKEITEN 303.353,94 409.167,98 

 1.351.431,36 1.095.986,74      

IX. Flüssige Mittel     IX. Verbindlichkeiten 247.394,50 360.402,97 

 0,00 60.000,00      

X. Rechnungsbegr.     X. Rechnungsbegrenz. 55.959,44 48.765,01 

          

          

GESAMT 1.640.201,02 1.449.689,59 GESAMT 1.640.201,02 1.449.689,59 
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Entwicklung der gro ȁen Bilanzvolumen 

Entwicklung der Bilanzvolumen

-500.000

0

500.000

1.000.000

1.500.000

2.000.000

B.K. 1.141.767 896.280  891.944,02     851.746,58     1.161.249,42    

B.B.K. -371.267 -107.111 -27.726,79    -244.240,16    -190.181,94    

N.K.B. 1.513.034 1.003.391  919.670,81     1.095.986,74     1.351.431,36    

2003 2004 2005 2006 2007

Nettokassenbestand

Betriebskapital

Bedürfnisse

an Betriebskapital

 

           (in EUR)  

B.K. = Betriebskapital  

B.B.K. = Bedarf an Betriebskapital  

N.K.B. = Nettokassenbestand  

2007 vergrºȁert sich der Betriebskapital um fast 310.000 EUR, wªhrend die 

Betriebskapitalbedürfnisse nur um etwa 54.000 EUR zugeno mmen haben. Diese beiden 

Entwicklungen haben eine Verbesserung der Nettoschatzamtlage am 31. Dezember 2007 

um 255.444,62 EUR zur Folge. Somit nähert die Nettoschatzamtlage ihr höchstes Niveau 

von Ende 2003.  

 

2°) Erbegnisrechnung  

      

Aufwendungen 2007 2006 Erträge 2007 2006 

          

I. Übrige Lieferungen und Leistungen 300.913,67 253.140,89 VI. Gewöhnliche Interventionen 7.549.036,90 6.869.498,97 

            der Aufsichtsbehörde     
II. Allgemeine Unkosten für 
Besoldung 862.762,15 885.180,51     - Grundotation D.G. 7.284.000,00 6.604.000,00 

   und Soziallasten des Personals        - Dotation für Infrastruktur 50.000,00 50.000,00 

     
   - Dotation für  
      Immobilienanpassung 113.000,00 113.000,00 

Besoldung des Personals 637.191,78 652.242,25     - Erneuerung der Fahrzeuge 25.000,00 25.000,00 
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Soziallasten zu Lasten der 
Dienststelle 136.063,35 139.320,10     - Infrastruktur Dienststelle 12.000,00 12.000,00 

Sonstige Personalkosten 89.507,02 93.618,16     - Subv. BVA 65.036,90 65.498,97 

          
III. Abschreibungen und 
Rückstellungen 105.863,91 -61.127,45 VII. Europäische Hilfe 430.718,06 420.268,04 

          

Abschreibungen 70.213,18 67.543,25 VIII. Beteiligung von Dritten  311.196,47 80.006,12 

Rückstellungen (Verwendung -) 35.650,73 -128.670,70        an Funktionskosten     

     - Essengutscheine 4.260,87 3.892,62 

IV. Finanzaufwendungen 118,88 123,48   - Kooperationsabkommen AWIPH 0,00 67.440,86 

       - Eigenbeteiligung (Kinderzulage) 223.601,16 8.672,64 

V. Zugeteilte Sozialeistungen 6.780.771,87 6.359.356,35    Beteiligung Föderalstaat 45.524,27   

       - Sonstige Rückzahlungen 37.810,17   

     IX. Spenden     

       - Stiftung 213,00 1.335,00 

          

     X. Finanzerträge     

        - Zinsen auf Bankkonten 18.093,11 12.220,74 

          

     XI. Andere Einnahmen 1.847,68 119.328,28 

Gewinn des Jahres 260.674,74 65.983,37      

     Verlust des Rechnungsjahres 0,00 0,00 

GESAMT 8.311.105,22 7.502.657,15 GESAMT 8.311.105,22 7.502.657,15 

 

Der Gewinn  des Geschäftsjahres in Höhe vo n 260.674,74 EUR ist hauptsächl der 

Steigerung um me hr als 10 % der Funktionsdotation der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft zuzuschreiben.  
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3°) Rechnung der Ausführung des Haushaltsplanes  

3.1. Einnahmen  

      
Einnahmen 

2006 
Ursprünglicher 
Haushalt 2007 

Haushalt 
2007 nach 2. 
Anpassung 

Einnahmen 
Ende 2007 

Verwirkligen 
- 

Schätzungen 

Entwicklung 
2007/2006 

11.11 01 
Rückzahlungen von 
Gehältern und 
Gehaltsnebenkosten 

  0,00  0,00  530,00  530,00    

11.40 01 
Eigenbeteiligung an den 
Essensgutscheinen 

3.892,62  4.935,07  4.935,07  4.260,87  -674,20  9,46% 

11.40 02 
Eigenbeteiligung 
Gruppenversicherung 
Personal 

612,44  618,55  618,55  668,97  50,42  9,23% 

12.11 01 
Beteiligungen an den 
Funktionskosten SPFSS 

4.115,18  3.787,36  3.787,36  7.422,46  3.635,10  80,37% 

12.12 01 
Beteiligung an Miete an 
Gebäuden SPFSS 

20.815,11  27.711,69  27.711,69  34.827,89  7.116,20  67,32% 

12.12 02 
Beteiligung an Miete an 
Gebäuden SPFSP 

1.081,12  7.767,47  7.767,47  2.661,74  -5.105,73  146,20% 

12.13 01 Rückerstattung Leasing       230,86  230,86    

16.11 01 

Verkauf von 
Dienstleistungen an 
Unternehmen ( 
Werbeeinnahmen Infoblatt) 

3.500,00  4.000,00  4.000,00  2.000,00  -2.000,00  -42,86% 

16.12 01 
Verkauf an Nutznießer oder 
GOE's Miete Hilfsmittel 

6.386,50  6.000,00  6.000,00  7.547,50  1.547,50  18,18% 

16.12 02 
Beteiligung Belgische 
Projektpartner 

0,00  10.500,00  10.500,00  2.945,07  -7.554,93    

16.13 01 
Beteiligung ausl. 
Projektpartner 

9.535,50  21.000,00  21.000,00  2.301,40  -18.698,60  -75,86% 

26.1 01 Zinserträge DPB 11.977,55  5.081,94  5.081,94  17.540,17  12.458,23  46,44% 

38.10 01 
Rückzahlungen von 
Unternehmern 
(Veranstaltungen) 

3.011,81  1.250,00  1.250,00  1.847,68  597,68  -38,65% 

38.30 01 
Rückzahlung von 
Versicherungsgesellschaften 

1.930,27  0,00  0,00  3.207,38  3.207,38  66,16% 

38.40 01 
Übertragung von GOE's 
(Maribel) 

26.115,68  17.000,00  17.000,00  27.125,46  10.125,46  3,87% 

38.50   
Andere Übertragung von 
Privathaushalten  

36.864,43  2.537,05  209.537,05  214.854,69  5.317,64  482,82% 

39.1 01 EU-Zuschüsse Leonardo             

39.1 02 
EU-Zuschüsse euregio for 
all 

6.617,81  11.351,00  11.351,00  4.126,27  -7.224,73  -37,65% 

39.1 03 EU-Zuschüsse integra 7.192,78  7.192,78  7.192,78  4.333,74  -2.859,04  -39,75% 

46.1 01 
Dotation und Zuschüsse der 
DG (BVA) 

65.498,97  65.181,06  65.181,06  65.036,90  -144,16  -0,71% 

46.1 02 
Dotation und Zuschüsse der 
DG 

6.604.000,00  7.278.000,00  7.284.000,00  7.284.000,00  0,00  10,30% 

46.1 03 
Dotation und Zuschüsse der 
DG (ESF Start) 

340.035,54  260.288,20  324.677,49  324.677,49  0,00  -4,52% 
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46.1 04 
Dotation und Zuschüsse der 
DG (ESF Femina) 

58.563,93  66.918,71  97.703,40  97.580,56  -122,84  66,62% 

46.1 05 
Dotation und Zuschüsse der 
DG (ESF MZA) 

7.857,98  0,00  0,00    0,00  -100,00% 

49.30 0 
Dotation und Zuschüsse der 
Wallonischen Region  

76.515,86  0,00  0,00    0,00  -100,00% 

49.43 0 Dotation des Nationallotterie 4.957,88      612,18  612,18  -87,65% 

66.1 01 
Dotation für Ausstattung der 
DG (Einrichtungen) 

50.000,00  50.000,00  50.000,00  50.000,00  0,00  0,00% 

66.1 02 
Dotation für Ausstattung der 
DG (DPB) 

12.000,00  12.000,00  12.000,00  12.000,00  0,00  0,00% 

66.1 03 
Dotation für Ausstattung der 
DG 
(Wohnungsanpassungen) 

113.000,00  113.000,00  113.000,00  113.000,00  0,00  0,00% 

66.1 04 
Dotation für Ausstattung der 
DG (Fahrzeuge) 

25.000,00  25.000,00  25.000,00  25.000,00  0,00  0,00% 

77.2   
Verkauf von Mobiliar und 
Material 

  0,00  0,00    0,00    

87.1   
Rückzahlung von Krediten 
gewährt an VoG's 

9.636,54  0,00      0,00  -100,00% 

87.2   
Rückzahlung von Krediten 
Privatpersonen 

  0,00      0,00    

                  

    Stiftung: 1.578,19 0,00 0,00  765,94      

                  

  7.512.293,69  8.001.120,88  8.309.294,86  8.311.105,22  1.810,36  10,63% 
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3.2.  Die Ausgaben  

      
Ausgaben 

2006 
Ursprünglicher 
Haushalt 2007 

Haushalt 
2007 nach 

2. 
Anpassung 

Ausgaben 
2007 

 Kredite            
-  

Ausgaben      

Entwicklung 
2007/2006 

                  

    A. Personalkosten             

                  

11.11 01 
Besoldung des statutarischen 
Personals, UG, Jahresendprämie 

276.174,66  307.779,61  279.316,41  286.683,65  -7.367,24  3,81% 

11.11 02 
Besoldung des vertraglichen 
Personals, UG, Jahresendprämie 

337.727,98  354.578,40  350.585,09  349.160,54  1.424,55  3,39% 

11.12 01 Gewerkschaftsprämie   223,61  223,61    223,61    

11.12 02 Sozialabonnement 5.673,35  6.158,99  6.158,99  6.079,17  79,82  7,15% 

11.2 01 Sozialabgaben Arbeitgeberanteil 74.636,68  85.250,64  71.444,84  70.243,31  1.201,53  -5,89% 

11.2 03 
Pensionalasten statutarisches 
Personal 

64.043,42  70.365,99  65.825,80  65.820,04  5,76  2,77% 

11.31 01 Familienzulagen 19.170,05  19.342,21  19.342,21  18.684,59  657,62  -2,53% 

11.31 02 Geburtsprämien 801,13  801,14  801,14    801,14  -100,00% 

11.40 01 Essensgutscheine 19.487,75  22.686,00  22.686,00  21.984,50  701,50  12,81% 

11.40 02 andere soziale Vorteile  5.922,10  4.853,92  6.053,92  6.335,37  -281,45  6,98% 

12.11 01 Versicherung Personal 6.628,90  6.476,21  6.476,21  4.848,53  1.627,68  -26,86% 

12.11 02 medizinischer Dienst 1.575,40  1.671,63  1.671,63  685,25  986,38  -56,50% 

33.00 01 Zuwendung an VoG Sozialdienst 2.880,00  3.120,00  3.120,00  2.880,00  240,00  0,00% 

  814.721,42  883.308,35  833.705,85  833.404,95  300,90  2,29% 

          

    B. Andere Besoldungen als die des Personals         

                

11.12 03 Regierungskommissare 3.690,10  4.120,00  4.120,00  4.174,77  -54,77  13,13% 

12.11 03 Mitglieder des VR 7.822,64  10.927,50  6.455,85  6.663,35  -207,50  -14,82% 

12.11 04 
Mitglieder der Ausschüsse und 
Kommissionen 

3.266,70  4.271,39  4.271,39  2.398,88  1.872,51  -26,57% 

12.11 05 Betriebsrevisor/Buchhaltungsexperte 6.873,50  7.010,98  7.010,98  7.010,98  -0,00  2,00% 

12.11 06 sonstige Berater und Experten 5.658,00  5.136,91  5.136,91  3.191,25  1.945,66  -43,60% 

12.11 07 gelegentliche Referenten             

                  

  27.310,94  31.466,78  26.995,13  23.439,23  3.555,90  -14,18% 

                  

    C. Fahrt- und Repräsentationskosten           

                  

12.11 08 
Dienstfahrten und 
Fahrtkostenrückerstattung für das 
Personal 

20.264,81  14.489,10  20.783,10  25.173,37  -4.390,27  24,22% 

12.11 09 Fahrtkosten. auswärtige Personen       0,00  0,00    

12.11 10 
Fahrtkosten für Mitglieder des 
Verwaltungsrates,der Ausschüsse 
und der Kommissionen 

3.665,40  4.496,26  4.496,26  2.765,38  1.730,88  -24,55% 

12.11 11 Aufenthaltskosten des Personals 4.991,41  3.310,72  3.310,72  4.448,96  -1.138,24  -10,87% 

12.11 12 Repräsentationskosten 5.801,58  4.815,83  4.815,83  4.870,38  -54,55  -16,05% 
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12.11 13 Empfangskosten und Bewirtung   1.000,00  1.000,00  739,65  260,35  100,00% 

                  

  34.723,20  28.111,91  34.405,91  37.997,74  -3.591,83  9,43% 

                  

    D. Funktionskosten             

                  

12.11 14 Bürokosten 7.360,23  4.670,86  7.170,86  7.157,55  13,31  -2,75% 

12.11 15 Versandkosten  5.129,62  5.000,00  6.000,00  6.642,28  -642,28  29,49% 

12.11 16 Telekommunikation 20.018,49  24.789,80  24.789,80  24.123,16  666,64  20,50% 

12.11 17 
Dokumentation, Abonnements, 
Zeitschriften, 

            

12.11 18 Reparatur- u. Unterhaltskosten 14.182,62  14.209,57  16.870,16  18.898,68  -2.028,52  33,25% 

12.11 19 Versicherung 3.320,83  3.274,07  3.980,22  4.047,81  -67,59  21,89% 

12.11 20 Öffentlichkeitsabreit 11.907,28  14.096,96  14.096,96  8.939,51  5.157,45  -24,92% 

12.11 22 Weiterbildung des Personals  3.786,56  7.622,73  7.622,73  7.876,25  -253,52  108,01% 

12.11 23 Treibstoff Dienstwagen     2.884,36  2.880,27  4,09  100,00% 

12.11 24 Steueren und Gebühren             

12.11 25 Mieten (außer Gebäude)             

12.11 26 sonstige Funktionskosten             

12.13 01 Operationelles Leasing 20.104,80  21.378,47  30.474,64  32.957,88  -2.483,24  63,93% 

                  

  85.810,43  95.042,46  113.889,72  113.523,39  366,33  32,30% 

                  

    E. Energiekosten             

                  

12.11 27 Elektrizität 7.894,95  5.650,44  7.466,46  7.116,79  349,67  -9,86% 

12.11 28 Kraftstoffe 3.026,50  6.210,90  6.210,90  4.223,00  1.987,90  39,53% 

12.11 29 Wasser 212,92  600,00  600,00  111,55  488,45  -47,61% 

                  

  11.134,37  12.461,34  14.277,36  11.451,34  2.826,02  2,85% 

                  

    F. Gebäude             

                  

12.11 30 
Kleine Reparaturen und Wartung an 
Gebäuden 

1.116,25  2.000,00  7.516,00  11.980,97  -4.464,97  973,32% 

12.11 31 Versicherung  Gebäude 1.019,86  1.020,61  1.020,61  1.188,01  -167,40  16,49% 

12.11 32 Immobiliensteuer     172,80  172,80  0,00  100,00% 

12.11 33 sonstige Kosten Gebäude 7.123,47  9.602,18  9.602,18  8.793,67  808,51  23,45% 

12.12 01 Mieten Gebäude 21.347,43  24.073,11  26.273,11  25.876,46  396,65  21,22% 

  30.607,01  36.695,90  44.584,70  48.011,91  -3.427,21  56,87% 

                  

    G. Finanzaufwendungen             

                  

21.20 01 Zinsen auf Bankkonten             

21.40 01 Verzugszinsen auf Rechnungen             

12.11 34 Bankkosten 123,48  400,00  400,00  118,88  281,12  -3,73% 

                  

  123,48  400,00  400,00  118,88  281,12  -3,73% 
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    H. Ausgaben mit einer besonderen Bestimmung         

                  

12.11 35 Veranstaltungen der Dienststelle 7.024,43  7.622,73  7.622,73  7.877,99  -255,26  12,15% 

12.11 36 Stiftung Miteinander Unterwegs             

12.11 37 Zugänglichkeit 26.873,10  26.369,00  26.369,00  22.342,63  4.026,37  -16,86% 

12.11 38 Projekte in EU-Programme 25.399,31  10.205,14  10.205,14  30.239,24  -20.034,10  19,06% 

12.11 39 Gerichtskosten 0,00  1.264,26  1.264,26  194,32  1.069,94  100,00% 

12.11 40 Studien und Expertisen 9.137,37  4.957,87  4.957,87  4.783,82  174,05  -47,65% 

12.11 41 
Untersuchungen, Gutachten, 
Beratung       

7.795,45  23.000,00  18.361,60  6.826,78  11.534,82  -12,43% 

12.11 42 Ausbildungszentren im Inland 360,75  0,00  3.638,40  3.638,40  0,00  908,57% 

12.11 43 Versicherungen OIB, AP 30.211,03  23.334,08  24.035,00  24.926,92  -891,92  -17,49% 

12.11 45 
Lagerung, Versicherung,Transport 
des Materialverleih 

11.530,63  10.678,17  10.678,17  9.047,92  1.630,25  -21,53% 

12.12 05 Haus Keller     12.000,00  12.000,00  0,00  100,00% 

12.11 47 didaktisches Material     700,00  428,57  271,43  100,00% 

                  

  118.332,07  107.431,24  119.832,16  122.306,59  -2.474,43  3,36% 

          1.184.970,83  1.187.374,03      

    I. Zuwendungen an Dritte           

                  

31.12 01 
Miet- u. Zinszuschüsse an 
Unternehmen 

            

31.32 01 
Lohnzuschüsse für Unternehmer 
Ausbildung 

58.655,79  71.034,97  56.034,97  51.980,54  4.054,43  -11,38% 

31.32 02 
Lohnzuschüsse für Unternehmer 
Beschäftigung 

236.847,20  297.152,08  297.152,08  297.273,35  -121,27  25,51% 

33 020 Lohnzuschüsse an BW's 1.576.295,43  1.835.674,98  1.740.542,58  1.590.654,08  149.888,50  0,91% 

33 0210 ABW -Lohnzuschüsse 48.753,01  69.513,86  69.513,86  62.284,87  7.228,99  27,76% 

33 0211 ABW-Dauer-AP 0,00  20.998,61  -7.228,99  0,00  -7.228,99    

33 024 Unterhaltszuschüsse BW's 63.222,15  67.825,29  67.825,29  64.552,71  3.272,58  2,10% 

33 0260 Tierhof alte Kirche 51.250,00  52.992,50  52.992,50  47.693,28  5.299,22  -6,94% 

33 0261 Hof Peters 46.464,77  46.058,46  46.058,46  42.300,00  3.758,46  -8,96% 

33 02630 Naturschutz 21.700,00  21.451,84  21.451,84  19.306,68  2.145,16  -11,03% 

33 027 Zuschuss Begleitung AP 12.592,49  16.854,83  16.854,83  14.095,29  2.759,54  11,93% 

33 03 Rufbus-Projekt 9.364,40  9.455,63  9.455,63  9.432,56  23,07  0,73% 

33 041 Frühhilfe 286.893,46  270.454,09  270.454,09  243.408,72  27.045,37  -15,16% 

33 0420 Begleitdienste Wohnen 378.469,84  335.447,52  335.447,52  302.148,39  33.299,13  -20,17% 

33 0421 Snoezelen 5.750,00  5.000,00  5.000,00  4.250,00  750,00  -26,09% 

33 043 SAWG Eupen 6.292,12  0,00  25.730,92  23.157,84  2.573,08  268,05% 

33 044 Come Back 39.150,85  44.394,29  44.394,29  39.954,84  4.439,45  2,05% 

33 0442 Profintec-Zuschuss 15.499,58  12.636,00  12.636,00  6.605,71  6.030,29  -57,38% 

33 045 Theater 12.470,52  2.500,00  31.433,30  28.289,98  3.143,32  126,85% 

33 046 Therapeutisches Reiten 10.107,03  11.500,00  11.500,00  9.442,49  2.057,51  -6,58% 

33 047 Betriebskosten Nationallotterie 12.394,67  12.394,68  12.394,68  12.394,68  0,00  0,00% 

33 0480 
Weiterbildung des Personals der 
Einrichtungen 

42.325,73  50.000,00  50.000,00  39.348,28  10.651,72  -7,03% 

34.31 02 
Kostenrückerstattungen bei 
Weiterbildungen 

250,00  0,00  1.000,00  500,00  500,00  100,00% 
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34.31 03 Prämien une Fahrtkosten OIB 6.157,03  3.407,15  3.407,15  12.542,46  -9.135,31  103,71% 

34.31 04 
Ausbildungsprämien und 
Lohnausgleich AIB 

103.004,40  86.820,52  101.820,52  110.847,83  -9.027,31  7,61% 

34.31 05 
Besondere Initiativen  zur sozialen 
Integration  

17.463,99  40.420,28  27.416,28  24.111,28  3.305,00  38,06% 

34.31 060 Zuschuss soziale Hilfen 39.842,90  14.852,55  40.195,92  54.679,42  -14.483,50  37,24% 

34.31 063 Rückerstattung Fahrtkosten 1.728,00  8.209,22  8.209,22  2.052,00  6.157,22  18,75% 

34.31 064 
Besondere Unterstützung von 
Familien 

1.711,39  12.500,00  2.500,00  1.402,40  1.097,60  -18,05% 

34.31 07 Materielle Hilfe 68.099,09  118.813,03  118.813,03  115.875,94  2.937,09  70,16% 

34.32 02 Tagessatz Tagesstätten 1.914.240,48  2.012.713,68  1.994.713,68  1.900.482,93  94.230,75  -0,72% 

34.32 03 Tagessatz Wohnheime 895.040,59  880.607,38  854.876,46  913.605,52  -58.729,06  2,07% 

34.32 04 Wohnressourcen 99.651,70  193.638,99  313.638,99  310.875,30  2.763,69  211,96% 

35.30 01 Berufsbildungszentren im Ausland 86.297,46  37.085,89  106.257,06  94.696,08  11.560,98  9,73% 

35.30 02 Unterbringung im Ausland 36.663,11  23.541,60  67.851,68  76.610,97  -8.759,29  108,96% 

                  

  6.204.649,18  6.685.949,92  6.810.343,84  6.526.856,42  283.487,43  5,19% 

          6.813.463,84  6.529.736,42      

    J. zuwendungen innerhalb des öffentlichen Bereichs         

                  

41.10 01 
Mittelübertragung an DG -
Rückzahlung ESF 

  0,00  0,00    0,00    

45.33 01 
Mittelübertragung an die 
Wallonische Region 

  0,00  0,00    0,00    

                  

      0,00    0,00    

                  

    K. Kapitalzuschüsse an Dritte           

                  

52.2 01 Ausstattung der Einrichtungen 31.456,94  16.136,00  16.136,00  22.781,33  -6.645,33  -27,58% 

52.2 02 Fahrzeuge für Einrichtungen 12.500,00  12.500,00  12.500,00  12.500,00  0,00  0,00% 

53.1 01 Wohnungsanpassungen 87.882,58  85.101,24  229.258,35  179.857,12  49.401,23  104,66% 

  131.839,52  113.737,24  257.894,35  215.138,45  42.755,90  63,18% 

                  

    M. Vermögensgüter             

                  

72.10 01 Einrichtung der DPB             

74.22 01 
Anschaffung von Büromaterial und -
mobiliar 

5.628,20  9.297,82  33.185,53  29.524,79  3.660,74  424,59% 

74.22 02 
Anschaffung von didaktische 
Material 

  
 

874,83  899,83  -25,00    

74.22 03 
Anschaffung von Informatik 
Hardware 

23.773,11  6.000,00  6.000,00  22.688,60  -16.688,60  -4,56% 

74.22 04 
Anschaffung von wissenschaftlichem 
Material 

3.294,24  5.313,04  5.313,04  5.531,64  -218,60  67,92% 

74.22 05 
Anschaffung von Material der 
Telekommunikation 

  
 

        

74.22 06 Anschaffung Hilfsmitteln  21.994,35  24.759,81  24.759,81  9.361,03  15.398,78  -57,44% 

74.40 01 
Anschaffung von Patenten, 
Informatiksoftware u. anderen 
immateriellen Werte 
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  54.689,90  45.370,67  70.133,21  68.005,89  2.127,32  24,35% 

                  

    N. Kredite und Beteiligungen an Dritte           

                  

82 01 Gewährung von Kretiten an GOE's     0,00  0,00  0,00  0,00  

                  

          0,00  0,00  0,00    

          

    P. Anleihen             

                  

91.10 01 
Kapitalrückzahlungen der getätigten 
Anleihen 

    0,00  0,00  0,00    

                  

          0,00  0,00  0,00    

                  

      210,00            

                  

  7.514.151,52  8.039.975,81  8.326.462,23  8.000.254,79  326.207,44  486.313,26  

         

  Haushaltsergebnis -1.857,83  -38.854,93  -17.167,38  310.850,43    

         

 

Die obenstehende Tabelle zeigt den Ursprungshaushaltsplan 2007, den 

angepassten Haushaltsplan sowie die realisierten Einnahmen und Au sgaben 2006 und 

2007.  

 

Eine Kontrolle vor Ort hat zu den nachstehenden Beme rkungen  Anlass gegeben. 

Diese Bemerkungen wurden dem Ministerpräs identen der Regierung der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft und dem Aufsichtsm inister in seinem Brief zugestellt . 

 

a) Neue Darstellung  der  Konte n der Haushaltsaus führung  

Seit einigen Jahren  bittet die  Verwaltung die paragemeinschaftlichen 

Einrichtungen der Kategorie B der Deutschsprachigen Gemeinschaf t ihre Konten der 

Haushaltsaus führung nach  einem R aster  vorzustellen, der die Konsolidierung der 

Rechnungen gemä ȁ den Regeln des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher 

Gesamtrechnun gen (ESVG 95 oder SEC 95) ermöglich t. Um diese r  Ansprüche n 

entgegenzukommen hat die Dienststelle die Struktur ihres Haushalts in 2007 

angepass t. Die Konten der Haushaltsaus führung 200 7 b eachten  für das erste Mal 

diese neue Struktur. Um einen Vergleich auf einer jährlichen Basis zu ermöglichen 

wurden aber die Zahl en der Konten der Haushaltsaus führung 2006 neu berechnet.  
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b) Festgestellter Haushaltsüberschuss  

Das Haushaltsjahr 2007 sald iert mit einem Haushaltsüberschuss in Höhe von 

310.850 ,43 EUR. Diesbezüglich weist der Hof darauf hin , dass die Dienststelle 

geschätzte Ausgaben in Höhe von 144.244,58 EUR in 2006 vorzeitig verbucht hatte. 

Den Buchungsregeln der Einrichtung gemä ȁ, hätte man diese Ausgaben erst in 2007 

buchen sollen. Die vorzeitige Buchung ist teilweise der Grund des Überschusses.  

Auȁerdem lenkt der Hof die Aufmerksamkeit auf die Tatsache, dass die Einrichtung 

gemäȁ Artikel 33 bis des Dekretes vom 19. Juni 1990 zur Schaffung der Dienststelle 

der Deutschsprachigen Gemeinschaft für Personen mit einer Behinderung den 

Betrag des durch eventuelle Haushaltsüberschüsse gespeisten Rücklagenfonds im 

Einverständnis mit der Regierung jährlich festsetzen soll. Dieser Rücklagen fonds 

darf aber  den Betrag von 1.250.000 EUR nicht überschreiten.  

 

c. Investitionsausgaben  

2007 wur den di e Buchungsregeln geändert  um nur die Anschaffungen von 

Immobiliengütern mit einem Mindestwert von 500 EUR als Sachanlagen in Aktiva zu 

buchen.  Ziel di eser Änderung ist es die Summe der in Aktiva der Bilanz als 

Sachanlagen gebuchten Anschaffungen mit den  nach den Regeln  des Europäischen 

Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen ESVG 95 verbuchten Haushalts -

investitionen übereinstimmen zu lassen.  Di esen Regeln gemä ȁ sind 2007 neue 

Anschaffungen in Höhe von 57.035,81 EUR in die wirtschaftliche Buchaltung als 

Sachanlagen verbucht worden. Paradoxerweise hat aber die Dienststel le vergessen 

diese Regel einzuhalt en für die Buchung in das Haushaltskonto 74 

ăVermögensgüter ò. In 2007 sind in diesem Konto Investierungen in Höhe von 

68.005,89 EUR verbucht  worden. Die Differenz resultiert aus der Buchung einer 

Reihe von kleinen Rechnungen mit einem Wert unter 500 EUR  als Vermögensg üter 

in der Haushaltsbuchhaltung.  

 

4°) Analyse d er H aushaltseinnahmen und ðAusgaben  

 

4.1  Haushaltseinnahmen  

a) Einnahmen aus der Deutschsprachigen Gemeinschaft  

Die von der Deutschsprachigen Gemeinschaft eingezahlten Gelder bilden mehr als 95% der 

Haushaltseinnahmen der Dienststelle. Sie se tzen sich aus einer Funktionsdotat ion, einer 

Investitionsdotation, Subventionen für das BVA Personal und Geldern des Europäischen 

Sozialfonds für die Eingliederung der von Arbeitsl osigkeit bedrohten Arbeitnehmer 

(Zielsetzung 3) zusammen. Die europäischen Gelder werden ü ber die Abteilung 

ăEuropªische Programmeò des Ministeriums eingezahlt.  
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¶ Funktionsdotation  

In 2007 belief sich die durch die Deutschsprachige Gemeinschaft g ewährte 

Funktionsdotation auf 7.284.000 EUR (eine Erhöhung um 10,29 % im Vergleich zu 2006).  

Diese Steigerung um 680.000 EUR lªȁt sich folgenderweise erklªren : 

- 149.000 EUR fü r die 2,25 -prozentige reguläre Erhöhung der Dotation ; 

- 375.000 EUR für den ausgleich der Rückgriffe auf die Reserven vergangener 

Jahre;  

- 139.000 EUR für die Erfüllung des Rahmenabkomm ens im nicht -

kommerziellen Sektor 43 ; 

- 17.000 EUR für neue  Aufgaben.  

 

¶ Infrastrukturdotation  

Zusätzlich wurde eine Investitionsdotat ion in Höhe von 200.000 EUR  als 

Einnahmen gebucht (unverändert im Ve rgleich zum Vorjahr). Diese Dotation soll nicht nur 

die Inv estitionen der Dienststelle selbst decken sondern auch die den Privatpersonen 

gewährten Subventionen für Wohnungsanpassungen oder die den Beschützenden 

Werkstätten, Wohnheimen und Tagesstätte n bewilligten Subventionen für den Ankauf von 

Ausrüstung 44 .   

¶ Subv entionen für bezuschusste Vertragsarbeitnehmer  

Die Deutschsprachige Gemeinschaft beteiligt sich an den Lohnkosten des BVA -Personals 

der Dienststelle in Höhe von 65.036,90 EUR.  

¶ Europäische Hilfen  

Zum Schluss überwies die Deutschsprachige G emeinschaft noch G elder 

europäischer Herkunft in H öhe von mehr als 420.000 EUR .  

 

b) Andere Einnahmen  

Unter dieser Rubrik befinden sich Einnahmen von Privatpersonen in Höhe von 

214.854,69 EUR ; diese Einnahmen bestehen  hauptsächlich aus den Eigenbeteiligungen 

der behinderte n Personen in den Kosten der Wohnressourcen (168.169,38 EUR). 2006 

hatte die Dienststelle noch die Nettokosten der Wohnressourcen als Ausgaben gebucht 

(auȁer Eigenbeteiligung der in den Wohnressoucen beherbergten Personen). Zum Zweck 

                                              

43
 Ein Teil dieser Dotation ist f ür die Finanzierung der vollständig vergüteten Nachtstunde n in den Wohnheimen 

bestimmt.  

44
 Zur Erinnerung  transitieren die Subventionen im Bereich Gebªude oder groȁe Ausstattungen nicht durch die 

Dienststelle  
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der erhöhten  Transpar enz, zeigen die Rechnungen 2007 einerseits die Eigenbeteiligung 

der Privatpersonen als Einnahme und andererseits den Bruttobetrag der Ausgaben.  

  

 4.2.  Haushaltsausgaben  

Aufteilung der Ausgaben 2007

I. Zuwendungen an Dritte

81,58%

K. Kapitalzuschüsse an Dritte

2,69%

M. Vermögensgüter

0,85%

D. Funktionskosten

1,42%

B. Andere Besoldungen als 

die des Personals

0,29%

F. Gebäude

0,60%

H. Ausgaben mit einer 

besonderen Bestimmung

1,53%

C. Fahrt- und 

Repräsentationskosten

0,47%

A. Personalkosten

10,42%

 

Das oben stehende Schaubild betont die haushaltsmäßige Bedeutung (mehr als 84 

%) der Z uwendungen an Dritte (Privatpersonen, psycho -medizinisch -soziale Ei nrichtungen 

oder noch Beschützende Werkstätte) Die Funktionskosten der Dienststelle (Personalkosten 

und ander Funktionskosten stellen kaum mehr als 15 %  dar . 

 

.4.2.1. Zuschüsse an Psycho -Medizinisch -Soziale Einrichtu ngen 

In 2007 beliefen sich die in den Haushaltsartikel ăFunktionszusch¿sse an 

Einrichtungen und Dienste f¿r Personen mit Behinderungò verbuchten Ausgaben auf mehr 

als 3,8 Mio. EUR (Steigerung um 3,36 % im Ve rgleich zum Vorjahr). Diese Steigerung erklärt 

sich aber durch eine Veränderung in der Buchungstechnik der für die Wohnressourcen 

gewährten Subventionen; ab 2007 sind als Ausgaben die Bruttoausgaben ohne Abziehung 

der Eigenbeteiligungen gebucht (siehe ebenso Einnahmen).  

Ohne di ese Ausgaben hätten die Zuschüsse an Einrichtungen und Dienste für 

Personen mit Behinderung um mehr als 3 % abgenommen.  

Die unten stehende Tabelle zeigt die Entwicklung der Ausgaben  
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  2005 2006 2007 
Jährliche 

Entwicklung 

Kitz   5.791,95     

Tageststätte 1.854.240 1.908.448,53 1.900.482,93 -0,42% 

Wohheime 967.963 901.332,71 913.605,52 1,36% 

Unterbringung in Ausland 4.507 36.663,11 76.610,97 108,96% 

Wohnressourcen   57.945,39 310.875,30 436,50% 

Konvention Wohnen 406.661 422.676,15 302.148,39 -28,52% 

Konvention Frühhilfe 250.622 286.893,46 243.408,72 -15,16% 

Naturschutz 330 21.700,00 19.306,68 -11,03% 

Snoezelen 5.000 5.750,00 4.250,00 -26,09% 

Gesamt 3.489.323 3.647.201,30 3.770.688,51 3,39% 

Projekt Come Back 26.843 39.150,85 39.954,84 2,05% 

Subv. Nationalloterie 12.395 12.394,67 12.394,68 0,00% 

Gesamt 3.528.560 3.698.746,82 3.823.038,03 3,36% 

 

a) Tagesstätten  

In der Deutschsprachigen Gemeinschaft gibt es vier bezuschusste T agesstätten. Es 

wurden 109 Personen mit einer Behinderung b etreut (selbe An zahl wie in 2006).  

Einrichtung  2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 

Tagestätte Elsenborn 9 9 9 11  10  11  11  

Tagestätte Am Garnstock in Eupen-
Raeren 32  34  36  38  40  40  41  

Tagestätte König Baudouin in Hergenrath 25  25  26  29  29  29  29  

Tageststätte in Meyerode 26  26  27  30  30  29  28  

Gesamt  92  94  98  108  109  109  109  

 

Insoweit die Tagesstätten die Bestimmungen des Regierungserlasses vom 12. 

Dezember 1997 über die Organisation und die Bezuschussung für Tagesstätten einhalten, 

bekommen sie von der Dienststelle, zwar begrenzt auf die verfügbaren Haushaltkredite, 

Zuschüsse in Form e ines Tagessatzes, der die effektiven annehmbaren Ausgaben der 

Tagesstätten für die Unterhalts - und Funktionskosten umfasst.  

In 2007 beliefen sich die den Tagesstätten bewilligten Zuschüsse au f 1.9 00.482,93 

EUR (Minderung  um 0,42 % im Vergleich zum Vo r jahr).  

Zur Erinnerung haben die Erlasse der Regierung der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft vom 24. Februar 2005 und 5. Juni 2007  den Erlass vom 2. Dezember 1997 

abgeändert. Ziel der Abänderung war es das Wachstum der Ausg aben der Dienststelle in 

diesem Bereich der Zuschussgewährung zu b egrenzen, indem einerseits für die Jahre 2005 

und 2006 die B eträge, die zur Berechnung des Tagessatzes dienen, nicht indexiert wu rden, 

und indem andererseits die Pers onalausgaben, die zur Berec hnung des Tagessatzes dienen, 
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auf 99% der auf Basis des für das Jahr 2004 genehmigten Stellenplanes berechneten 

Personalausgaben bl ockiert wurden, und dies ungeachtet der Anzahl der betreuten 

Personen. Insoweit die definitive Ber echnung des Tagesatzes nur im Laufe des Jahres T + 1 

vielleicht selbst im Jahr T + 2 getªtigt wird, hatten die Sparrmaȁnahmen in 2007 vºll ige 

Auswirkung .  

Die unten stehende Tabelle zeigt die Entwicklung der gew ährten Subventionen  

während der letzten Jahre . 

Tagesstätte Elsenborn Kelmis Meyerode Eupen 

2004 241.294,64 423.644,40 554.997,14 622.271,46 

2005 199.597,74 461.380,89 540.742,63 652.518,32 

2006 245.429,39 488.785,42 523.002,86 651.230,86 

2007 240.833,75 511.127,82 499.309,08 649.212,28 

Entwicklung der gewährten 
Subventionen -1,87% 4,57% -4,53% -0,31% 

 

b)  Wohnheime  

Die Deutschsprachige Gemeinschaft verfügt über 2 Wohnheime, die in 2007 18 

bzw. 17 Personen unterbrachten. Wegen der neuen Politik von Unterbringung  in 

Wohressourcen hat die Anzahl de r in Wohnheimen beherbergten Personen um 8 

abgenommen.  

Einrichtungen   Anzahl der betreuten oder begleiteten Personen  

  2003  2004  2005  2006  2007  

Königin - Fabiola - Haus in 
Eupen  19  22  21  21  18  

           

Wohngemeinschaft  17  20  25  22  17  

 Deidenberg/Lommer sweiler  (+2 Tages  (+2 Tages  (+2 Tages  (+2 Tages  
(+1 
Tages  

  betreuung  betreuung  betreuung  betreuung  betreuung  

       

Gesamt  36  42  46  43  35  

Trotz der Minderung der Anzahl der betreuten Personen, haben 2007 die gebuchten 

Haushaltsausgaben (913.605,52 EUR ) zugenommen (eine Steigerung um 1,36 % im 

Vergleich mit dem Vorjahr). Diesbezüglich hat die Einhaltu ng des Rahmenabkommens im 

nicht kommerziellen Sektor, besonders was die Vergütung der Nachtstunden angeht, diese 

Tendenz beeinflusst.  

Die den Wohnheimen gew ährten Zuschüsse erfolgen auf Basis der Bestimmungen 

des Königlichen Erlasses vom 30. März 1973. Dieser Erlass bestimmt die einzuhaltenden 

Regeln zur Festlegung der Tage szuschüsse für Versorgung, Bildung und Betreuung von 

Minderjähr igen und behinderten Per sonen zulasten der Behörden. Der Erlass wu rde seit 

1973 mehrmals angepasst, insbesondere am 20. Juli 1993 und am 5. Mai 1995 für die 

Deutschsprachige Gemeinschaft. Eine letzte A npassung wurde am 24. Februar 2005 durch 

den Erlass der Regi erung der Deutschsp rachigen Gemein schaft durchgeführt (siehe oben) 

um Sparmaȁnahmen sowohl in den Tagestªtten als auch in den Wohnheimen zu tät igen.  
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Auch für die Wohnheime sind die Zuschüsse auf Basis eines eigenen Tagessatzes 

berechnet.  

Die unten stehende Tabelle zeigt die Entwicklung der  gewährten Subventionen 

während der letzten Jahre  

Wohnheime Eupen Deidenberg 

2004 397.007,83 533.194,01 

2005 484.369,10 483.593,65 

2006 431.532,98 469.799,73 

2007 505.584,29 408.021,23 

Entwicklung 
2007/2006 17,16% -13,15% 

 Auch für die Wohnheime ist die Entwicklung der im Jahr ausgezahlten 

Subventionen durch die Regulierung der im vorigem Jahr ausgezahlten Subventionen stark 

beeinflusst. So erklärt sich die Steigerung der dem Wohheim Königin Fabiola in Eupen (+ 

17,16 %) durch eine wesentliche Regulier ung auf Basis der definitiven Abrechnung 2006.  

Für das Wohnheim von Deidenberg -Lommersweiler  dahingegen kam die Minderung  

der Anzahl der beherbergten Personen in einer Minderung  der gewährten Zuschüsse zum 

Ausdruck  (-13,15 %) . 

d) Wohnressourcen  

Der Erlass der  Regierung der Deutschspra chigen Gemeinschaft vom 5. Juni  1998 

bezüglich der Unterbringung von Personen mit Behind erung in Wohnressourcen fand bis 

zum 31. Dezember 2005 Anwe ndung. Der Dienst Wohnen der GoE Begleitzentrum ist 

zuständig für die Verwa ltung de r Wohnressourcen für behinderte Pers onen, d.h. für die 

Suche nach Wohnressourcen, die Rahmenbedingungen, die Unterbri ngung der behinderten 

Personen und die Leistung der En tschädigungen an die Anbieter von Wohnressourcen. Die 

Rückerstattung der entstand enen  Kosten an die GoE Begleitzen trum durch die Dienststelle 

erfolgt auf Basis eines jährlichen Abko mmens.  

Ab dem 1. Januar 2006 ist der neue Erlass der Regierung vom 13. Juli 2006 zur 

Betreuung von Personen mit einer Behinderung in Wohnressourcen anwendbar. 

Infolgedessen ist die Dienstste lle ab dem 1. Juli 2006 mit dem finanziellen Aspekt der 

Wohnressourcen beauftragt. Die Entschädigungen sind unmittelbar durch die Dienststelle 

bezahlt; anderseits k ümmert sich die Dienststelle mit der Eintreibung der Eigenbete ilung 

bei den Personen mit einer Behinderung. 2007 beliefen sich die Ausgaben auf 310.875,30 

EUR; Einnahmen in Höhe von 168.169 ,38 EUR wurden verbucht.  

e) Jährliche Abkommen  

Gemªȁ den Buchungsregeln der Einrichtung werden als Ausgaben gebucht einerseits die 

Salden (10 oder 15 % nach der Konvention) der Konventionen des Vorjahres und 

andererseits die Vorschüsse (90 oder 85 %) . Im Verstoss  gegen diese  Regeln wurde 2006 

100 % des  Betrages der Konventionen gebucht. Infolgedessen wurden in 2007 nur die 

Vosrchüsse für 2007 als Ausgaben verbucht. Die Minderungen der festgestellten Ausgaben 

resultie ren deshalb aus der Buchung im V oraus von Ausgaben 2007.  
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4.2.2.   Funktionszuschüsse an d ie Beschützenden Werkstätten   

Ende 2007 zählten die beschützenden Werkstätte der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft 166 Arbeitnehmer.  

 

Anzahl der behinderten Arbeitnehmer (am 31. Dezember)    

 2003 2004 2005 2006 2007 

BW Eupen 65 71 71 70 68 

BW Meyerode 62 64 63 63 66 

BW Kelmis 32 28 27 32 32 

Gesamt 159 163 161 165 166 

 

Global ist die Summe der gewährten Zuschüsse in 2007 im Vergleich zum Vorjahr um 4,04 

% auf 1.807.484,94 EUR angestiegen.  

Die folgende Tabelle verteilt diese Hilfen unter den verschiedenen  Beschützenden 

Werkstätten.  

 

 Kelmis Eupen Meyerode Gesamt 

Subv. Behindertes Personal 243.500,00 639.000,00 512.500,00 1.395.000,00 

Zusätzlicher Urlaubstag 576,00 2.448,00 2.496,00 5.520,00 

Trimestrielle Regulierungen 36.022,72 35.185,15 69.668,13 140.876,00 

Sicherheitsfonds       11.295,90 

Seminarkosten       30.722,87 

Auditkosten       7.239,31 

Gesamt    1.590.654,08 

Maribel Social 21.768,36 17.093,42 23.423,09 62.284,87 

Unterhaltskosten der 
Werkstätte 11.472,12 30.134,48 22.946,11 64.552,71 

Projekt Tierhof       47.693,28 

Projekt Hof Peters       42.300,00 

    1.807.484,94 

 

4.2.2.   Personalkosten der Dienststelle  

Im Vergleich zum Vorjahr sind in 2007 die Personalausgaben um 2,29 % auf 

833.404,95 EUR ang estiegen.  

4.2.3.  Repräsentation - und Fahrtkost en 

Die unter diesem Haushaltsposten verbuchten Ausgaben beliefen sich auf 

37.997,74 EUR d.h. eine Steigerung um 9,43 % im Vergleich mit 2006. 

Diesbezüglich soll man die Unterschätzung der Fahrtkosten des Personals,  



 
155 

besonders des Dienstes AIDA, der mit der Koordination der Tätigkeiten der 

Wohnressourcen  beauftragt  ist , feststellen.  

4.2.4.  Kapitalsubventionen an Dritte  

Die an Dritte gewährten Kapitalsubventionen in Höhe von 215.138,45 EUR zeigen 

ein Wachstum um 63,18 % im Vergleich mit dem Vorjahr ; die im Rahmen de r 

Wohnungsanpassungen bewilligten Zuschüsse sind mehr als verdoppelt.  

 

4.3. Entwicklung des Haushaltsergebnisses  

 

      

2003 2004 2005 2006 2007 

269.479 -245.487 -4.336 -1.857,83 310.850,43 

 

Auf Basis der von der Dienststelle  vorgelegten Rechnungen schl ieȁt das 

Haushaltsjahr 2007 mit einem Überschuss von 310.850,43 EUR ab.  
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5.5.4.  Arbeitsamt der Deutschsprachigen Gemeinschaft  

Das Arbeitsamt der Deutschsprachigen Gemeinschaft wurde durch das Dekret des Rates 

der Deutschsprachigen Gemeinschaft vom 17 . Januar 2000 eingerichtet.  

Gemªȁ Artikel 1 dieses Dekretes verf¿gt diese Einrichtung ¿ber eine eigene 

Rechtpersºnlichkeit. Gemªȁ Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Mªrz  1954 bez¿glich der 

Kontrolle der Einrichtungen öffentlichen Interesses gehört das Arbeits amt zu den 

Einrichtungen der Kategorie B.  

Der Rechnungshof hat die Rechnun gen 2007 des Arbeitsamtes am 15 Oktober 2008  als 

geprüft erklärt.  

1°) Bilanz  

                BILANZ     

                

AKTIVA 2007 2006 PASSIVA 2007 2006 

          

          

10 ï Lizenzen 364.562,88 352.495,31 10 - Kapital 0,00 0,00 

11 - Grundstück und Gebäude 674.664,47 674.664,47 11 - Reserven -317.807,34 -275.522,24 

12 ï Material 2.246.765,00 2.238.294,20 12 - Subsidien 262.206,36 357.944,57 

13 - Kumulierte Abschreibungen -3.023.785,99 
-

2.907.509,41        Resultat der Periode 170.256,23 -42.285,10 

          

          

Anlagevermögen 262.206,36 357.944,57   Eigenmittel 114.655,25 40.137,23 

          

19 ï Kundenforderungen 25.945,96 14.472,03 40 - Lieferanten 163.787,53 250.358,88 

20 - Zu erhaltene Subventionen 111.235,07 574.452,23 41 - Soziale Verbindlichkeiten 272.263,40 148.903,92 

21 - Sonstige Forderungen     42 - Soziale Rückstellungen 264.752,12 224.400,02 

     38 - Verbind. dem FOREM gegenüber 0,00 0,00 

     39 - Kurzfristige Kredit 0,00 575.901,58 

22 - Flüssige Geldmittel 410.311,84 302.896,50      

          

Umlaufvermögen 547.492,87 891.820,76 Kurzfristige Verbindlichkeiten 700.803,05 1.199.564,40 

          

Abgrenzungsposten 13.887,44 7.539,66 Abgrenzungsposten 8.128,37 17.603,36 

          

          

            

GESAMT AKTIVA 823.586,67 1.257.304,99 GESAMT PASSIVA 823.586,67 1.257.304,99 
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Entwicklung der Bilanzvolumen  

Finanzanalyse des Arbeitsamtes

-800.000,00

-600.000,00

-400.000,00

-200.000,00

0,00

200.000,00

400.000,00

600.000,00

800.000,00

Betriebskapital -181.390,38 -232.153,32 -275.522,24 -317.807,34 -147.551,11

Bedarf an Betriebskapital -728.216,76 -25.760,59 -94.892,20 -44.802,26 -557.862,95

Nettokassenbestand 546.826,38 -206.392,73 -180.630,04 -273.005,08 410.311,84

2003 2004 2005 2006 2007

 

 

In 2003 verfügte das Arbeitsamt bei dem FOREM noch über einen Kredit der eine  

positive Schatzamtlage sicherstellte. Seitdem ist diese Schuld gegenüber dem 

FOREM völ lig beglichen. Seit 2004 benutzt  das Arbeitsamt bei seiner Bank eine 

Kreditlinie von 500 Tausend EUR. Dank des Verkaufes in 2007 des T Interim der 

Deutschsprachigen Geme inschaft hat sich das Schatzamt lage des Arbeitamtes 

verbessert.  

Mit einer Liquiditä tsrate von 0,79 ist dennoch  die  kurzfristige Liquidität nicht ganz 

gesichert; die Liquidit ätsrate im weiten Sinne (Verhältnis zwischen dem 

Umlaufvermögen und den kurzfristi gen Schulden)  muss höher als  1 sein um die 

Rückzahlungsfähigkeit zu gewährleisten.   
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2°) Ergebnisrechnung  

                                                Ergebnisrechnung 2007   

Erträge 2007 2006 

     

A. Umsatzerlöse 39.668,99 37.429,67 

D. Sonstige betriebliche Erträge     

    1.0 Betriebliche Erträge 0,00 0,00 

    1.1 Dotation des laufenden Jahres 3.538.100,36 3.933.303,96 

          Zu erhaltende Subvention (Defizit 2004) 90.709,91 466.431,48 

    1.2. Dotation der Aufsichtsbehörde (vorherige Jahre) 29.637,28 0,00 

    1.3. Intervention ESF 772.896,88 662.738,64 

    1.4. Einnahmen durch internationale Beziehungen 0,00 0,00 

5. Dienstleistungen zugunsten des Personals 25.114,93 31.778,86 

6. Rückerstattung von ausgezahlten Arbeitsentgelten 69.583,11 81.800,28 

7. Verschiedene Mieten 2.475,00 240,00 

8. Verschiedene Produkte 70.790,07 22.086,58 

E. Wieder einzutreibende Sozialleistungen 0,00 0,00 

     

Betriebliche Erträge 4.638.976,53 5.235.809,47 

   

Finanzerträge 149.634,37 218.761,91 

   

Außerordentliche Erträge 568.671,86 0,00 

   

Gesamt 5.357.282,76 5.454.571,38 

   

Aufwendungen   

   

A. Ankauf Rohstoffe Berufsausbildung 14.452,33 13.381,93 

B. übrige Lieferungen und Leistungen 758.816,08 707.553,22 

C. Personal 3.738.111,20 3.613.563,24 

D. Abschreibungen und Wertminderungen 142.962,82 218.724,40 

    auf Anlagevermögen     

E. Wertminderungen von Vorräten, Forederungen an Kunden 0,00 0,00 

G. Sonstige betriebliche Aufwendungen 13.908,09 62.903,22 

I. Sozialleistungen und Praktikanten der Berufsausbildung 294.142,63 291.528,26 

J. Andere Interventionen der ADG 203.456,65 578.893,94 

     

Betriebliche Aufwendungen 5.165.849,80 5.486.548,21 

   

Finanzaufwendungen 21.176,55 10.308,27 

   

Außerordentliche Aufwendungen 0,18 0,00 

     

Gesamt 5.187.026,53 5.496.856,48 

   

Ergebnis des Jahres 170.256,23 -42.285,10 

   

Das Geschªftsjahr schlieȁt mit einem wirtschaftlichen Gewinn von 170.256,23 

EUR.  
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3°) Rechnung der Ausführung des Haushaltsplanes  

 

Einnahmen 

Realisierungen 
2006 

Ursprünglicher 
Haushalt 2007 

Angepasster 
Haushalt 2007  

Realisierungen 
2007 

Differenz 
Entwicklung 
2007/2006 

             

ADG             

             
716.1 Einnahmen aus dem Verkauf von 
sachanlagen 0,00 0,00 571.000,00 575.343,41 4.343,41 100,00% 

716.2 Interventionnen von Dritten 173.335,39 247.572,00 185.072,00 207.632,10 22.560,10 19,79% 

724.2 Wechselkursdifferenzen 0,00   0,00 0,00 0,00   

726.9 Finanzerträge 37,51 1.500,00 0,00 0,00 0,00 -100,00% 

733.2 Erträge für Sozialleistungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00   

738.3 Europªische Programme (Eures, é) 41.530,24 32.110,00 42.710,00 40.720,97 -1.989,03 -1,95% 

739.2 ESF Programme 621.208,40 439.342,84 439.342,84 386.091,62 -53.251,22 -37,85% 

746.8 Intervention des Föderalstaates         0,00   

  Begleitpläne 413.698,78 269.838,75 280.738,75 365.428,00 84.689,25 -11,67% 

746.10 Dotation  der Aufsichtsbehörden 3.614.000,00 3.693.000,00 3.693.000,00 3.693.000,00 0,00 2,19% 

Einnahmen bezüglich der vorhergeheden 
Jahre 264.439,82 437.849,96 376.981,73 375.721,57 -1.260,16 42,08% 

                          -          

Gesamt 5.128.250,14 5.121.213,55 5.588.845,32 5.643.937,67 55.092,35 10,06% 

       

       

Ausgaben 

Realisierungen 
2006 

Ursprünglicher 
Haushalt 2007 

Angepasster 
Haushalt 2007  

Realisierungen 
2007 

Differenz 
Entwicklung 
2007/2006 

             

ADG             

             

811.1 Personal 3.547.134,78 3.690.782,00 3.634.201,77 3.682.587,62 -48.385,85 3,82% 

811.5 Sozialdienst 23.369,88 24.500,00 24.500,00 23.492,85 1.007,15 0,53% 

811.6 Verwaltungsrat 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00   

812.3 Repräsentation- und Fahrtkosten  36.076,95 35.788,00 30.788,00 32.520,84 -1.732,84 -9,86% 

812.4 Honorare 46.261,99 52.018,55 46.018,55 47.406,10 -1.387,55 2,47% 

812.6 Betriebskosten 442.517,61 459.970,00 484.970,00 473.244,17 11.725,83 6,94% 

812.7 Energiekosten 69.565,77 70.655,00 75.655,00 74.932,63 722,37 7,71% 

812.8 Bürokosten, Veröffentlichung und 
Werbung 129.169,93 144.170,00 167.170,00 164.863,20 2.306,80 27,63% 

812.9 Bankkosten 10.308,27 6.000,00 20.000,00 21.176,55 -1.176,55 105,43% 

816.1Annullierungen von Forderungen 61.019,60 0,00 0,00 0,00 0,00 -100,00% 

816.3 Sonstige Ausgaben 0,00 0,00 0,00 0,18 -0,18   

833.2 Sozialleistungen in bar 217.041,42 216.250,00 216.250,00 217.463,35 -1.213,35 0,19% 

833.4 Interventionen in den Kosten Dritter 
(art. 5) 578.893,94 220.830,00 224.042,00 203.456,65 20.585,35 -64,85% 

833.5 Fahrtentschädigungen, Versicherung 
von Praktikanten 74.486,84 67.250,00 67.250,00 76.679,28 -9.429,28 2,94% 

846.9 Rückzahlungen 0,00 4.000,00 4.000,00 4.000,00 0,00   
871.3 Anschaffung von 
Telefoninstallationen 3.015,48 0,00 3.550,00 3.542,59 7,41 17,48% 

872.3 Einrichtungskosten an gemieteten 
Gebäuden 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00   

874.1 Mobiliar und Material 62.233,58 106.000,00 27.000,00 22.836,72 4.163,28 -63,30% 

874.3 Fuhrpark 0,00 0,00 15.450,00 15.449,28 0,72   
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874.4 Software 29.145,76 23.000,00 8.000,00 12.067,57 -4.067,57 -58,60% 

         0,00   

Gesamt 5.330.241,80 5.121.213,55 5.048.845,32 5.075.719,58 -26.874,26 -4,78% 

     0,00  

Haushaltsergebnis -201.991,66 0,00 540.000,00 568.218,09   

       

 

4.  Analytische Prüfung der  Einnahmen und der Ausgaben  

4.1.   Einnahmen  

Die Gesamteinnahmen 2007 des Arbeitsamtes belaufen sich a uf in 2006 auf 

5.643.937,67 EUR , eine Steigerung um 10,06 % im Vergleich zum Vo r jahr. Wenn 

die einmaligen Einnahmen aus dem Verkauf von Aktiva (insbesondere die  

Beendung der Tätigkeiten von T Interim) für einen Betrag von 575.343,41 EUR  

nicht berücksichtigt werden, wären die Einnahmen 2007 im Vergleich zum Vorjahr 

um zirka 1 % niedriger gewesen.  

 

a) Dotation der Aufsichtsbehörden  

Die Funktions - und Investi tionsdo tation von 3.569.000 EUR  (eine Steigerung  um 

2,26 %) bzw. 124.000,00 EUR  (unverªndert) stellen die grºȁten Einnahmenquellen 

des Arbeitsamtes dar.  

 

b) Überweisung von ESF -Mitteln durch die Deutschsprachige Gemeinschaft  

Diese Einnahmen belaufen sic h in 2007 auf 386.091,62,40 EUR , d.h. eine 

Minderung um 37,85 % im Vergleich zum Vorjahr.  

In 2006 wurde dieser Betrag noch durch das Ministerium der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft dem Arbeitsamt als europäischer Beitrag für eine Anzahl von ESF -

Projekten übermittelt.  Einige von diesen Projekten gingen vom Arbeitsamt selber 

aus, andere gingen von Projektträgern aus die mittels einer Konvention mit dem 

Arbeitsamt verbunden waren. Um den Forderungen der Auditoren der 

Europäischen Kommission in Sachen Transparenz Folge zu  leisten, wurden ab 

2007 die Projekten von Drittpersonen nicht mehr durch das Arbeitsamt sondern 

direkt durch das Ministerium verwaltet. Die mit den Projekten von Drittpersonen 

übereinstimmenden Summen wurden demzufolge in 2007 dem Arbeitsamt nicht 

mehr üb ermittelt. Daher die oben erwähnte Minderung.  
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c) Einnahmen zwecks Deckung des Finanzierungssaldos 2006  

Ende 2006 belief sich der zu finanzi erende Saldo auf 466.431,48 EUR . Zwecks 

Deckung dieses Saldos übermittelte die Deutschsprachige Gemeinschaft dem 

Arbeitsamt einen Betrag von 375.721,57 EUR , der folgenderweise aufgegliedert ist :  

- 346.084,29 EUR  für die ESF -Projekte vorheriger Jahre;  

- 12.868,02 EUR  als Saldo der für den Begleitplan der Arbeitslosen  2006 

gewährten Subvention;  

- 16.769,26 EUR  als Saldo für d ie Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen vorheriger 

Jahre (PTP).  

Der Saldo in Höhe von 90.709,91 EUR  wurde am 31. Dezember 2007 zwar als 

Schuldforderung im Bilanzaktiv verbucht aber nicht in die Haushaltseinnahmen 

eingetragen.  

 

d) Überweisung von föderalen Mitteln dur ch die Deutschsprachige Gemeinschaft  

Diese Einnahmen ergeben sich einerseits aus der Anwendung des 

Kooperationsabkommens zwischen dem Föderalstaat und den Gemeinschaften und 

Regionen bezüglich der Aktivierung der Arbeitslosen vom 30. April 2004 und 

anderer seits aus der Anwendung des Kooperationsabkommens zwischen dem 

Föderalstaat, den Regionen und der Deutschsprachigen Gemeinschaft bezüglich der 

Sozialökonomie vom 4. Juli 2000.  

 

- Aktivierungsplan der Arbeitslosen  

Aufgrund dieses Plans erhält das Arb eitsamt j ährlich 314.824,77 EUR , d.h. 1,27 % 

einer Gl obalsumme von 24.789.352 EUR . Davon wird 75 % als Vo rschuss im 1. 

Trimester ausgezahlt. Der Saldo von 25 % erfolgt im 4. Trimester, unter der 

Voraussetzung dass ein detaillie r ter Tätigkeitsbericht über die ersten  drei Trimester 

vorgelegt wird.  

 

- Sozialökonomie  

Das diesbezügliche Kooperationsabkommen sieht die Überweisung auf das Konto 

des Zentralschatzamtes der Deutschsprachigen Gemei nschaft eines B etrages in 

Höhe von 168.159 EUR  vor. Davon wurden 46.811,38 EUR  an das Arbeitsamt 

überwiesen.  

 










